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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Einen wunderschönen sonnigen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Sie sehr herzlich zur 54. Sitzung des Wiener Gemeinderats, heute, am 1. April 2005, begrüßen und ich hoffe, dass alles, was hier an Debattenbeiträgen gesagt wird, auch heute, am 1. April, ernst gemeint ist. Das nehme ich schon einmal an.

Die Sitzung des Gemeinderats ist eröffnet.

Wir haben eine Reihe von Entschuldigungen, zum Teil wegen Krankheit, zum Teil wegen Delegation zum Städtetag. Entschuldigt sind GR Blind, GRin Cordon, GR Dr GÜNTHER, GR Harwanegg, GRin Kato, GR Mag Kowarik, GR Pfeiffer, GRin Polkorab, GR Ing RUDOLPH, GR Dr Serles, GR Mag STEFAN und Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 01453-2005/0002 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Dr Claudia Laschan gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet: Verschiedene Studien belegen, dass immer mehr Kinder unter Bewegungsarmut leiden. Welche Maßnahmen setzt die Stadt Wien, um dem entgegenzuwirken?

Ich ersuche um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Einen wunderschönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Frau Kollegin!

Ich bedanke mich sehr für die Fragestellung, denn es gibt mir die Gelegenheit, ein paar Worte und Sätze über die Problematik von Bewegungsarmut zu sagen, gerade bei Kindern und Jugendlichen, aber nicht nur bei Kindern und Jugendlichen, sondern neueste Studien haben ergeben, dass insgesamt 60 Prozent der Wienerinnen und Wiener unter dem Motto "bewegungsinaktiv" einzuordnen sind. Das heißt, diese Zahl ist eine, die uns, nicht nur mich als Sportstadträtin, aufhorchen lässt, sondern insbesondere auch für den Gesundheitsbereich Riesenauswirkungen hat. 

Wir haben eine Studie machen lassen, die den Zusammenhang zwischen den Kostenfaktoren nachgewiesen hat, die einerseits durch Menschen entstehen, die Sport betreiben und dann verunfallen, und andererseits durch jene, die keinen Sport betreiben und deshalb Folgekosten im Gesundheitsbereich auslösen. Die einfache Subtraktion beider Summen ergibt, dass mehr Menschen, die sportlich unterwegs sind, wesentlich weniger Kosten verursachen. 

Dahingehend ist es natürlich klar, dass wir ausgehend von dem, was wir in der Stadt mit der Aktion "Bewegung findet Stadt" schon vor Jahren begonnen haben, und gerade bei Kindern im schulischen Bereich sehr erfolgreich gestartet haben, durch "Athletics light" und andere Maßnahmen versuchen werden fortzusetzen.

Es hat sich in einer Evaluierung von Vergleichsgruppen in Schulen auch bewiesen, dass bei jenen Kindern, die in einen regelmäßigen Bewegungsablauf einbezogen werden, Auswirkungen im Hinblick auf Konzentration, Leistungsfähigkeit, aber auch insgesamt eine Steigerung des körperlichen Wohlbefindens und der Gesundheit des Bewegungsapparats in einem sehr kurzen Beobachtungszeitraum festgestellt werden konnten. Das lässt darauf schließen, dass hier noch wesentlich mehr herauszuholen ist.

Im diametralen Gegensatz dazu stehen alle Tendenzen, gerade im Schulunterricht Turnstunden zurückzunehmen. Das bedeutet, dass man insgesamt in den Tagesablauf bei Kindern und Jugendlichen verstärkt Bewegung einbringen muss, sowohl im schulischen als auch im außerschulischen Bereich, aber - das ist mir vor allem ein Anliegen - auch im vorschulischen Bereich. Motivation der Kinder kann nur funktionieren, wenn man auch die Erwachsenen mitnimmt, denn wir wissen, dass Kindererziehung vor allem durch die Vorbildwirkung funktioniert. Eltern, deren primäres Ziel es ist, Kinder zum Ruhigsitzen zu veranlassen, sind nicht die besten Bewegungsmotivatoren. Daher ist meine Zielsetzung, gemeinsam mit den Kindern auch die Eltern stärker zu motivieren, Bewegung zu machen. Wenn es uns gelingt, nur 50 Prozent dieser 60 Prozent Inaktiven in Bewegung zu bringen, dann hätten wir für die nächsten Jahre schon sehr viel gewonnen. 

Ganz konkret heißt das, die Aktion "Bewegung findet Stadt" wird fortgesetzt. Wir hatten vor Ostern wieder den Startschuss für "Athletics light" im heurigen Jahr. Wir haben hier eine Steigerung der Anmeldezahlen. Insgesamt sind mehr als 24 000 Wiener Volksschulkinder, und zwar nicht einzelne, sondern im Klassenverband, auch gemeinsam mit Kindern mit besonderen Bedürfnissen, was mir ganz wichtig ist, in diesen Bewegungsablauf während des Schuljahrs eingebunden. Das ist eine der Maßnahmen.

Eine zweite Maßnahme ist, dass wir spezielle Programme für Mädchen anbieten wollen, weil wir wissen, dass es gerade bei Mädchen zwischen dem 10. und dem 16. Lebensjahr eine, sage ich einmal, nicht gerade euphorische Zuwendung zu sportlichen Aktivitäten gibt und weil man hier vom pädagogischen Ansatz her versuchen muss, anders zu arbeiten als man das sonst bei der Arbeit mit jungen Menschen tun kann.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1. Zusatzfrage, Frau GRin Sommer-Smolik.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt sehr viel über die Jugendlichen und die Kinder gesprochen, aber sehr wenig über den Kindergarten. Wir haben nach wie vor die Situation in den Kindergärten, dass sehr viele Kinder in sehr kleinen Räumen sind und in den wenigsten Kindergärten Bewegungsräume zur Verfügung stehen. 

Gibt es irgendwelche Ideen, wie gerade schon im Kindergarten der Bewegungsarmut entgegengekommen werden kann, dass man mehr Bewegungsräume einrichtet oder auch mehr fördert, dass die KindergartenpädagogInnen mit den Kindern sportliche Aktivitäten aus-
üben können und denen das auch ermöglicht wird, weil wir immer wieder hören, dass das Eislaufengehen, das Schwimmengehen immer schwieriger wird, nicht weil die Eltern das nicht wollen oder die Kinder das nicht wollen, sondern weil es angeblich nicht erwünscht ist, dass die KindergartenpädagogInnen das machen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Ich bin Ihnen sehr dankbar für diese Fragestellung, denn es stimmt. Ich wollte es in meinem Einleitungsstatement sagen, es ist aber verschluckt worden. Natürlich gilt der vorschulische Bereich - ich habe es in einem Satz erwähnt - als einer der wichtigen Ansatzpunkte. Sie wissen, dass wir gerade dabei sind, als erstes Bundesland in Österreich auch einen Bildungsplan für den Kindergarten zu erarbeiten, wo Bewegung natürlich einer der Punkte ist. Hier gilt es vor allem bei der Ausbildung und der Nachbildung der PädagogInnen selbst anzusetzen. Das gilt auch für den Volksschulbereich. Da ist es nicht so, dass man nur auf eine Turnstunde warten muss, die man unter Umständen auch noch verbietet, wenn das Gesetz des Ruhigsitzens in anderen Bereichen nicht erfüllt wird, sondern hier gilt es, einfach die Möglichkeiten im normalen Tagesablauf zu nutzen, ob man nun Bewegung fördert oder hintanhält. 

Wir haben bei fast allen unserer Kindertagesheime nicht nur Räume zur Verfügung, wo man Bewegung machen kann, sondern auch Freiräume dabei. Das heißt, Außenanlagen und Bewegung im Freien ist noch ein Stückchen besser. 

Das heißt, es gilt hier Programme auszuarbeiten, die es Kindergartenpädagoginnen in einer Form von Nachschulung möglich machen zu erkennen, wie man Bewegungsabläufe in die Alltagsarbeit einbauen kann, wie man jede Minute nützen kann, um Kinder zur Bewegung zu bringen. Gerade das Trainieren des eigenen Körpers und des Kontrollierens von Bewegungsabläufen gehört zur Vorschulpädagogik und daher zur Kindertagesheimpädagogik dazu.

Wir haben in Wien die Situation, dass wir ein flächendeckendes Netz anbieten. Wir haben in Wien die Situation, dass bei den 3- bis 6-Jährigen 97 Prozent der Kinder im Kindertagesheim sind. Wir sind hier in einer wesentlich besseren Situation als alle anderen Bundsländer und wir können daher dort ansetzen und werden das auch tun. Wir werden in dem Zusammenhang mit eigenen Pilotprojekten, die immer gut als Vorzeigemodelle sind, starten, Schwerpunkt Kindertagesheime anzubieten, Bewegungsschwerpunkte, um dann ausgehend von diesen Pilotprojekten auch anderen zu zeigen, dass es gar nicht schwierig ist, hierauf ein besonderes Augenmerk zu legen.

Wichtig ist mir dabei, dass all das auch begleitet wird durch sportmedizinische Kompetenz, denn wie bei den Erwachsenen gilt auch für Kinder, dass man bei Bewegungsabläufen immer genau kontrollieren muss, was gemacht wird, um nicht mehr Schaden anzurichten als Gutes zu tun. Es sind sowohl Herr Prof Holdaus als auch Prof Weiß in dieses Programm eingebunden.

Sie haben vollkommen Recht, man muss bereits im Kindertagesheim ansetzen, und zwar in einem System, wie wir es in Wien haben, das flächendeckend ist, das eine wirkliche Alternative, auch von der ganztägigen Betreuung her, anbietet und im Bundesländervergleich, auch wenn es zur Zeit medial anders dargestellt wird, von den Kosten her ein sehr günstiges ist.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Zusatzfrage, Herr GR Walter Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Uns beide verbindet pädagogisch die Liebe zum Sport. Daher ist es ganz klar, dass man sich auch die Frage stellen muss: Was kann die Schule dazu tun? Was können wir bei den Kindern, bei den Jugendlichen zusätzlich noch tun?

Wir gehören nach den OECD-Studien zu den Ländern mit dem höchsten Anteil im Pflichtunterricht mit Leibeserziehung. Das ist erfreulich, aber, wir wissen auch, zu wenig, nämlich im Hinblick darauf, dass der Turnunterricht allein noch nicht die Bewegungsfreude so absichern kann, dass das dann ein lebensbegleitendes Verhalten wird. 

Daher stellt sich die Frage: Wie nachhaltig kann man Kooperationen zwischen Schulen, Dachverbänden, Vereinen und Sportorganisationen so gestalten, dass das dann auch Wirkung hat?

Meine Frage daher: Gibt es schon Erkenntnisse aus diversen Maßnahmen der Kooperationen mit Nachhaltigkeit? Also gibt es Bewegung in die Richtung, dass Kinder und Jugendliche verstärkt bei Sportvereinen mitmachen? Und werden diese Aktivitäten auch finanziell durch die Stadt unterstützt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Gerade diese Nachhaltigkeit ist es, um die es mir geht. Hier muss es uns gemeinsam gelingen, noch eine Lücke zu schließen oder eine Tür weiter aufzumachen. 

Wir alle sind lange genug im pädagogischen Geschehen involviert und kennen auch die Veränderung, die hier vonstatten gegangen ist. Ich kann mich erinnern, dass in der Zeit, wo ich in die Schule gegangen bin, es in Wien sehr weit angelegte Schulmeisterschaften im Leichtathletikbereich gegeben hat, wo bereits am Ende der Bewerbe die Funktionäre und die TrainerInnen der diversesten Sportvereine Wiens gewartet haben, wer sozusagen im Ranking an vorderster Reihe ist, um dann auch gleich für diese Nachhaltigkeit zu sorgen, nämlich zu sagen: „Das sind unsere Trainingszeiten. Das sind unsere Trainer. Kommt einmal zu einem Schnuppertraining. Wir nehmen euch in ein weiterführendes System auf."

Nun, das gibt es nicht mehr. Das ist bedauerlich. Wir haben mit der Aktion "Bewegung findet Stadt" versucht, gerade diese breite Basis wieder zu eröffnen und haben auch versucht, gemeinsam mit den Dach- und Fachverbänden Modelle zu entwickeln, wie diese Nachhaltigkeit wieder hergestellt werden kann. Und genau an dieser Schnittstelle haben wir noch ein bisschen ein Problem. Das Problem ist, dass natürlich der Anspruch von Vereinssport bereits ein höherer ist als der, den jemand, der gerade am Weg zum Sport ist, erwartet: Die Regelmäßigkeit, die Verpflichtung, zum Training zu gehen, die Konsequenz, das auch zu tun, die Konkurrenz zu anderen Freizeitangeboten und vieles andere mehr. 

Das heißt, es gilt, auf der einen Seite diese breit angelegten Aktionen mit den Schulen, mit der außerschulischen Jugendarbeit weiterzuführen und auf der anderen Seite diese Vernetzung mit dem organisierten Vereinssport genau in Richtung dieser Nachhaltigkeit zu verstärken. Wir unterstützen solche Aktionen. Wir haben, wie du weißt, und der Gemeinderat hat das beschlossen, einen eigenen Sportfonds eingerichtet, der den Dachverbänden zur Vergabe überantwortet wurde, wo ich mir eigentlich erwartet habe, dass dieses Geld dazu verwendet wird, gerade solche Modelle zu fördern. Hier hält sich sozusagen meine derzeitige Freude in Grenzen, denn PISA sei Dank, ist in einer einfachen Division, Summe dividiert durch vier aufgeteilt worden und daher jedem der involvierten Dachverbände ein Viertel des Geldes ohne massive inhaltliche Festlegung, wie wir es zum Beispiel im Jugendbereich ganz anders machen, zugeteilt worden. Genau da zeigt sich auch das Problemchen, das wir haben. Denn wäre dort das Problembewusstsein höher, hätte man erkannt, dass es darum geht, wirklich Projekte zu entwickeln, um das zu erreichen, was gut ist, was ich will. Dann wären wir da schon ein Schrittchen weiter, aber ich bin davon überzeugt, dass es uns gelingt, auch durch ständige Wiederholung der Zielsetzung, letztendlich den Unterrichtsertrag in diesem Bereich zu sichern.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Frau GRin Trammer.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Als Mutter zweier mittlerweile erwachsenen Söhne weiß ich, dass Kinder gerade im Volksschulalter ihren Bewegungsdrang nicht mehr voll ausleben können. In den Volksschulen gibt es Kuschelecken, Leseecken, aber die regelmäßige Bewegung an der frischen Luft, in den Pausen, gibt es leider selten bis nie. Natürlich auch aus organisatorischen Gründen, das ist mir schon klar. Aber ein Ansatz, dem Bewegungsmangel in den Schulen entgegenzuwirken und natürlich auch dann in Folge den Konzentrationsstörungen und den Haltungsschäden, die oft daraus resultieren, wären obligatorische, in den Stundenplan integrierte Bewegungseinheiten von 5 bis 10 Mi-nuten.

Was halten Sie von diesem Vorschlag, solche Bewegungseinheiten in den Stundenplänen festzuschreiben, sozusagen nach Ihrem Motto "Bewegung findet auch in der Schule Stadt"?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!
Ich halte sehr viel davon, nämlich es zu tun. Es ist nicht einmal notwendig, das irgendwo festzuschreiben, denn es ist nirgends ausgeschlossen. 

Ich darf Ihnen nur eine kleine Episode erzählen, nicht aus einer Schule in Wien, darauf bin ich sehr stolz, wobei ich es nicht ganz ausschließen will, dass es nicht auch da passieren könnte. Herr Prof Holdaus hat mir erzählt, dass bei der Einschreibung seines Sohns in einer Volksschule die Einführung der Direktorin sozusagen war, dass sie den versammelten Eltern erklärt hat, dass in den nächsten vier Jahren diese Schule dafür sorgen wird, dass die Kinder lernen, ruhig zu sitzen und sich zu konzentrieren, was dazu geführt hat, dass er den Sohnemann und die Gattin aufgefordert hat, diese Schule zu verlassen. Er hat gesagt: „Das ist nicht unser Standort. Wir wollen genau das Gegenteil."

Die Problematik in dem Zusammenhang ist die, dass es hier gilt, die handelnden Personen zu motivieren, nicht die Kinder, die wollen sich eh bewegen, sondern die Damen und Herren Pädagoginnen und Pädagogen. Die gehören zu jenen 60 Prozent, die ich zuerst angesprochen habe und die gehören davon überzeugt, dass mehr Bewegung nicht zu Unruhe führt, sondern ganz im Gegenteil zu Konzentrationsfähigkeit und Lernkapazitätssteigerung und vielem anderen mehr. 

Wir haben in Wien einen Versuch laufen, der "Bewegtes Lernen" heißt. Der macht ganz bewusst genau das. Wir haben in der Vergleichsstudie festgestellt, dass sich bereits nach einem Jahr deutliche Unterschiede gezeigt haben. Das hilft Ihren beiden und meinen vier Kindern nicht mehr. Ich versuche aber zumindest bei zwei der vier, die im pädagogischen Bereich tätig sind, motivierend einzuwirken, dass sie es anders machen, in ihrem Unterricht formen. Im Grunde genommen ist das eine Riesenchance, in die Schulen flächendeckend mehr Aktivitäten hineinzubekommen. 

Nichtsdestotrotz würde ich mir wünschen, dass man auch im Turnunterricht aufhört zu kürzen. OECD-Studien sind wunderbar. Bei den einen sind wir voran, bei den anderen sind wir hinten nach. Wichtig ist die Bewegung der Kinder, weil das insgesamt bei einem System nützt. Daran sollten wir gemeinsam arbeiten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage, Frau GRin Dr Laschan.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Gender Mainstreaming als Prinzip der Stadt Wien heißt unter anderem, unterschiedliche Auswirkungen von Politikmaßnahmen auf Männer und Frauen beziehungsweise auf Burschen und auf Mädchen mit dem Ziel der Gleichstellung zu erkennen. Sie haben schon die Mädchen erwähnt. Ich möchte noch ein bisschen tiefer darauf eingehen. Wenn man sich im öffentlichen Raum bewegt und ein bisschen schaut, fällt einem manchmal auf, dass sich zum Beispiel in den vielen Ballspielkäfigen hauptsächlich Burschen bewegen, obwohl man weiß, dass Mädchen auch gerne Ballspiele machen, zum Beispiel Volleyball, unter Umständen eben andere Ballspiele als Burschen. Auch in den Parks sind Mädchen oft in irgendein Eck gedrängt, weil ich gehe einmal davon aus, dass sie sich nicht freiwillig in eine Ecke setzen. 

Inwiefern - das wäre jetzt meine Frage - werden Mädchen hier von Seiten der Stadt Wien unterstützt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Wir haben auf genau diese Problematik, die uns allen bewusst ist, reagiert, indem wir gerade im Bereich der Parkbetreuung, die wir in Wien fast flächendeckend haben, speziell auf diese Form Rücksicht nehmen, Angebote für Mädchen machen und teilweise unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort den Auftrag haben, Räume zu erobern. Denn hier geht es auf der einen Seite um eine manifestierte Geschlechterrolle, die sich auch bei den Jugendlichen im Park widerspiegelt. Das heißt, die Burschen bewegen sich, die Mädchen staunen und schauen zu. Das ist eine Rollenverteilung, die wir nicht primär als unsere Zielsetzung ansehen, denn das setzt sich dann fort und mündet darin, dass man sagt, die Männer gehen arbeiten, die Frauen sorgen daheim für Mann, Frau, Kind und Opa. Insgesamt erzeugt das ein Gesellschaftstief, das Gender Mainstreaming und auch Gleichberechtigung entgegenläuft. 

Hier gilt es, sehr früh anzusetzen. Daher starten wir im freien Raum Aktionen mit der Organisation von sportlichen und Bewegungsaktivitäten für Mädchen, Regulative, wie Räume tatsächlich auch aufgeteilt werden können. Wir versuchen, die Mädchen zu motivieren, indem wir sie von ihren Interessen her abholen. Wir wissen, dass Mädchen sich sehr gern rhythmisch bewegen, tanzen. Hier läuft eine Aktion, die sehr stark auf Musik und Tanzen orientiert ist, wo wir merken, dass die Mädchen enorm Bewegung machen und eigentlich nicht das Gefühl haben, dass sie klassisch Turnen, aber trotzdem sehr viel Bewegung machen. 

Eine gute Aktion ist auch die Aktion der Vienna Vikings mit den Cheerleadern, auch etwas, was im ersten Moment ein bisschen an Akrobatik erinnert, aber enorme körperliche Anstrengung und sehr viel Training und sehr viel Bewegung bedeutet. Es ist, wie ich schon gesagt habe, pädagogisch ein ganz anderer Ansatz und trotzdem unendlich wichtig. 

Speziell im heurigen Jahr wollen wir gemeinsam mit der Veranstalterin des Frauenlaufs ein eigenes Mädchenprogramm starten, wo wir sagen, es geht nicht darum, dass wir sagen, kommt und lauft, sondern einen Klub ins Leben rufen, wo Mädchen ihre Interessen gesamt wahrnehmen können, vom Outfit über Körperpflege bis hin zur Bewegung mit Expertinnen und Experten, auch mit Frauen, mit du und ich sozusagen, nicht mit Hochleistungssportlerinnen, die auch für mich keine Motivation darstellen. Denn wenn man mir die Susanne Pumper hinstellt und dann sagt: „Das ist ein Vorbild. Lauf ihr nach.", sage ich: "Tschüss, renn einmal, dir komme ich nie nach." Das kann nicht meine Zielsetzung sein, sondern ich möchte eine Motivation haben, die mir auch Erfolg verspricht. 

Nordic Walking ist eine Möglichkeit. Für Mädchen ist es eben oft die Motivation, als Persönlichkeit erfasst und damit motiviert zu werden. Ich verspreche mir davon sehr viel. 

Wir haben beim Frauenlauf im vergangenen Jahr schon viele Mädchen gehabt, die hier eingestiegen sind. Wir werden dieses Programm heuer speziell vertiefen, auf Bezirksebene beginnen und dann versuchen, über diese Klubart auch die Nachhaltigkeit zu erreichen, sodass die Geschichte nicht im Juni wieder aus ist, sondern auch bis zum großen Sportfestival im November weitergeht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Vizebürgermeisterin. Die Frage ist somit zu Ende. 

Die 2. Anfrage (FSP - 01456-2005/0001 - KGR/GM) wurde von Herrn GR Dipl Ing Martin Margulies gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe FiWi und Wiener Stadtwerke gerichtet: Angesichts der sich verändernden Rechtslage in den USA betreffend Cross-Border-Leasing-Transaktionen scheint es durchaus möglich, dass auch von der Stadt Wien ab-geschlossene CBL-Transaktionen eine neuerliche Überprüfung durch die US-amerikanischen Steuerbehörden erfahren. Für den Investor könnte dies bedeuten, dass er seine erhofften steuerlichen Vorteile nicht geltend machen kann. Für diesen Fall bleibt dem Investor, um nicht zig-Millionen Dollar Verluste zu schreiben, immer noch die Möglichkeit, in New York ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Stadt Wien einzuleiten. Für den Fall, dass die Stadt Wien in solch einem Rechtsstreit verliert, drängt sich folgende Frage auf: Herr Stadtrat, wie hoch kann die sich aus solch einem Rechtsstreit ergebende maximale Schadensersatzsumme, für welche die Stadt Wien eintreten muss, betreffend die beiden 2003 abgeschlossenen Cross-Border-Leasing-Transaktionen, sein?

Ich ersuche um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich gehe davon aus, dass Ihnen der Wortlaut Ihrer Anfrage präsent ist, auch wenn sie sehr umfangreich ist und sehr ausführlich begründet ist. 

Der Wiener Gemeinderat hat am 23. April 2003 die Cross-Border-Leasing-Transaktion zum Thema Kanal- und Abwasseranlagen beschlossen, und zwar mit den Stimmen der Regierungspartei und der ÖVP. Am 26. No-vember 2003 hat der Wiener Gemeinderat die Cross-Border-Leasing-Transaktion für das Rechenzentrum der Wiener Stadtverwaltung beschlossen, und zwar mit den Stimmen der Regierungspartei, der Österreichischen Volkspartei und der Freiheitlichen Partei. 

Der Abschluss des Vertrags, oder besser gesagt, das Closing zum Cross-Border-Lease betreffend den Kanal fand am 23. Juni 2003 statt. Das Closing für das Cross-Border-Lease Rechenzentrum fand am 22. Dezember 2003 statt. Für einen Teil, muss man aber korrekterweise hinzufügen. 

Beide Cross-Border-Lease-Transaktionen haben einen Nettobarwerterlös von 33 Millionen US-Dollar gebracht. Das ist jener Betrag, den wir damit dem Wiener Steuerzahler erspart haben, wenn auch, das ist richtig, zu Lasten der US-Administration. 

Knapp ein Jahr später, am 24. Oktober 2004, wurde in den USA der Job-Creation-Akt beschlossen, also unter anderem auch eine Änderung des Steuerrechts mit der Konsequenz, dass die bis dahin ermöglichten Steuervorteile für amerikanische Investoren nicht mehr gefunden werden können. Diese Gesetzesänderung ist in einem gewissen Umfang rückwirkend mit 12. März 2004 in Kraft getreten. Beide vom Gemeinderat beschlossenen Cross-Border-Lease-Transaktionen fallen daher nicht unter die Anwendbarkeit des Job-Creation-Akts. 

Ihre Frage nach möglichen Auswirkungen ist daher eine rein hypothetische Frage, die ich nicht einmal hypothetisch beantworten kann. Denn niemand in Österreich kann abschätzen, welchen Steuervorteil der jeweilige amerikanische Investor aus den Cross-Border-Lease-Transaktionen gezogen hat. Der Schaden könnte ja nur der Entfall dieses Steuervorteils sein. Daher ist Ihre Frage konkret nicht beantwortbar.

Ihre in der Öffentlichkeit bekannt gegebenen Zahlen sind einfach spektakulär und möglicherweise auch spektakelhaft gemeint.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1. Zusatzfrage, Herr Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich finde es bedauerlich, dass Sie nicht auf die Frage eingehen, weil die Frage war relativ eindeutig.

Ich habe wahrscheinlich als einer der ganz wenigen in diesem Saale tatsächlich auch in die Cross-Border-Leasing-Verträge hineingeblickt und selbstverständlich etwas darüber gefunden, welche Gründe für den Investor möglich sein können, Schadenersatzforderungen an die Stadt Wien zu stellen. 

Ich habe Sie dezidiert gefragt, wie hoch kann die sich aus solch einem Rechtsstreit ergebende maximale Schadenersatzsumme für die Stadt Wien betreffend die beiden 2003 abgeschlossenen Cross-Border-Leasing-Verträge sein. Mir geht es nicht darum, wie Sie jetzt das Risiko einschätzen, dass der Investor die Stadt Wien verklagt. 

Ich gebe Ihnen Recht, auch ich kann dieses Risiko nicht einschätzen. Das einzige, was ich feststelle, wird dem Investor sein Steuervorteil genommen, ist die Wahrscheinlichkeit, dass der Investor die Stadt Wien klagt, erheblich höher, als wenn er seinen Steuervorteil behält. Da es nicht nur um den Job-Creation-Akt geht, sondern auch um die Neudefinition eines Geschäfts mit ökonomischer Substanz, ist es durchaus möglich, dass bei einer Überprüfung von 2003 abgeschlossenen Cross-Border-Leasing-Verträgen diese ökonomische Substanz verneint wird. (GR Christian Oxonitsch: Jetzt ist Fragestunde!) 

Kollege Oxonitsch, wenn der Kollege Stadtrat 10 Minuten spricht, wird es möglich sein, es in zwei Minuten zu begründen. Die Frage war eindeutig gestellt und sie wurde leider überhaupt nicht beantwortet. Schließlich geht es um 300 Millionen EUR. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Kollege, Sie haben noch 30 Sekunden Fragezeit.

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Daher noch einmal die Frage: In den Verträgen ist klar und deutlich geregelt, wo der Gerichtsstand ist und was sozusagen Punkte sind, die Schadenersatzansprüche für den Investor ableiten. Wie hoch kann die maximale Summe dieser Schadenersatzansprüche, die der Investor gegenüber der Stadt Wien geltend macht, sein?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat! 

Ich habe nichts dagegen, dass Sie Ihre Überlegungen hier sehr ausführlich darstellen. Wir wissen, dass Sie sich sehr eingehend damit beschäftigt haben. Offensichtlich ist das Ausmaß der Sorge und der Dramatisierung der möglichen Auswirkungen dieser seinerzeit abgeschlossenen Verträge in einem Zusammenhang mit dem damaligen Abstimmungsverhältnis zu sehen. 

Es gibt eine Reihe von Expertenmeinungen, nicht 
nur in Österreich, sondern auch in der Bundesrepublik Deutschland und in anderen europäischen Ländern, die durchaus bestätigen, dass die Annahme, dass es bei den früher abgeschlossenen Verträgen jetzt zu einem Aufrollen kommen kann, praktisch auf null einzuschätzen ist. Ich beziehe mich beispielsweise auch auf den Bericht des Rechnungshofs, der sich eher kritisch mit den Cross-Border-Leasing-Transaktionen beschäftigt hat, aber aus-drücklich festhält, dass die Frage der Auswirkungen des Steuerrechts jeweils dieser Vertragsseite zuzurechnen sind, wo das Ereignis passiert. Also wenn sich in Österreich das Steuerrecht ändert, dann hat das Konsequenzen, die wir auf der österreichischen Seite wahrzunehmen haben und Ähnliches gilt auch für die Frage in den USA. Daher enthalten die Verträge - nicht nur unsere Verträge - in aller Regel die Klausel, dass die Veränderungen des Steuerrechts von einer Verantwortlichkeit des anderen Partners ausgenommen sind. 

Daher wiederhole ich noch einmal, erstens ist Ihre Frage rein hypothetisch und zweitens kann sie nicht beantwortet werden, weil der Schadensgegenstand nur die Einbuße des Steuervorteils sein kann und niemand von uns beantworten kann, welchen Steuervorteil der amerikanische Investor bei dieser oder jener Transaktion erzielt haben kann.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Information, meine Damen und Herren, der Kollege Margulies hat seine, laut Geschäftsordnung in zwei Minuten zu stellende Frage ausgenützt. Um genau eine Sekunde hat er sie überschritten. Also aus der Sicht des Vorsitzenden ist das in Ordnung gegangen.

Die 2. Zusatzfrage, Herr Dkfm Dr Aichinger.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Sie haben jetzt wieder erklärt, dass alle Cross-Border-Leasing-Verträge, die die Gemeinde Wien abgeschlossen hat, sozusagen wasserdicht sind. 

Sind Sie auf Grund der geänderten Gesetzeslage auch heute noch davon überzeugt und können keine Schadenersatzforderungen an die Gemeinde gestellt werden?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich habe nicht den geringsten Hinweis darauf, dass es in den Beziehungen zwischen den amerikanischen Investoren und den in Österreich etablierten Partnern, aber ganz besonders gilt das für den Partner Stadt Wien, zu irgendwelchen Differenzen oder Reibungen gekommen wäre, die darauf hindeuten, dass sich eine Veränderung in der Abwicklung der Verträge ergibt. Wir erfüllen unsere Verträge nach Punkt und Beistrich auch deswegen, um damit nicht den geringsten Anhaltspunkt zu geben, auf eine Vertragsverletzung hinzukommen. Aber ich möchte noch einmal unterstreichen, es gibt nicht den geringsten Hinweis, dass es eine Veränderung in den Vertragsbedingungen oder in den Vertragsbeziehungen gibt. 

Der einzige Fall, meine sehr geehrten Damen und Herren, wo es in Österreich zu einer Diskrepanz gekommen ist, ist jener Fall in Tirol, wo es um das Leasing eines Kraftwerks gegangen ist, wo es aber nicht von amerikanischer Seite zu Problemen gekommen ist, sondern es zu einem Problem gekommen ist, dass dort ein Gegner der Kraftwerksbauten angekündigt hat, dass er die vertraulich zu haltenden Inhalte der Verträge ins Internet stellen wird, was natürlich eine klassische Vertragsverletzung gewesen wäre. Das hat dort dazu geführt, dass der Betroffene, nämlich die Tiroler Kraftwerkseinrichtung, den Betreffenden mit Klage bedrohen musste, um seiner Vertragsbeziehung nachzukommen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Frau Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir waren diesen Cross-Border-Leasing-Transakti-onen von Anfang an skeptisch gegenüber eingestellt. Wir haben das auch begründet. Vor allem in dem Bereich, wo es um Einrichtungen der Daseinsvorsorge geht, haben wir unsere Zustimmung nicht gegeben. Wir haben in diesem Zusammenhang auch gefordert, die Einrichtungen, die für die Daseinsvorsorge notwendig sind, wie die Abwassereinrichtungen der Gemeinde Wien, genauso unter Verfassungsschutz wie etwa das Wasser zu stellen.

Wären Sie im Zuge der jetzigen Entwicklungen und Erfahrungen bereit, eventuell eine gemeinsame Initiative zu setzen, um beispielsweise die Abwassereinrichtungen der Gemeinde Wien unter Verfassungsschutz zu stellen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Gemeinderätin!

Ich verstehe schon, dass es möglicherweise eine Veränderung in der Einschätzung gibt. Aber ich darf doch noch einmal in Erinnerung rufen, dass die Freiheitliche Partei einer der beiden Leasingtransaktionen hier im Gemeinderat zugestimmt hat.

Davon abgesehen denke ich, dass das Problem 
der Absicherung der Einrichtungen der Daseinsvorsorge unter einem völlig anderen Gesichtspunkt zu sehen ist. Es geht nicht um die Frage Cross-Border-Leasing, denn dort würde ich mich sogar wiederum auf den Rechnungshof beziehen, der in seiner Stellungnahme gemeint hat, das Problem der Cross-Border-Lease-Transaktionen ist, dass sie eine Privatisierung dieser Einrichtungen verhindern. Also aus Ihrer Sicht müsste man sagen, Cross-Border-Leasing ist geradezu ein Instrument, um solche Privatisierungen, die die Daseinsvorsorgeeinrichtungen in Frage stellen, zu verhindern. 

Ich glaube aber, dass es um etwas anderes geht. Wir müssen uns mit der Frage auseinander setzen, wie wir die Daseinsvorsorge gegenüber einem allgemeinen Trend absichern, in der Europäischen Union zu einer Liberalisierung zu kommen. Markantestes Beispiel ist vor kurzem die Diskussion über die Dienstleistungsliberalisierung gewesen, wo es ebenfalls um ein Problem gegangen ist, das ähnlich wie das Problem bei der Frage der Einrichtungen der Daseinsvorsorge einzuschätzen ist. Gerade an diesem Beispiel sieht man, dass es nicht genügt, dass irgendeine Einrichtung den erhöhten Rechtsschutz auf eine Verfassungsstufe stellt, sondern dass die eigentliche Maßnahme, die notwendig ist, auf europäischer Politikebene zu erfolgen hat. Ich erinnere daran, dass sich unser Bürgermeister in Verbindung mit vielen anderen Städten massiv dafür eingesetzt hat, dass das Thema Daseinsvorsorge in der europäischen Bewusstseinslage überhaupt seinen Niederschlag gefunden hat. Ich denke, dass das um vieles effizienter und wirksamer ist als möglicherweise Einstufungen in der Verfassungsebene. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage, Herr Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister!

Kommen wir zurück zum Cross-Border-Leasing. Schließlich war das in den letzten 10 Jahren die größte internationale Steuerhinterziehung auf Kosten des 
amerikanischen Steuerzahlers mit milliardenschweren Scheingeschäften. Sie haben genau von diesem Steuervorteil gesprochen. 

Selbstverständlich ist, wenn eine Steuerrechtsänderung auf amerikanischer Seite ist, der US-Investor derjenige, der die Änderung der Steuerlast zu tragen hat. Aber das ist nicht die Frage. Es ist vollkommen klar, wenn der Investor seinen Steuervorteil verliert, bedeutet dies für ihn in Summe jedenfalls - bleiben wir beim Cross-Border-Leasing Kanaltransaktion - einen Verlust von den ausgegebenen Barwertkosten und den Transaktions- und Arrangerkosten in einer Größenordnung von ungefähr 30 Millionen Dollar. Andererseits bedeutet dies einen Entfall eines Gewinns von ungefähr 150 Million-en Dollar, mit dem er gerechnet hat. In den Verträgen steht allerdings, dass wenn die Stadt Wien eine Vertragsverletzung begeht, sozusagen bis zu dem Steuerentfall - Sie haben diese Summe genannt - Schadenersatzpflicht bestehen kann. 

Ich bringe es daher auf den Punkt. Für die beiden im Jahr 2003 abgeschlossenen Geschäfte besteht ein Risiko einer Schadenersatzklage in der Höhe von 200 Milli-onen Dollar, ob Sie das wollen oder nicht. 

Vielleicht ein letzter Satz, bevor ich dann zur Frage komme. Sie sagen, es gibt nicht den geringsten Hinweis, dass rückwirkend überprüft wird. Vor zwei Jahren haben Sie gesagt, es gibt nicht den geringsten Hinweis, dass die Rechtslage geändert wird. Wir haben Ihnen damals schon gesagt, sie wird geändert und nun wird sie geändert. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Sie haben noch fünf Sekunden.

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Glauben Sie tatsächlich, dass es für Wien eine richtige Vorgehensweise war, die Cross-Border-Leasing-Geschichten zu machen oder werden Sie sich unserer Forderung anschließen, mit dem Investor auch aus Steuergerechtigkeitsgründen gegenüber der Bevölkerung der Vereinigten Staaten und in Österreich über eine Rückabwicklung der Cross-Border-Leasing-Transaktionen aus dem Jahr 2003 zu sprechen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich kann Ihnen in keinem Punkt Ihrer Ausführungen folgen und damit würde ich schon das Ergebnis der Beantwortung vorwegnehmen. 

Aber gestatten Sie mir einige Bemerkungen: 

Es ist für mich überraschend, dass die Wahrnehmung einer gesetzlichen Regelung, wie sie im amerikanischen Steuerrecht bestanden hat, die Wahrnehmung einer gesetzlichen Möglichkeit, eine Steuerhinterziehung sein soll. Nach österreichischem allgemeinen Verständnis versteht man unter einer Steuerhinterziehung die Verletzung einer Steuervorschrift und nicht die Nutzung einer steuerrechtlich eingeräumten Möglichkeit. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Weil es ein Scheingeschäft war!)
Sie können mit mir nachher reden, aber Sie müssen doch nicht jetzt in der Fragestunde die Beantwortung Ihrer Frage verhindern wollen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Spannender ist es hier vor Publikum!)

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Vizebürgermeister, einen Moment. 

Ich glaube, wir haben uns alle an die Spielregeln der Geschäftsordnung zu halten. Ich habe Sie bei der 1. Frage und bei der 2. Frage auch die vollen zwei Minuten ausnutzen lassen, Herr Kollege. Jetzt ist der Herr Vizebürgermeister am Wort, nicht böse sein. 

VBgm Dr Sepp Rieder (fortsetzend): Ich stehe nachher zu einer Diskussion zur Verfügung, aber halten wir da die Spielregeln ein. 

Der zweite Punkt ist, ich verstehe nicht, wie Sie behaupten können, dass das, was geschehen ist, zu Lasten des Steuerzahlers in Amerika gegangen ist. Denn es waren Steuerzahler, die die Möglichkeiten des Cross-Border-Leasings genutzt haben. (Heiterkeit bei GR Dipl Ing Martin Margulies.) Wenn man die Behauptung aufstellt, dass beispielweise eine Steuerreform, die der Wirtschaft eine Möglichkeit begünstigt einräumt, automatisch bedeutet, dass andere Steuerzahler das zahlen müssen, dann gilt das für jede Frage einer Steuerreform. Dann müssen Sie zu diesem Prinzip stehen. 

Also zu Lasten ist es der amerikanischen Administration gegangen. Dass sich die Bush-Administration, die Geld gebraucht hat, das natürlich auf Dauer nicht gefallen hat lassen, war naheliegend. Aber zu sagen, was wir und viele andere auch getan haben, ist zu Lasten des armen amerikanischen Steuerzahlers gegangen, ist wirklich lächerlich.

Dritter Punkt: Natürlich unterliegt jeder der abgeschlossenen Verträge einer Überprüfung der amerikanischen Steuerbehörde, wie auch vorher, und verlangt von uns die korrekteste Einhaltung des Vertrags, wie es auch auf Seiten des amerikanischen Partners der korrektesten Einhaltung des Vertrags verlangt. Wir werden unsere Verträge korrekt einhalten und daher nicht den geringsten Anhaltspunkt bieten, dass es zu irgendeiner Veränderung kommt. 

Ich wiederhole noch einmal, es gibt derzeit auch keinen Ansatz zu sagen, es gibt eine erhöhte Absetzbewegung der amerikanischen Investoren. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Herr Vizebürgermeister. 

Die 3. Anfrage (FSP - 01455-2005/0002 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Matthias Tschirf gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Wieso gelang es Ihnen nicht, das Pharmaunternehmen Baxter für eine Ansiedelung am Standort Wien 19, Muthgasse, zu gewinnen?

Ich ersuche um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Angesichts des oft gehörten Satzes, auch hier von Wirtschaftsliberalen, dass nicht der Staat oder die Stadt Arbeitsplätze schaffen, sondern die Unternehmer, will ich, wiewohl mir das nicht zusteht, die Frage insofern umformulieren, als ich sagen würde: Warum hat sich der multinationale Konzern Baxter entschieden, dieses Projekt Muthgasse zu verlassen? Denn ich habe nicht die Absicht, Ihnen jetzt die ganze Chronologie der letzten fünf Jahre im Detail zu erläutern. 

Es gibt entsprechende Beschlüsse, etwa des Seniormanagements von Baxter, an diesem Forschungs- und Technologieprojekt in der Muthgasse teilzunehmen. Es gibt einen Letter of Intent. Es gibt Verhandlungen auch über Details der Planung mit Baxter. Das neue Management von Baxter, das eingesetzt wurde, hat sich dann nach einer neuerlichen Durchrechnung entschieden, diese Investition nicht zu tätigen. Das ist etwas, was man einem Unternehmen auch zubilligen muss. 

Es sind natürlich eine Reihe von Argumenten in diesem Zusammenhang gekommen, wie etwa, dass die Stadt Wien insofern schlecht verhandelt hätte, als sie den Mietpreis hinaufgetrieben hat. Ich darf darauf verweisen, dass im Letter of Intent von 20 Dollar die Rede ist. Das letzte Angebot waren 19,84 Dollar, also so gesehen auch unter jenem Quadratmeterpreis gelegen, dem im Letter of Intent seitens Baxter zugestimmt wurde. 

Es sind auch die betriebsgemäßen Vereinbarungen über Zu- und Abfahrten zu treffen gewesen. Was es an Diskussionen von unserer Seite gegeben hat, war in erster Linie von dem Bemühen getragen, nicht gemäß dem Wiener Dezentralisierungsgesetz die Kosten dafür dem Bezirk aufzuhalsen. Es wäre gar keine Frage gewesen, dass es am Ende des Tages hier zu einer entsprechend guten Lösung gekommen wäre. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auf die Aussage des Baxter-Vertreters hinweisen, der auch in den österreichischen Medien sagte: „Wien hat alles getan, um Baxter für dieses Projekt endgültig zu gewinnen."

Es ist eine Entscheidung dieses Unternehmens, mit einer Begründung, die etwa in der Dollar-Euro-Relation liegt zu sagen: „Nein, wir tätigen diese Investition nicht, weil wir in Europa überhaupt keine neuen Investitionen mehr tätigen." Das ist eine Betriebsentscheidung, die ich zur Kenntnis zu nehmen habe. 

Damit ist für mich, ich sage das gleich vorab, dieses Projekt natürlich keineswegs gestorben. Es ist mit der Universität für Bodenkultur selbstverständlich das weitere Vorantreiben dieses Projekts besprochen und vereinbart. Wir haben mit dem Rektor der Universität für Bodenkultur die Bildung einer gemeinsamen Task Force unter Vorsitz von Prof Kattinger vereinbart. Ich denke, dass wir sowohl den Weg eines neuen industriellen Partners als auch einen Weg, wie wir ihn etwa im Bereich von TechGate oder anderen gegangen sind, gehen können, nämlich mit mehreren kleineren, natürlich auch international agierenden Wirtschaftspartnern. Also dieses Projekt ist selbstverständlich lebendig und wird natürlich auch entsprechend fortgesetzt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 1. Zusatzfrage hat Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Einer Tageszeitung ist zu entnehmen, Häupl habe bei einem US Besuch einen Quadratmeterpreis von 20 EUR zugesagt, - das haben Sie jetzt auch gesagt – am Schluss wären aber 25 EUR herausgekommen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Falsche Behauptungen des Herrn Nationalratsabgeordneten Dr Maier werden durch ständige Wiederholungen, auch in Tageszeitungen, nicht richtiger, denn das verbindliche Angebot unsererseits ist unter 20 Dollar gelegen. Das ist auch so akzeptiert worden. 

Die Frage ist eine andere gewesen, nämlich was man um dieses Geld sozusagen kriegt. Aber auch hier waren wir in ausgezeichneten Gesprächen im Hinblick auf die notwendigen Investitionen von Laboreinrichtungen, die in einer Größenordnung von etwa 80 Million-en Dollar zu entrichten gewesen wären. Da bin ich vollkommen davon überzeugt, dass wir auch zu einem günstigen gemeinsamen Ergebnis gekommen wären. 

Es ist also weder am Mietpreis noch an den notwendigen Investitionen gescheitert, sondern Baxter hat sich aus inneren Beweggründen heraus entschlossen, in Europa keine neuen Investitionen mehr zu tätigen. Das muss man zur Kenntnis nehmen. Das ist eine Entscheidung des Betriebs.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Zusatzfrage, Frau Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ihre Aussagen haben jetzt klar hervorgebracht, dass die Verhandlungen abgebrochen oder abgeschlossen sind, dass es keine weiteren mehr gibt. Inoffiziellen Aussagen der Firma Baxter war nämlich zu entnehmen, dass es noch Möglichkeiten zur Verhandlung geben könnte. 

Meine Frage ist aber: Sie haben gesagt, es soll an dieser Stelle doch ein Forschungszentrum entstehen. Jetzt ist die Frage, welche andere Firma als Leitbetrieb für so ein Vorhaben gefunden werden könnte. Was haben Sie da für Vorstellungen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Zunächst einmal ist mir vom obersten Chef der Forschung von Baxter ein Beschluss des Führungsgremiums von Baxter, diese wie auch andere europäische Investitionen nicht zu tätigen, persönlich mitgeteilt worden. Das ist so zur Kenntnis zu nehmen. Sollten seitens der Firma Baxter neuerlich Gespräche gewünscht werden, stehe ich einer Firma, die in Wien auch einen großen produzierenden Betrieb mit rund 2 600 Mitarbeitern hat, natürlich positiv gegenüber und jederzeit zur Verfügung. Das ist überhaupt keine Frage. Die Gespräche sind ja nicht von uns abgebrochen worden und es gibt auch kein böses Blut, denn wir sind ja nicht im Zorn geschieden, sondern wenn von Baxter neuerlich Gespräche gewünscht werden, werden sowohl der Herr Vizebürgermeister als auch ich selbstverständlich jederzeit zur Verfügung stehen. 

Wie die Situation hier weitergeht, ist von den beiden Kernbeteiligten, der Stadt Wien und der Universität für Bodenkultur, gemeinsam klar festgelegt worden. Es ist in dieser Kleingruppe zunächst, nach entsprechender Verschaffung eines Überblicks, die Diskussion zu führen, ob man einen industriellen Partner sucht oder mehrere, natürlich auch internationale Agierende, das ist im Tagesgeschäft so, kleinere Gruppierungen, eine ähnliche Situation wie wir sie in TechGate, einem anderen neuen Technologiebereich, bereits durchgeführt und erprobt haben. Natürlich stellt sich auch dann die Folgefrage der Kooperation mit Spin-offs, aber auch hier gibt es Beispiele, wie wir uns in der Dr-Bohr-Gasse vorstellen können, durch die Möglichkeit von Betriebserweiterungsgebieten selbst, wo wir in der Dr-Bohr-Gasse schon größere Probleme mit den Gebieten, also mit den Flächen, als in der Muthgasse haben, weil hier im Prinzip zwei Liegenschaften zur Verfügung stehen und daher hier Vorsorge getroffen werden kann, um das mit späteren Partnern, diesen Spin-off-Partnern, betreiben zu können. 

Ich sage es und wiederhole es noch einmal, wir haben mehrere Task Forces mit der Universität für Bodenkultur unter Leitung von Prof Kattinger. Wir werden diese Diskussion führen und die Entscheidungen, die wir zu treffen haben, natürlich vorbereiten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Der Pool der internationalen Biotechfirmen ist nicht enden wollend. Es gibt eine Handvoll von renommierten großen internationalen Konzernen, die durchaus in diesem Gebiet tätig sind. Die Frage ist, inwieweit diese Firmen ansprechbar sind, internationale Partner ansprechbar sind, nachdem man ihnen, zumindest nach den Informationen, die uns vorliegen, über einige Jahre hindurch signalisiert hat, dass man mit Baxter handelseinig ist und dass Baxter eigentlich den Standort Wien als seinen Standort entwickeln wird. Ich glaube, es wird schwierig genug sein, jetzt andere internationale Partner davon zu überzeugen, dass sie jetzt doch an die Reihe kommen und dass sie jetzt doch eingeladen werden, zumal auch einige bautechnische Voraussetzungen not-wendig sind, um einen Betrieb nach Wien zu bringen beziehungsweise ein Unternehmen in ein Gebäude zu bringen, das für seine Bedürfnisse zu adaptieren ist. 

Sehen Sie hier tatsächlich Möglichkeiten, einen weiteren großen internationalen Partner anzusprechen? Oder wird man sich eher doch auf die Schiene zurückziehen müssen, dass man mehrere Unternehmen in kleinerem Umfang in diesem Bereich der Muthgasse unterbringen wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich will einmal völlig davon absehen, dass ich darin gar keinen Rückzug erkennen könnte, sondern wenn man davon ausgeht, dass man in erster Linie nicht im selben Bereich wie die Dr-Bohr-Gasse forscht, wo es in hohem Ausmaß zunächst auch um einen Bereich von natürlichen Transplantaten gegangen ist, natürlich um Vakzineforschung gegangen ist und darum, marktfähige Produkte zu entwickeln, geht es in der Muthgasse, wenn man im weitesten Sinne will, natürlich auch um rote Gentechnologie, aber es geht in hohem Ausmaß um ganz andere Forschungsbereiche. 

Es weist in Wirklichkeit der Biotechbereich heute eine ungeheuerliche Diversität auf. Da haben einige Große ohnehin Probleme, dieser Diversität Rechnung zu tragen, denn die Entwicklung von Baxter ist kein Zufall. Die Installierung eines neuen Vorstands bei Baxter hat auch seine Ursachen und seine Gründe. Ich denke, Ähnliches ist auch anderweitig, bei anderen großen, vor allem amerikanischen Biotechfirmen zu beobachten. 

Es ist mit Sicherheit auf Grund der Argumentation, auch von Baxter, nämlich der Dollar-Euro-Relation für uns ein weiteres Gesichtsfeld entstanden. Das heißt, wir werden hier in besonderem Ausmaß auch Einladungen auszusprechen und Gespräche mit Biotechfirmen aus dem asiatischen Raum zu führen haben, was vor dem Hintergrund verschiedener anderer Überlegungen, die es in der Kooperation mit amerikanischen, mit internationalen Firmen mit Sitz in den USA gibt, ohnehin auch eine, würde ich denken, empfehlenswerte Denkrichtung und Überlegungsrichtung ist. 

Aber ich sage es noch einmal: Der Standort bleibt. Die Entwicklung dieses Projekts bleibt. Eine allfällige Kooperation mit mehreren kleineren zukunftsorientierten Unternehmen in diesem Bereich würde ich nicht als Rückzug bezeichnen, sondern durchaus dieser Überlegung eine Menge Positives abgewinnen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage, Herr Klubobmann Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Der Prozess hat ungefähr drei Jahre gedauert, seit sich die Stadt hier um diesen Investor bemüht hat. Sie haben gesagt, es ist ausschließlich das Unternehmen Baxter gewesen, das den Rückzug getätigt hat.

Der Herr Vizebürgermeister hat im Jahr 2002 die Wiener Stadtentwicklungsholding GmbH aufgefordert, dass sie dieses Projekt betreibt und der MA 5 vierteljährlich Bericht erstattet. 

Um jetzt zu wissen, ob man in Zukunft etwas besser machen könnte, daher die Frage: Können Sie sich vorstellen, dass die vierteljährlichen Berichte, die an die MA 5 gegangen sind, den Fraktionen im Finanzausschuss übermittelt werden? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann!

Bei aller Wertschätzung, aber ich glaube, dass wir beide nicht davon ausgehen, dass der Bürgermeister eine solche Entscheidung in einer Fragestunde vom Rednerpult aus trifft. Ich würde schon ersuchen, ich sage es einmal freundlicherweise so, dass man sich auf die Vorgangsweise im Finanzausschuss mit dem Finanzstadtrat entsprechend einigt.

Ich sage auch dazu, dass es nicht vordergründig mein Problem ist, sondern was ich hier versucht habe, ist, in Kenntnis dessen, dass neue Managementstrukturen auch im Regelfall neue Entscheidungen treffen, denn, ich wiederhole es, es ist ja kein Zufall, dass es dort ein neues Management gibt, dass man Vorbereitungen trifft, etwa auch durch das Knüpfen von Kontakten, durch eine Interessentensuche im Hintergrund, dass man auch darauf vorbereitet ist, wie dieses Projekt mit einem Wirtschaftspartner fortzuführen ist. 

Dass es fortgeführt wird, sage ich dazu - da wiederhole ich mich jetzt zum dritten Mal, aber es soll ja auch picken -, steht außer jedem Zweifel. Das ist überhaupt keine Frage. Aber ich bitte gerade eine Partei, die sich auch als eine Interessenvertretung der Wirtschaft versteht, Entscheidungen eines Managements eines großen internationalen Unternehmens als das zu nehmen, was es ist und nicht zu versuchen, politisches Kleingeld aus dem Ganzen zu schlagen. Es gewinnt durch Kleingeld ohnehin niemand.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Bürgermeister.

Die 4. Anfrage (FSP - 01454-2005/0003 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Dr Herbert Madejski gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Die Meidlinger Bezirksvertretung hat in ihrer letzten Sitzung ein Positionspapier zu den "Kometgründen" beschlossen, wobei allerdings der Text sehr allgemein gehalten ist. Daher frage ich Sie in diesem Zusammenhang als zuständigen Stadtrat, ob Sie sich mit einer Bebauung von maximal 35 Metern - bezogen auf das dortige Straßenniveau - zufrieden geben werden?

Ich ersuche um Beantwortung. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Vorsitzender.

Herr Gemeinderat, ich entnehme auch Ihrer Anfrage, dass das Positionspapier der Bezirksvertretung Meidling hinsichtlich der Höhenentwicklung noch sehr unbestimmt ist. Ich entnehme auch dem Jury-Protokoll, dass bei der Jurierung des Projektes für die Komet-Gründe dort festgehalten wurde, dass die Höhenentwicklung insgesamt und in Bezug auf ihre Proportionalität zur Längsentwicklung überprüft werden soll. Ich sehe hier einen sehr hohen Gleichklang zwischen den Interessen der Bezirksvertretung Meidling und den Fachleuten in der Jury und ich gehe daher davon aus, dass gerade der Punkt der Höhenentwicklung an diesem Standort noch deutlicher Überarbeitung bedarf. Ob das jetzt 35,2 oder 73,8 oder vielleicht gar nur 26 Meter sind, wird sich nach dieser Phase herausstellen. Meine persönliche Meinung dazu ist, dass es gut ist, dass sowohl die Jury als auch die Bezirksvertretung der Meinung sind, dass die angedachten 120 Meter zu hoch waren. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. Die 1. Zusatzfrage, Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Wir waren ja gemeinsam mit der Frau Bezirksvorsteherin, mit Architekt Wimmer und dem Siegerprojekt-Architekten bei der Ausstellung, bei der Präsentation dieses Projektes und ich glaube, da sind wir auch alle der Meinung, dass dieses Projekt sehr gut ist. Es waren sechs oder sieben ausgestellt, in Wirklichkeit waren das alles Hochhausprojekte, weil offensichtlich der Grund gar nichts anderes hergibt, wenn man sich hier objektiv die Umgebung anschaut, und es waren alle von diesem Projekt sehr begeistert. Und meine Frage an Sie, der ja auch von diesem Projekt sehr angetan war, wie ich aus den Medien erfahren habe, genauso wie die Frau Bezirksvorsteherin sehr angetan war: Widerspricht dieses Siegerprojekt in irgendeiner Weise dem Kriterienkatalog des Wiener Hochhauskonzepts?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nun, nachdem das Wiener Hochhauskonzept für diesen Standort anwendbar ist und nachdem es vor der Auslobung des Wettbewerbes schon Beschlusslage war, entspricht dieses Projekt in weiten Zügen dem Hochhauskonzept.

Es entspricht dort nicht dem Hochhauskonzept, wo beispielsweise die Verkehrserschließung noch nicht end-gültig geklärt war, es entspricht dort nicht dem Hochhauskonzept, wo Teile aus dem Hochhausbereich heraußen sind, nämlich diese Überbrückung der großen Kreuzung Schönbrunner Schloßstraße/Schönbrunner Straße mit einer sehr knappen Lage vor den Fenstern der Anrainer. Es entspricht dort nicht – und das ist eines der großen Probleme des Projektes und darauf weist die Jury ja auch hin – den Anforderungen, um überhaupt eine Baubewilligung zu erlangen, indem Teile mit im Projekt drinnen sind, die noch nicht im Grundeigentum des Projektbetreibers sind. Also, es gibt noch eine Fülle von Themen zu lösen, bevor wir an diesem Standort sozusagen den Spatenstich feiern können. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Zusatzfrage, Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich glaube, wie wichtig auch die Diskussion um eine Höhenentwicklung und um eine Gesamt-Kubatur dort ist, sollte man doch nicht aus den Augen verlieren, dass es sich bei dem Projekt um eine auch verkehrstechnisch relativ sensible und heikle Gegend und Stelle handelt. Und ich glaube, man sollte überhaupt bei einer Projektentwicklung an diesem Standort und in diesem Bereich einmal daran denken, dass es ja durch die Erweiterung des U4-Parkshops und durch andere Veränderungen in diesem Gebiet auch zu massiven Verschlechterungen für die angrenzende Bevölkerung kommt, wenn noch mehr Verkehr in dieses Nadelöhr, muss man fast sagen, hineingefüllt wird. Von Verkehrsprognosen mit einem in der Spitzenstunde bis weit über Schönbrunn reichenden Rückstau ist bereits die Rede und ich glaube, dass man vor allem in einem so sensiblen Bereich der Verkehrsorganisation ein wesentlich größeres Augenmerk schenken muss. Wird das in die Überlegungen einer Neukonzeption, eines neuen Projektes, eingebracht und wird auch mit den Projektbetreibern gemeinsam versucht, hier eine wesentlich bessere Lösung zu finden als die bereits jetzt angedachte? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nun, ich glaube, es gibt dazu auch im Juryprotokoll und in der Stellungnahme der Bezirksvertretung Meidling sehr gute Ansätze, die alle Berücksichtigung finden werden, nämlich die Anwendung des Stellplatzregulativs, was auch dem Hochhauskonzept entspricht, die Anwendung moderner Verkehrsmittel, nämlich umweltfreundlicher Verkehrsmittel, die Infragestellung allzu großer Kubaturen bei den Einkaufszentren, vor allem bei jenen, die Individualverkehr geradezu nach sich ziehen. Wir sind dort in einem Knotenpunkt des öffentlichen Verkehrs und alle Dinge, die mit öffentlichem Verkehr zu tun haben und transportierbar sind, sollten dort eher Platz greifen.

Und wir wissen auch, dass Nutzungen - wie es auch in dem Antrag der Bezirksvertretung drinnen steht -, die zum Beispiel auch Wohnen beinhalten, es schlicht und einfach weniger verkehrsanfällig machen, als wenn dort besonders hohe Attraktivitäten mit Kinocenter oder Ähnlichem, entstehen würden. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 3. Zusatzfrage, Herr Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Im Zusammenhang mit dem Komet-Projekt hat es eine ganze Reihe von Visualisierungen gegeben, wenn Sie sich erinnern, eine offizielle und halboffizielle in der Zeitung. Vielleicht können Sie diese babylonische Bildverwirrung - das passt ja jetzt wieder zum Turm dazu - ein wenig aufdröseln und uns erklären, ob diese Visualisierung, die es einmal in der Zeitung gegeben hat und die wohl kaum im Einklang mit den verschiedenen Sichtachsen und mit dem Weltkulturerbe Schönbrunn stehen könnte, ob diese den Tatsachen entspricht, oder ob es sich hier um eine Zeitungsente gehandelt hat. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich entnehme Ihren Worten, dass Sie mehrere Visualisierungen in den Zeitungen gesehen haben. Es macht mir das daher ein bisschen schwer zu sagen, diese ist es gewesen oder jene. 

Von einem ist auszugehen: Im Wettbewerb war verlangt, dass es eine Visualisierung vom Standpunkt vor der Gloriette geben soll. Diese Visualisierung wurde beigebracht. Fraglos ist auch dabei zu sehen, dass es eine Frage der Farbgebung ist, der genauen Einmessung, es ist auch eine Frage, ob man zwei Etagen von der Gloriette hinuntergeht, damit wird das Gebäude höher. Was jedenfalls falsch war, war die Einmessung, bei welcher der Standort des Betrachters unmittelbar neben dem Schloss Schönbrunn liegt.

Wir haben aber mit der Stadtvermessung, mit der Magistratsabteilung 41, eine sehr erfahrene Einheit in der Stadt, die auch in der Lage ist, wenn die Daten vom Projektanten bekannt gegeben sind, die Einmessungen vorzunehmen, und genau das werden wir jedenfalls bei jedem modifizierten Projekt wieder tun. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 4. Zusatzfrage, Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben sich ja ebenfalls mit dem Positionspapier der Meidlinger Bezirksvertretung auseinander gesetzt. Es ist tatsächlich, wie ich in der Anfrage geschrieben habe, ein sehr allgemeines Papier geworden, wo man hie und da sogar den Eindruck hat, das ist nur deswegen passiert, damit einmal die Leute ruhig gestellt werden. Es steht nämlich in Wirklichkeit überhaupt nicht drinnen, dass ein Hochhaus hinkommen soll oder nicht ein Hochhaus hinkommen soll, sondern der Satz, der an sich diesen Punkt betrifft, lautet ja nur: „Im Zuge der Projektabwicklung muss sichergestellt werden, dass, was Höhe und Kubaturen betrifft, ein dem Umfeld" – nicht örtlich – „verträgliches Ausmaß angewandt wird." – Was immer das auch bedeutet.

Daher meine Frage: Wenn alle Kriterien, so wie Sie es jetzt gesagt haben, auch nach dem Hochhauskonzept gelöst sind, der Verkehr, der Stellplatz, der Mix im Angebot, die soziale Infrastruktur, sind Sie dann dafür, dass dort ebenfalls, ob jetzt 80, 90 oder 70 Meter, ein Hochhaus nach der Definition der Stadt Wien dort gebaut werden kann, oder sind Sie dagegen? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Die Antwort kann nur genauso unpräzise sein, wie die Wiener Hochhaus-Höhenentwicklung insgesamt eine sehr hohe Bandbreite hat, nämlich von 26 Metern bis zum höchsten Hochhauspunkt in Wien zur Zeit mit 201 Meter, wenn man die Antenne am Millennium Tower mitrechnet. 

So betrachtet bin ich sehr wohl der Meinung, dass dort eine Bauklasse VI gewidmet werden kann und soll. Wie genau die Höhenentwicklung ist und wie man die Definition trifft, ist eine Frage des Spiels zwischen den wirtschaftlichen Notwendigkeiten und der Verträglichkeit mit dem Umfeld. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. 

Die 5. Anfrage (FSP - 01453-2005/0001 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Silvia Rubik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Im Zusammenhang mit dem geplanten Biosphärenpark Wienerwald laufen seit 2002 intensive Vorbereitungen zur Einreichung und internationalen Anerkennung bei der UNESCO. Wie ist der Stand der Umsetzung?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ja, die an mich gestellte Frage beschäftigt sich mit dem Umsetzungsstand des Biosphärenparks Wienerwald.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich darf berichten, dass wir mit der Umsetzung des geplanten Biosphärenparks schon sehr weit fortgeschritten sind. Vielleicht ein kurzer geschichtlicher Rückblick: Im Wienerwald-Millenniumsjahr 2002 gab es ja den Auftrag, sich anzusehen, welche Schutzform für den Wienerwald die geeignetste ist. Es gab eine Machbarkeitsstudie der beiden Länder Niederösterreich und Wien, die dann das Ergebnis hatte, dass der Biosphärenpark die ideale Schutzform für den Wienerwald ist und seitdem laufen ja intensive Vorbereitungen, was sich unter anderem dadurch manifestiert hat, dass wir ja 2003 im Verein Niederösterreich‑Wien ein Biosphärenpark-Management eingerichtet haben. Herr Mag Günther Loiskandl führt dieses Biosphärenpark-Management bisher sehr erfolgreich und es gibt noch eine zusätzliche Steuerungsgruppe zwischen den beiden Ländern zur Koordination. 

Der konkrete Umsetzungsstand jetzt im Jahr 2005: Wir stehen also kurz vor der Projekteinreichung bei der UNESCO. Es hat jetzt im Jänner einmal eine erste Projektvorstellung unseres Biosphärenpark-Projekts beim österreichischen MAB-Komitee gegeben, dann die Einreichung am 23. März beim österreichischen MAB-Komi-tee, jetzt erfolgt eine Vorbegutachtung durch dieses österreichische Komitee und die offizielle Einreichung bei der UNESCO in Paris soll am 29. April erfolgen. Dort wird es dann folgendermaßen weitergehen, dass das Projekt begutachtet wird und eine Entscheidung dann im November 2005 zu erwarten ist. 

Also, wir sind eigentlich sehr froh, weil das sich natürlich auch gut trifft mit “100 Jahre Grüngürtel“, dass wir genau in diesem Jahr und voll im Zeitplan sind, was den Biosphärenpark betrifft.

Vielleicht noch kurz die Eckdaten: 105 000 Hektar umfasst die Gesamtfläche des Planungsgebietes, 51 nie-derösterreichische Gemeinden und 7 Wiener Bezirke sind davon betroffen. Wien hat ja ungefähr einen sechsprozentigen Anteil am Wienerwald und das Planungsgebiet geht aber darüber hinaus, es werden ungefähr 9,4 Prozent der Landesflächen sein und 9 950 Hektar. Das heißt, 75 000 Wienerinnen und Wiener werden künftig dann im Biosphärenpark wohnen, so es eine positive Begutachtung der UNESCO gibt, aber davon gehen wir aus. Danke schön. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Frau Stadträtin!

Die 1. Zusatzfrage wurde von Herrn Mag Maresch gestellt. Bitte schön.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist immer erfreulich, dass da etwas weiter gegangen ist bei dem Biosphärenpark, aber es gibt ja eine Problematik, die darüber hinausgeht. Deswegen auch gleich meine Frage dazu: Wie können Sie sich erklären, dass die Kernzonen des Biosphären-Parks ganz im Gegensatz zu der von Ihnen angesprochenen Studie vom Herrn Prof Schach bis zu 50 Prozent reduziert wurden? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Also, ich kann da nur für den Wiener Teil des Biosphärenparks sprechen und dort hat es keine Reduzierung der Kernzonen gegeben. Ich kann mir nur vorstellen, dass Sie hauptsächlich Niederösterreich ansprechen, aber ich muss Sie da um Verständnis bitten, dass wir natürlich nur für den Wiener Teil zuständig sind und dort sozusagen das Machbare herausgeholt haben. Das große Problem beim Biosphärenpark - und das ist uns ja allen bewusst - ist einerseits die große Zerstückelung, dass es viele Kernzonen gibt. Es gibt nicht eine Kernzone, die irgendwo in der Mitte liegt, sondern eben viele kleine Zonen, die man dann zu Kernzonen sozusagen ernannt hat oder ausweisen wird und das ist eben genau das Problem, das offensichtlich das dann bewirkt hat, wobei ich sagen muss, dass wir uns logischerweise hauptsächlich mit dem Wiener Teil beschäftigen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die 2. Zusatzfrage, Herr GR Klucsarits.
GR Rudolf Klucsarits (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich beziehe mich mit meiner Frage auf den Wiener Teil, und zwar hätte ich gern gewusst: Welche Gespräche haben Sie mit den Besitzern landwirtschaftlicher Flächen geführt, denn es gibt ja da Nutzungseinschränkungen? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte!

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Also, das wird natürlich nicht von mir, sondern von einer Abteilung der MA 49 durchgeführt, und es wird alles - da kann ich Sie wirklich beruhigen - nur im Einvernehmen passieren. Also, wir haben uns wirklich bemüht in den letzten Jahren - denn die Verhandlungen laufen ja schon seit Jahren, weil das wirklich ein großes Projekt ist - auch die Ängste zu nehmen, die es da gegeben hat, die natürlich in Niederösterreich noch viel stärker waren als in Wien, weil wir ja das Glück gehabt haben, dass große Teile dessen, was wir jetzt in den Biosphärenpark einbringen, vorher schon Landschaftsschutzgebiete oder Naturschutzgebiete jener Schutzkategorie waren. Das heißt, wir haben nicht so viele Flächen, die in irgendeiner Form wirtschaftlich genutzt worden sind, wie das zum Beispiel Niederösterreich hat. Deswegen ist es dort auch viel schwieriger, weil auch Ortschaften dort sind, und so weiter. Also, da tun wir uns sozusagen ein bisschen leichter. Aber ich kann Sie beruhigen, es wird niemandem sozusagen gegen seinen Willen etwas weggenommen und es wird natürlich entsprechende Entschädigungszahlungen geben. Das ist auch im Konzept des Biosphärenparks so vorgesehen. Der große Vorteil, den der Biosphärenpark bringt, ist, dass das ein Gesamtkonzept ist, wo man dann auch, wie zum Beispiel Vorarlberg das, glaube ich, sehr erfolgreich gemacht hat, regionale Marken haben kann und sagen kann, das sind Produkte, die kommen aus dem Biosphärenpark. Das heißt, das bedeutet für diejenigen, die im Biosphärenpark leben und dort wirtschaften, auch eine Aufwertung ihres Status und nicht nur eine Einschränkung. Und ich glaube, es ist uns ganz gut gelungen, das in den letzten Jahren auch an die Betroffenen zu transportieren und ihnen zu erklären. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: 3. Zusatzfrage, Frau GRin Reinberger.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Die Anfrage von Frau GRin Rubik bestätigt eigentlich unsere Forderung nach einer intensiveren Berichterstattung zum Thema Biosphärenpark. Bis jetzt hat es ja leider wenig Informationen im Gemeinderat und im Ausschuss dazu gegeben.

Meine Frage richtet sich dahin gehend: Wir Freiheitlichen haben ja stets gefordert, dass die Kernzone in Form eines Nationalparks ausgestaltet wird. Da wurde dann entgegengehalten, das gehe nicht, weil die Kernzone nicht die Größe für einen Nationalpark hat. Jetzt geht es mir gar nicht um den Namen, um den Titel Nationalpark, sondern uns Freiheitlichen ist es eigentlich darum gegangen sicherzustellen, dass die Kernzone genauso gut rechtlich abgesichert ist wie ein Nationalpark. 

Und meine Frage lautet daher: Wie soll sichergestellt werden, dass die Kernzone auch die nötige rechtliche Ausgestaltung erhält und es eben nicht dann dazu kommt, dass die Bestimmungen aufgeweicht werden und die Kernzone als solche nur mehr am Papier besteht, aber nicht in der Tat auch die strengen Regelungen eingehalten werden? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Also, ich meine für die Kernzone ist auch von Seiten der UNESCO - damit das überhaupt als Biosphärenpark anerkannt wird - ein strenger Schutz vorgesehen. Es soll zum Beispiel keine forstliche Nutzung mehr geben. Also, es ist sozusagen wirklich das oberste Schutzziel im Biosphärenpark gegeben. 

Das Problem, das Sie vorher angesprochen haben, sieht man, glaube ich, sehr leicht, wenn man sich einmal eine Karte des Biosphärenparkes anschaut. Man sieht wirklich, dass das versprengt ist auf der Landkarte mit kleinen Punkten und deswegen war auch ein Nationalpark nicht möglich. Das war auch das Ergebnis dieser Machbarkeitsstudie. Wir haben noch vor, auch landesgesetzliche Vorkehrungen zu treffen. Das wird natürlich in starker Abstimmung mit Niederösterreich passieren, weil es auch die UNESCO sozusagen fordert, dass ein Biosphärenpark landesrechtlich abgesichert wird. Wir wollen das möglichst einheitlich machen, da es natürlich keinen Sinn hat, wenn zwei Bundesländer, die gemeinsam einen Biosphärenpark einrichten, dann unterschiedliche gesetzliche Regelungen dazu haben. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: 4. Zusatzfrage, Frau GRin Rubik.

GRin Silvia Rubik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben es zwar jetzt schon angedeutet, aber ich hätte es gern bitte noch einmal gefragt, und zwar: Wird der Biosphärenpark landesgesetzlich verankert, be-
ziehungsweise wird es eine Vereinbarung nach Art 15a Bundes-Verfassungsgesetz zwischen Bundesländern Wien und Niederösterreich geben? 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin, bitte.
Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Also, die UNESCO verlangt gerade für die Kernzonen eine rechtliche Umsetzung, eben einen Schutz, zu verankern. Deswegen haben wir jetzt vor, gemeinsam mit Niederösterreich ein Biosphärenpark-Gesetz zu erlassen, das eben aus zwei Landesgesetzen besteht, die sehr stark aufeinander abgestimmt werden sollen. Und wir überlegen natürlich, für die rechtliche und finanzielle Regelung eine Vereinbarung nach Artikel 15a zu erarbeiten, weil sich das, glaube ich, in diesem Zusammenhang bewährt hat. Also, man braucht keine Sorge haben, eine rechtliche Absicherung ist natürlich gegeben, weil wir es sehr ernst meinen mit dem Thema Biosphärenpark und ich bin, wie gesagt, sehr froh, dass wir jetzt rechtzeitig im Jubiläumsjahr "100 Jahre Grüngürtel" auch den Biosphärenpark sozusagen auf die Reise schicken und eine Einreichung in Paris machen können. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin.

Die Fragestunde ist somit beendet. 

Wir kommen somit gleich zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Für die Zukunft der Wiener Kinder – Gesundheitsbelastungen durch Feinstaub in Wien" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung auch ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Mag Vassilakou, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ihre Redezeit beträgt, sie weiß es ja, 10 Minuten.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Zwei Themen haben ja in den letzten Wochen und insbesondere in den letzten Tagen die österreichische Öffentlichkeit im Wesentlichen beschäftigt. Eines davon, glaube ich, fällt wahrscheinlich jedem und jeder hier im Raum auf Anhieb ein, aber auf das möchte ich jetzt nicht eingehen. 

Das zweite jedenfalls, das betraf das Thema Fein-staub, das heißt genaugenommen Feinstaub in Österreich, Feinstaub in Wien und die Auswirkungen von Feinstaub auf die Gesundheit aller. 

Was ist Feinstaub? Ich gehe davon aus, dass soviel geschrieben worden ist und soviel gelesen worden ist in den letzten Tagen, dass es jeder und jede hier im Raum in der Zwischenzeit schon wissen müsste, aber trotzdem noch einmal der Vollständigkeit halber in aller Kürze: Von Feinstaub sprechen wir, wenn wir sprechen von jenen aller-, allerfeinsten Staubpartikel, die einen Durchmesser von weniger als ein Hundertstel Millimeter haben, das heißt Staubpartikel, die so fein sind, dass sie bis tief in die Lunge eindringen können und eine Reihe von Gesundheitsschäden, auch chronischen Gesundheitsschäden, verursachen können, also so feine Staubpartikel, dass sie sogar bis zum Tod des Menschen führen können. 

Das Thema Feinstaub ist ja auch nicht nur in Österreich großes Thema, parallel dazu fast, beschäftigt sich auch die deutsche Öffentlichkeit in den letzten Tagen und Wochen damit und auch in sehr vielen anderen europäischen Ländern wird derzeit über Feinstaub gesprochen. Und nicht umsonst, und auch nicht von ungefähr, werden in fast allen europäischen Großstädten, so auch in Wien, laufend die Grenzwerte, die die EU vor Jahren bereits festgesetzt hat, überschritten. 

Die Grenzwerte, die von der EU festgesetzt wurden, wurden mittels Richtlinie bereits im Jahr 1999 festgesetzt und in Österreich durch das österreichische Immissionsschutzgesetz-Luft auch in nationales Recht umgesetzt. 

Und wie sehen diese Grenzwerte aus? Laut festgesetzten Grenzwerten dürfen wir pro Tag in Österreich nicht mehr als 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Feinstaub in der Luft haben, also 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft und pro Tag, als Jahresmittelwert allerdings nicht mehr als 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft und darüber hinaus darf dieser Mittelwert nicht öfter als dreißigmal pro Jahr überschritten werden. 

Wie sieht es in Wien aus? 2003 haben wir in Wien den Grenzwert 105 Mal überschritten. Das heißt, fast ein Drittel des Jahres wurde dieser Grenzwert überschritten. 2004 waren es 63 Mal und 2005, das heißt im heurigen Jahr, waren es bereits bis jetzt, bis zum heutigen Tag, schon 30 Mal. Das heißt, jenes Kontingent an zulässigen Tagen, die laut EU-Richtlinie eine Überschreitung aufweisen dürfen, ist bereits ausgeschöpft. Genau genommen dürfte dieser Grenzwert in Wien praktisch ab jetzt nicht mehr überschritten werden. Erstaunlicherweise lese ich ob der berechtigten Debatte zu diesem Thema heute in den Zeitungen, in den Medien, und entnehme aus Reaktionen, ob nicht doch von Panikmache die Rede ist. Ist das tatsächlich Panikmache? Schauen wir uns kurz an, was die entsprechenden Studien zu diesem Thema sagen, und die sind zahlreich.

Also, die Weltgesundheitsbehörde, die EU-Kommissi-on, National Resource Council und Environmental Protection Agency der USA haben festgehalten, dass Fein-
staub zu den wesentlichen, ja sogar zu den vorrangigsten umwelthygienischen Themen gehören, die ja eben eine Reihe von schwerwiegenden Gesundheitsschäden verursachen, und dass der Hauptverursacher von Fein-staub der Verkehr ist. 

Viele Studien belegen das hohe Gesundheitsrisiko, zuletzt auch für Österreich. So hat es zum Beispiel zuletzt im Auftrag der WHO eine Studie über Österreich, Frankreich und die Schweiz gegeben, in der man konkret versucht hat, Erkrankungen auf Feinstaub-Emissionen aus dem Verkehr zurückzuführen und wo man von sehr, sehr konservativen Werten ausgegangen ist. Das heißt, jene Zahlen, die ich hier zitieren werde, können ruhig als Mindestzahlen angesehen werden. 

Und zu welchem Ergebnis kommt diese Studie für Österreich? 2 400 vorzeitige Todesfälle bei Erwachsenen über 30 Jahre pro Jahr in Österreich, 20 600 Bronchitisanfälle bei Kindern pro Jahr, die es nicht geben müsste, und 15 000 Asthmaanfälle bei Kindern pro Jahr. 

Zum Vergleich, und damit Sie sehen, wie durchaus konservativ diese Schätzungen sind: Ich zitiere die Presse von heute, hier ist die Rede von 4 600 zusätzlichen Todesfällen pro Jahr in Österreich und von 70 000 Europäern und Europäerinnen, die pro Jahr auf Grund der Feinstaubbelastung vorzeitig sterben. 

Darüber hinaus hat es auch eine Studie gegeben, die ich auch hier kurz zitieren möchte, die Studie Afert III. Diese ist eine äußerst aktuelle Studie und sie belegt wiederum, dass ein Anstieg von 10 Mikrogramm pro Kubikmeter über den Schwellenwert hinaus - also diesen Grenzwert, der von der EU festgelegt ist - unmittelbar einen Anstieg der Todesfälle um 0,5 Prozent verursacht. Was heißt das jetzt genau für Wien? Zum Beispiel am 10. Februar wurde in Simmering ein Wert von 140 Mikro-gramm pro Kubikmeter Atemluft gemessen. Das ist also eine Überschreitung des Grenzwertes um immerhin 90 Mikrogramm. Das wiederum würde rechnerisch einen Anstieg der Todesfälle um 4,5 Prozent ergeben, das heißt, immerhin zwei Todesfälle mehr für diesen Tag rein rechnerisch in Simmering. 

Das heißt, hier ist nicht, hier kann auch nicht von Panikmache die Rede sein, wir haben es hier mit einer ganz besonders akuten, aktuellen Belastung unserer Gesundheit, auch der Gesundheit unserer Kinder, der künftigen Generationen, zu tun. Wir haben auch Studien, die eindrucksvoll mit Zahlen belegen, dass die Situation schon jetzt ganz besonders besorgniserregend ist und dass sie auch in den nächsten Jahren ansteigen wird. 

Und vielleicht ein Letztes noch: Ich habe bis jetzt hauptsächlich von den gesundheitlichen Folgen für Erwachsene gesprochen, lassen Sie mich nur kurz auch auf Babys zu sprechen kommen. Bei Babys wissen wir ja, dass sie ein Zehnfaches, um ein Zehnfaches von Schadstoffen in Relation zu ihrem Körpergewicht einatmen als Erwachsene. Das Immunsystem ist natürlich noch nicht so weit ausgeprägt wie bei Erwachsenen, und wenn die Kinder ein bisschen älter sind und schon auf den eigenen Beinen stehen können, sind sie natürlich den Auspuffgasen auch viel stärker ausgesetzt als Erwachsene, auch schon auf Grund ihrer geringen Körpergrößen. Das heißt, wir haben es, wie gesagt, hier zu tun mit einem durchaus akuten Problem, dessen Hauptverursacher ebenfalls laut sämtlichen Studien der Verkehr ist. Das heißt, das Problem ist mitunter auch hausgemacht. 

Und jetzt bleibt zu diskutieren, was tun wir dagegen außer darüber sprechen, und hier im Besonderen - weil wir sind ja hier im Wiener Gemeinderat - was tut Wien. 

Fest steht, wenn wir die Lebensqualität Wiens erhalten und in den nächsten Jahren auch verbessern wollen, müssen wir endlich handeln. Das heißt, jene Maßnahmen umsetzen, die ja im Österreichischen Bundesgesetz auch vorgeschrieben sind (GR Godwin Schuster: Tatsächlich!) und die auch umgesetzt werden müssen. 

Während andere europäische Städte längst diese Maßnahmenkataloge entworfen und auch umgesetzt haben, und im Übrigen auch bereits Fortschritte verzeichnet haben - ich empfehle zum Beispiel, sich auch die Situation in München anzuschauen, wo man ja auch in letzter Zeit eine wirklich beachtliche Reduktion erzielt hat -, befindet sich Wien weiterhin im Tiefschlaf, was dieses Thema betrifft. 

Also, Maßnahmen sind längst überfällig. Was tut Wien? Wien hat jedenfalls bis jetzt keinen Maßnahmenkatalog vorgelegt, stattdessen hat Wien in der letzten Woche die Erweiterung einer Zementfabrik in Simmering bewilligt, eine zusätzliche Müllverbrennungsanlage in An-griff genommen in den letzten Jahren, und last but not least, die Lobau-Autobahn. Das ist das, was Wien tut in Sachen Feinstaub, das heißt, über lauter Dinge entscheiden, die noch mehr Feinstaub bedeuten werden.

Nun, Maßnahmen gäbe es viele, und die liegen auf dem Tisch. Zum Beispiel eine Ausrüstung kommunaler Fahrzeuge mit Dieselfilter oder eine Umstellung kommunaler Fahrzeuge überhaupt auf andere Brennstoffe, zum Beispiel Gratisbenutzung öffentlicher Verkehrsmittel an Tagen mit Feinstaubepisoden, zum Beispiel ein Ausbau des öffentlichen Verkehrs, und so weiter. All diese Maßnahmen haben die Grünen bereits vor zwei Jahren vorgeschlagen, zuletzt auch beantragt, nichts davon, njet. Es wäre an der Zeit zu handeln. Ich appelliere von dieser Stelle aus sowohl an den Herrn Bürgermeister als auch an die Frau Umweltstadträtin, keine Alibiaktionen, keine inflationären Presseaussendungen mehr, handeln Sie endlich gegen Feinstaub im Sinne unserer Gesundheit für Wien. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächster Redner hat sich Herr GR Klucsarits gemeldet. Redezeit ab jetzt 5 Minuten. Ich bitte schön.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Wir führen ja schon seit Wochen eine recht aufgeregte Diskussion zum Thema Feinstäube, bei der sich ja die GRÜNEN besonders hervortun. Ich halte diese Diskussion für wichtig, sogar für sehr wichtig. Aber, meine Damen und Herren sowohl von der SPÖ als auch von den GRÜNEN, wir hätten ja diese Diskussion für die Gesundheit der Wiener – eine ganz wichtige Sache – auch viel früher führen können. 

Frühestens, als wir von der Volkspartei am 21.11.2001 – ich wiederhole, 2001 – eine Anfrage zum Thema “Feinstaub“ gestellt haben, oder am 11. Jänner 2002, als die Antwort auf diese Anfrage gekommen ist, indem unsere Fragen vom Umweltressort so beantwortet wurden, dass wir eigentlich beruhigt waren. Der Tenor der Anfragebeantwortung der SPÖ-Stadtregierung war, es sei sowieso alles in Ordnung, es gäbe überhaupt keine Probleme, die Stadtregierung habe alles im Griff, und übrigens werde ja eine Studie erarbeitet, die dann im Jahre 2003 vorliegen wird. 

Nachdem auch die GRÜNEN zu unserem Vorstoß ja total geschwiegen haben, die Stadtregierung schriftlich uns Entwarnung gegeben hat, es liege überhaupt nichts vor, es gäbe keine Feinstaubbelastung, nun, warum sollten wir päpstlicher als der Papst sein, haben wir also die Messung abgewartet. Aber als wir dann das Messergebnis für das Jahr 2003 gesehen haben, haben wir weder die Gelassenheit der GRÜNEN noch jene der Stadtregierung verstanden. (GR Godwin Schuster: Was hat die Stadtregierung damit zu tun?) Denn im Jahresbericht der Luftgütemessung in Österreich 2003 haben die Wiener Messstellen den Österreichrekord bei den Tagesmittelwerten gebrochen. Eine Messstelle hat 187 Mi-krogramm pro Kubikmeter und eine andere 183 Mikro-gramm pro Kubikmeter gemessen. Nur in Linz hat es eine höhere Überschreitung gegeben. 

Mit dieser Platzierung ist Wien aber trotzdem trauriger Rekordhalter eines Rekords, auf den wir sicher verzichten könnten. (Beifall bei der ÖVP.)
So sehr uns diese Werte unter dem Gesichtspunkt der stoischen Ruhe der Umweltstadträtin angesichts dieser Tatsache überrascht haben, umso mehr überrascht uns aber die Tatsache, dass die Wiener GRÜNEN zu diesem Thema bis jetzt geschwiegen haben, (GR Mag Rüdiger Maresch hebt ein Blatt Papier in die Höhe, weist darauf hin und ruft: Können Sie nicht lesen!) denn wir haben uns entschlossen, am 14. Februar, ja am 14. Februar 2005, als einzige Fraktion in diesem Haus, eine Pressekonferenz zum Thema Feinstaub zu geben. Wir haben dann noch eine Pressekonferenz gemacht und heute stehen wir hier und unterhalten uns mit der Grünen Fraktion über die Auswirkung des Feinstaubes in Wien. Da kann ich nur sagen, Kollege Maresch, spät seid Ihr dran! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Ja, aber der Bundesregierung, der ist das vollkommen gleichgültig!) Ist eh klar, die Bundesregierung ist schuld, ja. 

Aber nachdem die grüne Umweltpolitik in Sachen Luftreinhaltung ja heute anscheinend eine Auferstehung erfährt, erspare ich mir einen weiteren Kommentar in Ihre Richtung. Ich möchte aber meine Verwunderung darüber ausdrücken, wie die SPÖ-Stadtregierung, Kollege, mit diesem Problem umgeht. Nachdem sie jetzt die letzten 4 Jahre - vor 4 Jahren haben wir bereits eine Anfrage in der Feinstaubbekämpfung gestellt - untätig war, hat sie das getan, was diese Stadtregierung immer tut, Kollege Schuster. Schuld ist der Osten, die hauen uns den Feinstaub herüber, und schuld ist vor allem die Bundesregierung, obwohl es ja im Bundesgesetz schwarz auf weiß steht - und Sie können es jederzeit nachlesen -, das Land hat die Verantwortung, (Unruhe bei der Sozialdemokratischen Fraktion.) das Land hat die Verantwortung. Schauen Sie in die Steiermark, was dort geschehen ist. Da sind über 70 Maßnahmen gegen die Fein-staubbelastung gesetzt worden. Aber Sie sagen natürlich, schuld ist der Bund. 

Kollege Schuster, Ihr habt ja die Möglichkeit, was unsere Vorschläge betrifft, und Sie haben heute noch die Chance und die Gelegenheit, mit uns gemeinsam eine inhaltliche Weichenstellung vorzunehmen, indem Sie einem von uns vorgeschlagenen Beschlussantrag zustimmen. Es kann dann jedermann an Ihrer Entscheidung ablesen, wie ernst es Ihnen wirklich mit den Aktivitäten des Feinstaubschutzes der Wiener Bevölkerung ist. Die Wiener Bevölkerung braucht Schutz vor Feinstaub, und es sind hier vor allem unsere Kinder zu schützen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Jawohl!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Kollegin Reinberger ist die Nächste am Wort, bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es ist wirklich ein Trauerspiel, wie in der angeblichen Umweltmusterstadt mit der Gesundheit unserer Kinder, der alten Menschen und vor allem auch aller Atemwegs-Erkrankten umgegangen wird. Und ich finde es irgendwie kurios, wenn man jetzt darüber diskutiert, wer als Erster dazu eine Pressekonferenz gemacht hat, denn die Pressekonferenz hilft den Betroffenen wenig, sondern die Maßnahmen, die gesetzt werden. Und da geschieht leider Gottes in Wien auch nicht sehr viel, denn seit Wochen hören wir von der Umweltstadträtin, dass die Feinstaubbelastung eben zum Großteil importiert ist, sie daher nichts machen könne und am Rest ist, wie wir in den Zeitungen der letzten Tage gelesen haben, zu Neuestem wieder einmal der Bund schuld. 

Ja, es stimmt schon, dass die Staubbelastung natürlich eine grenzüberschreitende ist und aus anderen Bundesländern oder aus anderen Staaten kommt, aber deshalb die Hände in den Schoß zu legen und gleich gar nichts zu tun, kann es ja wohl auch nicht sein. Das ist in meinen Augen sehr fahrlässig.

Es gäbe sehr vieles, was zu machen wäre. Der Verursacher des Feinstaubes, so sind sich alle Experten einig, sind natürlich die Verkehrsabgase, insbesondere natürlich auch die Rußpartikel, die hauptsächlich von den Dieselfahrzeugen kommen, der aufgewirbelte Staub, durch die Fahrzeuge aufgewirbelt, sowie die Industrie und im Winter natürlich auch der Hausbrand. Zu den Rußpartikeln, die hauptsächlich, wie gesagt, durch Dieselfahrzeuge entstehen, habe ich schon im Februar eine WHO-Studie zitiert, wonach es österreichweit jährlich 2 400 Todesfälle, 55 000 Asthmaanfälle und 4 300 Kran-kenhausaufenthalte allein durch den Ausstoß lungengängiger Rußpartikel gibt. 

Wir Freiheitlichen haben daher im Februar einen Antrag gestellt, ein Konzept zu erarbeiten zusammen mit einem Zeitplan zur Umstellung des Fuhrparks der Stadt Wien auf den neuesten technischen Stand mit geringst möglichem Rußpartikel-Ausstoß oder mit Umstellung auf alternative Antriebe. Die Antwort steht noch aus, wir sehen ihr mit großem Interesse entgegen, um zu sehen, wie es hier vorbildlich in der Stadt Wien mit dem Fuhrpark zugeht.

Oberösterreich und die Steiermark fördern die Nachrüstung von Autos mit Rußpartikelfiltern immerhin mit 300 EUR. Das wäre meiner Meinung nach auch eine Idee für Wien, nachdem ja die Förderung von Elektrofahrzeugen eingestellt wurde. Und ich denke mir, dass so eine Aktion in Wien auch sehr viel bringen könnte. Ich freue mich, dass die ÖVP auch in diese Richtung einen Antrag gestellt hat und bin sehr enttäuscht, dass die SPÖ diese Forderung nur an den Bund stellt und nicht bereit ist, hier etwas zu tun. Ich hoffe, sie ändert noch ihre Meinung.

Zum aufgewirbelten Staub. Die Frau Stadträtin hat, als es noch Minusgrade gab, all denen, die durch den Staub von Rollsplitt, also von dem Streusplitt, belastet sind, versprochen, dass dieser zügig beseitigt würde, sobald die Temperatur es zuließe. Denn, wie sie folgerichtig ausgeführt hat, der Rollsplitt ist am besten mit Wasser zu beseitigen, dann ist es eben nicht Staub, und das wäre erst möglich, wenn keine Frostgefahr mehr besteht. 

Nun, jetzt hat es schon deutlich, einige Zeit deutlich, über Null Grad. Die Kehr- und Waschfahrzeuge der MA 48 sind nur sehr spärlich unterwegs und weite Teile von Wien sind noch immer nicht vom Streusplitt befreit. Es wird zum Teil nur gekehrt statt mit Wasser gereinigt, was natürlich wieder Staub aufwirbelt und die Atemwegsempfindlichen plagt. Und natürlich haben auch die Bediensteten, die das auskehren, mit schweren Lungenbelastungen zu rechnen. 

In dieser Sitzung werden wir Freiheitlichen einen konstruktiven Vorschlag zu einer gezielten und ordnungsgemäßen Entsorgung von Streusplitt, verbunden mit einer Verringerung der Staubbelastung, einbringen und ich hoffe, dass die SPÖ ein Zeichen setzt und unsere Idee unterstützt.

Nun zur Industrie: Die aktuellen Vorfälle um das Zementwerk in Simmering bestätigen die freiheitliche Kritik an der SPÖ-Umweltpolitik. Die Umweltanwältin hat ihr Veto gegen diese Anlage eingelegt, die 20 Tonnen Feinstaub zusätzlich in einem ohnehin schon sehr stark belasteten Gebiet ausstoßen wird. Die Stadträtin schiebt die Verantwortung auf den Umweltminister und damit auf den Bund und genehmigt die Anlage, der Umweltminister wiederum kontert, die Umweltstadträtin hätte ja beim Zementwerk eine UVP verlangen können und die Bevölkerung in Simmering fühlt sich gefrotzelt, weil sie überhaupt nicht mehr weiß, was jetzt stimmt und wer sie im Stich gelassen hat. Denn, was so neben dem Zementwerk in Zukunft noch alles an Feinstaub und sonstigem Ungesunden emittiert wird, das haben wir schon kritisch aufgezeigt.

Zum Thema Hausbrand habe ich schon in einer der letzten Sitzungen kritisch aufgezeigt, dass wir mit der Umstellung auf Fernwärme in Wien stark in Verzug sind.

Frau Stadträtin, bisher haben Sie die Bevölkerung hinsichtlich einer deutlichen Verringerung der Feinstaubbelastung sträflich im Stich gelassen. Reden Sie sich nicht auf andere aus, schieben Sie nicht die Verantwortung dem Bund zu, fordern Sie nicht ausschließlich vom Bund, Maßnahmen zu setzen, sondern halten Sie Ihre Versprechen, handeln Sie und tun Sie, was die Stadt Wien in diesem Zusammenhang machen kann. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr GR Hufnagl gemeldet.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat!

Gleich vorweg in aller gebotenen Deutlichkeit: Das Problemthema Feinstaub war und ist in Wien von den politisch Verantwortlichen als wesentlicher Teil der permanenten Aufgabe Luftreinhaltung stets sehr ernst genommen worden und wird mit einem ganzen Bündel von Maßnahmen bearbeitet. Will man es seriös und objektiv und nicht - wie von Teilen der Opposition in der letzten Zeit gehandhabt - als krampfhaft am Leben erhaltenes Vorwahlthema behandeln, so gibt eine aktuelle Studie des Umweltbundesamtes, die für uns hier eine geeignete und glaubwürdige Richtschnur ist und eine objektive Orientierungshilfe bildet. Die Feinstaubstudie des Umweltbundesamtes - und damit aus dem Wirkungsbereich des Ministers Dr Pröll kommend - sagt, dass erstens Wien im Städtevergleich trotz seiner einmaligen Funktion als Großballungsraum hervorragend abschneidet und im untersten Drittel der Belastungstabelle liegt. Zweitens, dass unser Jahresmittel der Feinstaubbelastung mit 34 Mikrogramm pro Kubikmeter deutlich unter den EU-Grenzwerten liegt und drittens - und das wurde teilweise schon von den Vorrednern als Teil ihrer objektiven Ansagen zum Ausdruck gebracht -, dass 60 Prozent der messbaren Belastung in Wien außerhalb unserer Landesgrenzen entstehen, 15 Prozent von den benachbarten Bundesländern herrühren, und das letzte Viertel hausgemacht ist.

Was tat und tut nun die Wiener Politik, um mit diesem selbst verantwortlichen Teil der 25 Prozent Feinstaub-emissionen bestmöglich umzugehen und diese zu minimieren? Das frühere leidige Thema Hausbrand ist durch die Tatsache, dass drei Viertel aller Haushalte an die leitungsgebundenen und staubfreien Energieversorgungen Fernwärme und Erdgas gebunden sind, weitestgehend gegenstandslos geworden. Beim Problemfeld Verkehr können wir festhalten, dass sich durch den Fahrgastrekord der WIENER LINIEN der Anteil der sanften Mobilität am Wiener Verkehrsgeschehen auf bereits 37 Prozent, mit steigender Anteiligkeit, erhöht hat. Die jetzige vierte Ausbaustufe des Wiener U-Bahn-Netzes, die Fortsetzung der fahrgastfreundlichen Programme, ULF-Straßenbahnen und Niederflurbusse, zwei neue Straßenbahnlinien zwischen dem 21. und 22. Bezirk sowie - trotz langer und schwieriger Verhandlungen mit den Bundesdienststellen und den ÖBB - schlussendlich Umbauten und Generalsanierungen der Wiener Bahnhöfe und die Ertüchtigung des Wiener Schnellbahnnetzes werden dafür sorgen, dass weitere Attraktivitätssteigerungen beim öffentlichen Personennahverkehr möglich werden und damit noch weniger Feinstaub durch Individualverkehr entstehen wird. 

Dass die Stadt Wien ihre Busflotte schon vor vielen Jahren - als Feinstaub mangels Messbarkeit überhaupt noch kein Thema in der Öffentlichkeit war - auf Flüssiggasbetrieb mit Katalysatoreinbau umgestellt hat, während heute noch in vielen anderen Kommunen unseres Landes vorwiegend Dieselbusse verkehren, sei hier nur am Rande vermerkt. Die Wiener Kraftwerke wurden ebenso wie die Heizwerke für die thermische Restmüllverwertung sowie die einzige in Österreich wirksame Verbrennungsanlage für Sondermüll bereits vor Jahren mit hervorragender moderner Filtertechnologie und Aktivkohle-Rauchgaswäsche ausgestattet und auch von dieser Seite her die Feinstaubbelastung in Wien bekämpft und reduziert. Gewaltige Mittel wurde bei jenen Heizanlagen der Stadt, die noch nicht den modernsten Standard haben, durch Nachrüstungen aufgewendet. 

All diese gewaltigen, vorausschauenden Leistungen der Stadt werden von der Opposition - bis jetzt der Opposition Schwarz und Grün, heute ist die blaue Fraktion zu diesem Thema nolens volens auch aufgewacht - bewusst ausgeblendet und ignoriert. Die tendenziösen, gebetsmühlenartigen Presseaussendungen der ÖVP und der Grünen Fraktion zum Feinstaub können daher nur als billige Vorwahlpropaganda entschieden zurückgewiesen werden. 

Einige Sätze zum Winterdienst. Durch die neue Auftaumittelverordnung konnte der Einsatz von Streusplitt in Wien trotz seines ungewöhnlich langen und mit massiven Schneefällen ausgestatteten Winters nahezu auf die Hälfte reduziert werden. Danach wurden alle verfügbaren Kräfte der MA 48 sowie der beauftragten privaten Firmen für eine rasche und flächendeckende Einkehrung und Reinigung eingesetzt. Dass diese Reinigungsarbeiten auch während der Wochenenden, der Energieferien und zuletzt auch der Osterfeiertage durchgeführt wurden, verdient zweifellos die Würdigung und Anerkennung auch dieses Wiener Gemeinderates. (Beifall bei der SPÖ.)
Nicht unerwähnt soll bleiben, dass heuer die winterliche Betreuung auf Gehsteigen und privaten Grundstücken erneut äußerst mangelhaft bis nicht vorhanden war. Stellenweise wurde der massiv eingesetzte Streusplitt bis heute auf den privaten Objekten nicht entfernt, und damit sorgt auch diese Situation hier für eine negative Beeinflussung. Diese, neben anderen Begleitumständen, das muss man festhalten, ist die Folge der ersatzlosen Streichung des Hausbesorgergesetzes. Der Verlust von Tausenden... (GR Mag Wolfgang Gerstl lacht.) Nein, nicht lachen, Kollege. Der Verlust von Tausenden Arbeitsplätzen in diesem Bereich, der Wegfall der sozialen Betreuung durch die große Mehrheit der ehemaligen Hausbesorger, die dramatische Verschlechterung der Reinigungsdienste und auch des Winterdienstes, das ist das Ergebnis des Drüberfahrens... 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte zum Schluss kommen!

GR Heinz Hufnagl (fortsetzend): ...der Bundesregierung im Zusammenhang mit dem Wegfall des Hausbesorgergesetzes.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. Während der Bund in seiner gesetzlichen Wahrnehmung auch mit einigen organisatorischen Fragen mehr als müßig ist, Kollege VALENTIN wird darauf hier noch Bezug nehmen, ist Wien wahrlich bemüht, seine Haus-aufgaben in Sachen Feinstaubminimierung, Feinstaub-bekämpfung, massivst wahrzunehmen. Bei der Wiener Stadtregierung ist die Gesundheit für die Zukunft der Wiener Kinder auch bei diesem Thema in bewährt guten Händen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Maresch gemeldet.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ganz kurz einmal zum Umweltsprecher der ÖVP. Ich möchte nur zitieren, es gibt in der “Wiener Zeitung“ einen Artikel, da werden wir von Herrn Daniel Kapp - das ist nicht irgendwer, sondern das ist der Pressesprecher des Umweltministers – mit den Worten: „Die Wiener Grü-nen haben das Problem sehr gut erkannt“, gelobt. Er lobt nicht die ÖVP, sondern er lobt die Wiener GRÜNEN, erstens einmal. 

Zweitens einmal, auch Ihr Generalsekretär Walter findet, dass die Wiener Grünen da gute Arbeit geleistet haben, erster Punkt.

Zweiter Punkt: Da möchte ich einmal Kollegen Hufnagl, der gemeint hat, alles ist paletti, alles ist super, alles kommt sowieso nicht aus Wien, einmal die Statuserhebung zu PM10 2002, 2003 - in Wien war es vom Umweltbundesamt vorgearbeitet - zeigen. Da gibt es eine Graphik, die zeigt sehr wohl 60 Prozent aus dem Ausland, 15 Prozent Beitrag aus Wien, 25 Prozent Beitrag des Ballungsraumes Wien. Und alle Spitzen darüber, sehr geehrter Herr Umweltausschussvorsitzender, sind nämlich hausgemacht. 

Und da komme ich nämlich gleich zu einem wichtigen Punkt. Wenn man nämlich in diesen Fachgrundlagen weiter schaut, es steht nämlich nicht in der Statuserhebung der MA 22 drinnen, aber sehr wohl im Bericht des Umweltbundesamtes steht zu den Messstellen und zu den Messmethoden der Stadt Wien drinnen, und da möchte ich doch gerne zitieren, ein bisschen Zeit habe ich ja noch: „Die temporären Messstellen Spittelauer Lände und Erdberg“ und zwar auf Seite 254 zur Information, steht das, „haben gezeigt, dass an verkehrsnahen Standorten noch deutlich höhere PM10-Belastungen auftreten können als an den derzeit in Wien betriebenen Messstellen. Zur Erfassung der PM10-Belastungen an städtischen Belastungsschwerpunkten wird eine Ergänzung des Messnetzes um eine innerstädtische Messstelle mit hoher Verkehrsbelastung empfohlen. Das ist der erste Punkt. 

Also, die Messstellen sind nicht das Gelbe vom Ei. (GR Christian Oxonitsch: Und die Tangente!) Zweiter Punkt, 15.2.3, auch auf derselben Seite, freie Anströmbarkeit der Messstellen. „Alle fünf im Jahr 2003 betriebenen PM10-Messstellen sind im Hinblick auf ihre Lage relativ zu anderen Gebäuden und zu Bäumen als nicht frei anströmbar zu bewerten.“ Das heißt, Vorschlag vor allem bei der Messstelle Schafbergbad, aber auch bei den Messstellen Belgradplatz, Gaudensdorf und Stadlau wird dringend empfohlen, die Pflanzen im Umkreis von mehreren Metern um die Messstellen zu entfernen, beziehungsweise auf eine Höhe, die das Containerdach nicht überragt, zurückzuschneiden. Also noch einmal, zwei Kritikpunkte haben Sie uns vorenthalten in diesem Statusbericht. 

Nächster Punkt war: Weil ja alle meinen - Englisch sagt man dazu Tit for Tat -, zuerst einmal sagen die Sozialdemokraten, der Bund ist schuld, der Bund sagt, die Stadtregierung ist schuld, denn sie könnte was machen. Ganz einfach: Wir haben am 25. November 2004, Kollege Klucsarits, da haben Sie wahrscheinlich geschlafen, einen Antrag gestellt betreffend Statuserhebung und Maßnahmenplan Feinstaubemissionen, der wurde hier von der Mehrheitsfraktion abgelehnt. Und zwar wollten wir nichts anderes haben, als dass spätestens am 31. Jänner 2005 der Statusbericht vorgelegt wird.

Der Statusbericht ist aber einfach nicht vorgelegt worden und jetzt kommt man daher und sagt, die Stadtregierung tue so viel, Golden Plating heißt das normalerweise. Das passiert überhaupt nicht. Sie sagen einfach, der Maßnahmenplan muss bis September 2005 gemacht werden, und keine Sekunde früher wird da etwas kommen. 

Und jetzt nochmals zu den möglichen Maßnahmen. Ein wichtiger Punkt, sonst rennt mir die Zeit davon. Da sind auf Seite 26 in der Statuserhebung unter dem Punkt 10.1 “Mögliche Maßnahmen Wiens“ eineinhalb Seiten Maßnahmenvorschläge ausgeführt, wie zum Beispiel Verkehrsbeschränkungen, Angebote im öffentlichen Ver-kehr oder die Gratisbenützung, dann entsprechende Maßnahmen bei Baustellen, dann gibt es zum Beispiel solche Sachen wie kompakte Siedlungsstrukturen werden vorgeschlagen, außerdem auch die Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung, Anpassung der Parkgebühren und Querfinanzierung, alles Dinge, die Sie längst machen hätten können, aber nicht gemacht haben. 

Dann zum Bund: Ja, natürlich ist der Herr Umweltminister säumig und das Nächste ist, der Herr Umweltminister hat Weisungsrecht gegenüber allen neun Landeshauptleuten. Das macht er natürlich nicht, weil das ist ja alles irrsinnig heikel. 

Nun komme ich zum letzten Punkt, und da muss ich mich schon beeilen: Und dann zu all diesen großartigen, hervorragenden Leistungen der Stadtregierung - das meine ich natürlich ironisch - kommt dazu, jetzt baut jemand ein Zementwerk in Simmering und im UVP-Gesetz gibt es den Begriff der Kumulation, der baut ein Zementwerk mit einer Kapazität von 900 000 Tonnen und dann sagt er, nein, das tun wir nicht nützen, wir nützen nur 250 000 Tonnen, und dann hätte die Stadtregierung eine Möglichkeit gehabt, da den Kumulationsparagraphen einzusetzen. 

Nun, was gibt es alles in Simmering? Da staubt es nämlich wirklich. Es gibt einmal die 20 Tonnen, die das Zementwerk ausstreuen wird über die Simmeringer, dann gibt es dort eine Mühlverbrennungsanlage demnächst, dann gibt es die EBS, dann gibt es die Flughafen-Autobahn, dann, wenn sie sich durchsetzen, vielleicht noch gar, und zwar in Albern und Umgebung, noch die so genannte Lobau-Autobahn. Also, ich denke mir, wenn das keine Kumulation ist, dann ist es unmöglich. 

Und am Schluss noch eine Kleinigkeit: Global 2000 will die Stadt Wien verklagen, und wenn die Frau Stadträtin noch immer bei der Global 2000 gewesen wäre, dann hätte sie die Klage gemacht und nicht in ihrer jetzigen Rolle beschwichtigt, wie sie es nun tut. Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr GR Mag Gerstl, bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte nicht anwesende Umweltstadträtin bei einem der wichtigsten Themen dieser Stadt! Meine Damen und Herren!

Tatsache ist, dass im heurigen Jahr die Grenzwerte für das ganze Jahr in Feinstaub bereits überschritten wurden. (GR Harry Kopietz: Blind ist er auch schon!) Tatsache ist (GR Erich VALENTIN zum Redner: Schauen Sie, hier ist sie! – Amtsf StRin Mag Ulli Sima hinter der letzten Bankreihe hervorrufend: Hier bin ich!) Da hinten, wunderbar, herzlich willkommen, Frau Umweltstadträtin, wunderbar. (GR Heinz Hufnagl: Entschuldigen, heißt das!) Vielleicht dürfen Sie auf ihrem Platz auch teilnehmen. Wenn Sie teilnehmen an der Diskussion, würden wir uns sehr freuen, denn es ist nämlich schon wichtig, dass auch die Umweltstadträtin sich für dieses Thema interessiert und dabei auch die Maßnahmen hört, die Wien umsetzen kann. 

Meine Damen und Herren, Tatsache ist eben, dass die Grenzwerte überschritten worden sind. Tatsache ist, dass wir in Wien noch immer Straßen vorfinden, die mit Staub aus der Winterszeit belastet sind und noch immer nicht geräumt sind. Tatsache ist, dass die Umweltstadträtin dafür zuständig ist, die MA 48 einzusetzen und bis heute diese Aufgabe nicht erledigt ist. Tatsache ist, dass die Umweltstadträtin sich darauf beruft, nicht zuständig zu sein, obwohl das Immissionsschutzgesetz-Luft in § 10 verordnet, dass der Landeshauptmann auf Grundlage der Statuserhebung die entsprechenden Maßnahmen zu erwirken hat, nämlich Maßnahmen zu veranlassen gemäß § 13 Immissionsschutzgesetz-Luft und Maßnahmen für den Verkehr gemäß § 14 Immissionsschutzgesetz-Luft. Und da frage ich mich, liebe Frau Umweltstadträtin, ob Sie vielleicht bei der Beschlussfassung des Immissionsschutzgesetzes-Luft 2001 im Parlament dies nicht entsprechend verfolgt haben, weil Sie ja damals noch im Nationalrat gesessen sind und sich daraus genau diese Grundlage ergibt, für die Sie heute zuständig sind. 

Meine Damen und Herren, es ist auch Tatsache, dass derzeit viele Menschen in Österreich auf Grund des Feinstaubes sterben. Es ist Tatsache, dass viele Menschen in Österreich an Asthma leiden, ganz besonders in Wien, und das sind nicht ein paar Hundert, sondern das sind mehrere Dutzend, ja Tausende Menschen und Kinder vor allem, die an Asthma leiden. 

Es zeigt sich, dass hier ein rascher Handlungsbedarf besteht, (GR Harry Kopietz: In der ÖVP können sie nicht rechnen!) es zeigt sich, dass es nach dem Immissionsschutzgesetz-Luft notwendig ist, auch die Ursache festzustellen, die Behebung durchzuführen und auch für die Luftgüte Verbesserung zu machen. Es zeigt sich, dass Maßnahmen zu setzen sind, nach dem Vorsorgeprinzip, nach dem Verursacherprinzip, nach dem Verhältnismäßigkeitsprinzip und nach dem Prinzip der Kosteneffizienz. 

Und was wird in Wien getan? In Wien hat die Stadt einen Auftrag erteilt an das Umweltbundesamt, um dabei auch zu erheben, wie der nunmehrige Status ist. Diese Erhebung liegt nun seit 1. März 2005 vor und aus dieser Statuserhebung geht ganz klar hervor, dass Maßnahmen von Seiten der Stadt Wien zu setzen sind. 

Was mich besonders stört dabei, ist, dass die Umweltstadträtin hier offensichtlich aus diesem Bericht nur selektiv zitiert und nicht den gesamten Bericht zur Gänze vorlegt, worauf es nämlich wirklich ankommt. Nämlich, sie hat bisher nicht zitiert, dass es darauf ankommt, dass in Wien die entsprechenden Belastungsschwerpunkte auch hausgemacht sind. Es heißt darin: „Der Beitrag der Immissionen Wiens“ auf Seite 24 der Statuserhebung zur PM10-Belastung „an diesen Belastungsschwerpunkten kann an Tagen mit einer Belastung um oder über 50 Mi-krogramm pro Kubikmeter damit insgesamt ca 40 bis 55 Prozent ausmachen.“ 

Also, meine Frau Umweltstadträtin, Sie sprechen immer nur von 25 Prozent, das ist in Ihrem eigenen Bericht widerlegt, das stimmt nicht, sie haben hier einen selektiven Auszug aus dem Bericht gegeben, und wir wollen das auf das Schärfste zurückweisen, dass Sie hier mit Unwahrheiten arbeiten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es heißt in dem Bericht, dass die lokale Hauptquelle an der Rinnböckstraße und an der Spittelauer Lände der Straßenverkehr ist, wobei die Aufwirbelung von Straßenstaub eine große Rolle spielt. In Liesing ist die Staubaufwirbelung auf unbefestigten Park- und Lagerplätzen ein ganz wesentlicher Punkt, um den Sie sich zu kümmern haben, und all die Maßnahmen, die auf Seite 26 mit eineinhalb Seiten aufgelistet sind, die Sie zu setzen hätten, könnten Sie bereits setzen. Tun Sie das, was andere Bundesländer Ihnen bereits vorgezeigt haben. Tirol, Oberösterreich, Steiermark, Vorarlberg, alle diese haben bereits Maßnahmenkataloge für fünf Sanierungsgebiete vorgelegt, Sie haben bis heute keinen Maßnahmenkatalog vorgelegt und dafür sind Sie verantwortlich von der SPÖ in der Wiener Stadtregierung. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Die Werte sind doppelt so hoch!) 
Meine Damen und Herren, manchmal hat man den Eindruck, dass die Umweltstadträtin noch immer auf der Oppositionsbank des Nationalrates sitzt und offensichtlich vergessen hat, dass sie nun eine Regierungsfunktion hat, die Sie wahrzunehmen hat. Und versuchen wir zu verhindern, dass solche Maßnahmen auch in Wien notwendig werden, solche Maßnahmen wie wir sie in Asien haben, das gilt es heute zu verhindern. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin bitte ich Frau GRin Mag Schmalenberg zum Wort.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn der Titel der heutigen Aktuellen Stunde, wobei wir uns sehr freuen dass die Grünen einmal ein grünes Thema zum Thema in der Aktuellen Stunde gemacht haben, wenn der Titel lautet “Für die Zukunft der Wiener Kinder“, dann möchte ich doch als freiheitliche Rednerin festhalten, dass es uns um die Gesundheit aller Wienerinnen und Wiener geht, denn es sind alle Wienerinnen und Wiener betroffen, besonders natürlich, und da gebe ich den Grünen Recht, die Kinder. 

Sehr geehrter Herr GR Hufnagl, Sie haben vielleicht nicht aufgepasst, aber zuletzt haben wir erst gerade bei der Diskussion um den Klimaschutzbericht auch über das Thema Feinstaub diskutiert und ich habe auch da unseren Standpunkt deutlich gemacht. 

Die Frau Umweltstadträtin hat unlängst einmal gemeint, sie hat es so gern, wenn es regnet. Das klingt vielleicht ein bisschen ungewöhnlich. Das ist auch nicht deshalb der Fall, glaube ich, weil in Wien Wassermangel herrscht oder weil eine so große Dürre besteht, sondern es ist deshalb so, weil dann die Feinstaubbelastung am geringsten ist. 

Im Gegensatz dazu haben die Wienerinnen und Wiener vor allem jetzt im Frühling lieber Sonne und möchten sich im Freien aufhalten. Ein Problem, das wir Freiheitliche dabei sehen, ist, dass sie bis vor kurzem - bis vor einiger Zeit, als die mediale Diskussion um das Thema Feinstaub noch nicht so geführt wurde - viel zu wenig Information über die Gefahren, die durch Feinstaubbelastung gegeben sind, gehabt haben. Da denke ich mir, dass wir PolitikerInnen im Rathaus sehr wohl die Aufgabe haben - und vor allem die Umweltstadträtin die Aufgabe hätte -, die Bevölkerung über die Gefahren der Feinstaubbelastung zu informieren, aber vor allem auch die Belastung zu minimieren.

Da geht es meiner Meinung nach besonders darum, die Entstehung des Feinstaubes gering zu halten. Es ist nun einmal so, dass gerade in den Ballungszentren die Feinstaubentstehung am größten ist. Wir wissen, dass durch Motorabrieb, durch Hausbrand, durch Streusplitt winzig kleine Partikelchen entstehen, Metalloxide, Metalle in der nullwertigen Stufe, aromatische Verbindungen, hoch konzentrierte polyzyklische Verbindungen. Die Ge-fährlichkeit dieser winzig kleinen Teilchen besteht einfach darin, dass sie lungengängig sind und dass es dadurch zu Lungenerkrankungen und zu Lungenkrebs kommen kann.

Da hilft es uns nichts, wenn sich die Umweltstadträtin und der Umweltminister in Schuldzuweisungen gegenseitig übertreffen, sondern wir sind der Meinung, dass jeder seine Verantwortung wahrnehmen muss. Der Bund muss seine Verantwortung wahrnehmen, aber auch die Stadt muss ihre Verantwortung wahrnehmen. Und da ist eben die Umweltstadträtin gefordert, hier die Entstehung von Feinstaub möglichst gering zu halten. Sie soll sich ein Beispiel an anderen Städten nehmen, in denen auch die notwendigen Maßnahmen gesetzt worden sind, etwa an Graz. (GR Erich VALENTIN: Das Schlusslicht!) Aber auch Berlin oder München wurden heute schon erwähnt. Es ist nicht wahr, dass es nicht möglich ist, Maßnahmen zu setzen. Die Notwendigkeit gebietet, dass wir das tun, und da kann auch die SPÖ, die regierende SPÖ-Fraktion, sich nicht um diese Verantwortung drücken.

Sehr geehrte Damen und Herren! Eine der Ursachen für die Feinstaubbelastung ist der Streusplitt. Sie haben heute gesagt, dass der Streusplitt bereits weggekehrt wurde. Was die Gebiete außerhalb des Gürtels betrifft, kann ich Ihnen sagen, dass diese noch nicht vom Streusplitt befreit sind. Man hat vielleicht als Erstes gerade einmal ums Rathaus herum damit angefangen. Ich konnte da beobachten, wie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die das gemacht haben, sehr fleißig und sehr gut gekehrt haben. Allerdings ist mir aufgefallen, dass keiner von denen einen Mundschutz getragen hat. Ich denke mir, dass es sehr gefährlich ist, wenn man diese Tätigkeit ohne den notwendigen Schutz verrichtet, und ich glaube, dass es notwendig wäre, die Mitarbeiter dazu aufzufordern, einen Atemschutz zu tragen.

Eine weitere Möglichkeit, die Feinstaubbelastung zu minieren, wäre es, neue Anlagen, die die Belastung erhöhen, kritisch zu hinterfragen. Auch das tut die Umweltstadträtin nicht. Wir haben in der "Presse" gelesen, dass die Warnungen der Umweltanwältin in den Wind geschlagen wurden und dass sie buchstäblich im Regen stehen gelassen wurde.

Sehr geehrte Frau Umweltstadträtin! Warten Sie nicht auf Regen - denn der Feinstaub macht sich nicht von selbst aus dem Staub -, sondern setzen Sie endlich die notwendigen Maßnahmen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächstem Redner erteile ich Herrn GR VALENTIN das Wort.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich einmal anders beginnen. Was glauben Sie, was die Bürgerin und der Bürger in Österreich und in Wien sich denken werden, wenn sie und er die Diskussion der letzten Tage verfolgt haben, und was die Erwartungshaltung sein könnte? Ich denke mir, sie würden sich denken: Die Meinung, die ich von den Politikern habe, ist einmal mehr aufs Trefflichste erfüllt.

Wir spielen Parteipolitik. Für einige, meine Damen und Herren, dürfte ein Wahlkampf, der noch nicht einmal begonnen hat, schon existenzielles Tageskleingeld sein. Vielleicht mag es auch daran liegen, dass einige Damen und Herren dieses Hauses am Beginn des Jahres von Mitgliedern dieses Hauses zu Kandidaten mutiert sind, und wahrscheinlich denkt man schon mehr als Kandidat als als Abgeordneter und Gemeinderat und statt hier die tägliche Arbeit zu tun. Vielleicht erwarten auch die Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt, dass die Probleme, die es gibt, und die Herausforderung, die es gibt, gelöst werden.

Da möchte ich ansetzen. Ich denke mir, die Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht, dass jeder das tut, was in seiner eigenen Kompetenz liegt. Wenn heute ausgeführt worden ist, dass 75 Prozent der Feinstaubbelastung, die wir in Wien messen, auf Feinstaub entfallen, der nicht aus Wien kommt - der aus Niederösterreich kommt, wo es wesentlich mehr Hausbrand als in Wien gibt, und der aus den Nachbarstaaten kommt -, dann denke ich mir, dass der Bund gefordert ist. Der Bund ist zu seinen 75 Prozent gefordert, und wir sind gerne bereit, auch Rechenschaft darüber abzulegen, was wir mit den 25 Prozent machen, die in unserer eigenen Kompetenz sind.

Diejenigen, die das erhoben haben, sind unverdächtig, meine Damen und Herren: Das ist das Umweltbundesamt des Herrn Umweltministers, der in den letzten Tagen versucht hat, sich trickreich aus der Verantwortung zu stehlen. Aber es geht nicht, seine eigenen Fachleute weisen klar und deutlich aus, worum es da geht.

Ich bin dankbar, ich bin der ÖVP und der FPÖ dafür dankbar, dass sie auf andere Städte in Österreich verwiesen haben. Sie haben gesagt, meine Damen und Herren, wir sollen uns ein Beispiel an anderen Landeshauptstädten nehmen. Gerne! Wenn wir das tun, meine Damen und Herren - und ich lade Sie ein, mit mir gemeinsam das Ranking durchzugehen -, dann stelle ich Folgendes fest: 

Schlechtestes Land, Schlusslicht, schlechteste Landeshauptstadt, was Feinstaub betrifft: Graz. Sozialdemokratisch? Nein, ein ÖVP-Bürgermeister!

Zweitschlechtestes Land im Ranking: Klagenfurt. Unter sozialdemokratischer Verantwortung? Nein! Gerade Sie (in Richtung ÖVP), meine Damen und Herren, gerade Herr Klucsarits wird in weiterer Folge auch der Öffentlichkeit erklären können, was seine Parteifreunde dort machen.

Ferner: Innsbruck. Auch nicht gerade die Hochburg der Sozialdemokratie, sondern es ist ein schwarzer Bürgermeister, der dort die Verantwortung trägt!

Die vier Landeshauptstädte, die sich in Wirklichkeit verbessert haben, die sich maßgeblich verbessert haben, sind Salzburg, Linz, St Pölten und Wien. Überall dort sind es SPÖ-Bürgermeister, die die Verantwortung haben. Das ist die Wahrheit, meine Damen und Herren, und das soll man auch einmal klar und deutlich sagen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Während sich der Herr Bundesminister für Landwirtschaft - im Anhängsel hat er auch noch Umwelt - überlegt hat, was er tun soll und wie er aus seiner Verantwortung kommt, hat Wien bereits wichtige Weichenstellungen getroffen. Ich rede vom Winterdienst-neu, ich rede von der forcierten Straßenreinigung, von Abgasfernmessungen, ich denke an den Modal-Split, der uns heute auch vorgehalten worden ist. Meine Damen und Herren, nur zur Erinnerung: Es gibt in Europa keine andere Metropole, die einen derart vorzüglichen Modal-Split hat wie Wien, keine einzige! Sagen Sie uns nicht, wir sollen 
in Österreich in anderen Landeshauptstädten nachlesen und nachschauen, wenn wir selbst die besten Werte ha-ben und wenn in Wirklichkeit die anderen von uns lernen könnten.

Wir bekennen uns dazu, dass das, was wir zu tun haben, getan werden soll; dazu werden wir heute noch einen Antrag einbringen. Wir sagen aber auch, dass der Bund seine Aufgaben lösen soll. Wenn ich mir ansehe, dass die Landesumweltreferenten - egal, welcher Partei sie angehören - bereits gemeinsam an den Bund herangetreten sind und gesagt haben, in den Bereichen Ozon und Feinstaub kann es nicht so sein, dass es eine ausschließlich regionale Verantwortung gibt, weil einfach die Belastung in ihrer Wesensart einer anderen Sichtweise bedarf, dann wissen wir, dass eine derartige Veränderung des Gesetzes bereits in der Schublade liegt und von Herrn Minister Pröll zurückgehalten wird, weil er sich gerade jetzt darüber freut, dass er in der aktuellen Diskussion den heißen Erdapfel zu jemand anderem weiterschieben kann.

Meine Damen und Herren! Wir bekennen uns zu der Aufgabe, die wir in Wien haben. Wir sagen aber auch: Im Interesse der Wiener Bürgerinnen und Bürger sollen wir nicht vergessen, was die anderen zu tun haben und was vor allem der Bund zu tun hat.

Meine Damen und Herren! Ich denke mir, die Wienerinnen und Wiener hätten es sich heute verdient gehabt, dass wir konsensual darüber diskutieren, was wir gemeinsam tun können, und dass Sie von Seiten der beiden Bundesregierungsparteien vielleicht eingebracht hätten, was der Bund bereit ist, in seinem Aufgabengebiet für die Wienerinnen und Wiener zu tun. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist die Frau Umweltstadträtin. Ihre Redezeit beträgt 5 Minu-ten.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Christian Oxonitsch: Herr GR Gerstl, könnten Sie sich niedersetzen?)
Ich möchte angesichts der Debatte und nachdem ich so oft angesprochen worden bin, ein paar Dinge richtig stellen. (GR Harry Kopietz: Herr GR Gerstl, nehmen Sie Platz, bitte!)

Nur eine kurze Bemerkung zum Kollegen Maresch, die kann ich mir nicht verkneifen: Ehrlich gesagt, ich wäre nachdenklich, wenn mich der Pressesprecher von Pröll über die APA lobt. Das würde mir an Ihrer Stelle zu denken geben. Sie freuen sich darüber, ich - nein, ich sage lieber nichts mehr dazu. Kommen wir zur Sache.

Es hat den Vorwurf gegeben: Wir schieben die Verantwortung ab, wir wollen, dass der Bund alles machen soll. Ich kann dem nur entgegenhalten: Was wir wollen, ist eine gemeinsame Vorgangsweise. Wir setzen unsere Maßnahmen, und auch der Bund muss Maßnahmen setzen. Was nicht sein kann, ist, dass sich der Herr Bundesminister hinstellt oder hinsetzt und sagt: Die Länder sind zuständig, die Länder sollen sich damit abstrudeln, viel Spaß beim Feinstaub!

Das kann nicht sein, vor allem angesichts der von vielen angesprochenen Herkunft des Feinstaubes. Wenn Sie mir nicht glauben, kann ich Sie nur ersuchen, dem Umweltbundesamt zu glauben. (GR Mag Rüdiger Maresch: ...setzt keine Maßnahmen!) Das Umweltbundesamt... (GR Mag Rüdiger Maresch hält ein Dokument in die Höhe.) Diesen Statusbericht haben wir veröffentlicht. Wir haben ihn vorher gelesen, wir kennen den Inhalt und haben auch mit dem Umweltbundesamt darüber gesprochen. Dessen Interpretation wie auch unsere ist es, dass wir die Spitzen kappen können, aber dass der ganze dicke, untere Kuchenteil auf Österreich und das benachbarte Ausland verteilt ist. Deswegen sind auch gemeinsame österreichweite Maßnahmen, Maßnahmen im Bereich der EU, aber auch Maßnahmen in Wien wichtig.

Ich habe Ihnen zur Illustration noch einmal eine sehr interessante Graphik mitgebracht, diese zeigt die Messstelle in Illmitz. (Die Rednerin hält ein entsprechendes Schaubild in die Höhe.) Das ist die Messstelle im Nationalpark, Herr Kollege Gerstl, dort ist überhaupt kein Verkehr, dort ist gar nichts. Wenn Sie sich das anschauen, dann sehen Sie, dass die Ergebnisse dieser Messstelle fast zu 100 Prozent parallel mit einer Messstelle in Wien in einer sehr verkehrsnahen Gegend sind. 

Was sagt uns das? Die Hintergrundbelastung in diesem Bereich ist enorm. Das sind nicht nur hausgemachte Sachen, wie es uns die Kollegen von der ÖVP glauben machen wollen, weil das in der politischen Argumen-
tation unglaublich praktisch wäre, sondern leider ist 
ein Großteil österreichische Hintergrundbelastung und kommt aus dem benachbarten Ausland, wo sich die Standards der Luftreinhaltung erst jetzt durch den EU-Beitritt sukzessive verbessern werden. Das heißt, wir werden vom EU-Beitritt dieser östlichen Nachbarländer sicher profitieren. 

Aber etwas macht mich schon ein bisschen stutzig. Warum will man denn unbedingt, dass das alles hausgemacht ist? Warum will man eigentlich in dieser Hinsicht die Realität nicht sehen? Weil es natürlich politisch praktischer ist! Wir suchen uns wirklich einfach die Fakten heraus und versuchen, dort Maßnahmen zu setzen, wo es Sinn macht. Wir werden auch lokale Maßnahmen setzen, und wir setzen sie auch jetzt schon. 

Ich möchte auch den Herrn Prof Puxbaum von der Technischen Universität zitieren. Da Sie weder dem Umweltbundesamt noch mir wirklich Glauben zu schenken scheinen, gibt es noch den Prof Puxbaum, einen unabhängigen Experten von der Technischen Universität. Auch da können Sie nachlesen: Interessant sei, sagt Prof Puxbaum in der "Presse", dass der Großteil der Mikropartikel aus den Nachbarländern mit dem Wind nach Österreich gelange. Hauptsünder seien die Sulfat erzeugenden Kraftwerke. Eine Überraschung für ihn sei, dass viele Mikropartikel auch aus Niederösterreich nach Wien gelangen, weil es dort noch mehr Hausverfeuerung gibt. 

Wir haben Gott sei Dank auch dank dem Klimaschutzprogramm nur noch 4 Prozent an Hausbrand in Wien. Das ist eine Hausaufgabe, die wir schon erledigt haben, so wie unsere Busse auch mit Flüssiggas fahren, was in anderen Städten wie beispielsweise Graz jetzt ein großes Problem ist, weil dort die Busse mit Filtern ausgerüstet werden müssen, da sie eben mit Diesel fahren.

Herr Kollege Klucsarits! Sie haben sich einen Spitzenwert in Wien herausgegriffen und gesagt, dass alles ganz furchtbar schrecklich ist. Ich verstehe, dass man als Opposition das einfach so darstellen muss, aber eines ist schon klar: Man muss sich die Jahresdurchschnittsmittelwerte anschauen, nur das ist ein zulässiger Vergleich. Wien hatte im Jahr 2003  34 Mikrogramm pro Kubikmeter, und wir konnten uns im Jahr 2004 auf 26 Mikro-gramm pro Kubikmeter verbessern. Das scheint von niemandem wahrgenommen worden zu sein. Aber ich bin froh, dass wir mit ersten Maßnahmen eine Verbesserung haben erreichen können. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Mir ist schon klar, dass Ihnen in diesem Zusammenhang die Wahrheit nicht gefällt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie sagen sie nicht!) Wir sind daran interessiert, für die Bürgerinnen und Bürger Verbesserungen zu erreichen. Wir werden uns auch weiterhin nach aller Tatkraft bemühen, auch wenn es keine Unterstützung vom Bund in dieser Sache gibt. Wir werden versuchen, lokale Maßnahmen zu setzen, die uns da weiterbringen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Gerstl.)
Was die Splitteinkehrung betrifft - weil das auch von jemandem angesprochen worden ist -, kann ich Ihnen nur sagen, dass wir die Strecke von Wien nach Lissabon von Splitt zu befreien haben. Das geht nicht in drei Tagen, das geht auch nicht in drei Wochen, das ist eine enorme Strecke. Wir haben von 17 000 Tonnen - die übrigens die Hälfte von dem sind, was wir noch vor zwei Jahren ausgestreut haben - mit heutigem Tag bereits 12 100 Tonnen eingekehrt. Ich möchte wirklich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 48, die Tag und Nacht, rund um die Uhr Splitt einkehren für uns, herzlich danken! Das ist kein einfacher Job, das ist kein angenehmer Job, aber er gehört gemacht. Ich danke ihnen, und ich beschwere mich nicht, wie andere Kollegen hier im Haus, auch noch über die getane Arbeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Das Lämpchen blinkt schon. - Abschließend noch ein Wort zum Zementwerk: Wenn es rechtlich eine Möglichkeit gegeben hätte, dort eine UVP durchzuführen, dann hätten wir sie durchgeführt! Aber Sie können nicht von mir verlangen, dass ich hier Rechtsbeugung betreibe. Es gibt ein UVP-Gesetz, an das wir uns halten müssen; ob es uns passt oder nicht, wir haben es zu vollziehen. Gemäß diesem UVP-Gesetz gab es keine Möglichkeit, eine UVP für das Zementwerk durchzuführen, so sehr es mich auch geschmerzt hat. Sie können mir glauben, dass ich mich da mit der Wiener Umweltanwältin an einer Seite sehe. Wir haben alle Möglichkeiten rechtlicher Natur geprüft, doch leider gab es keine Möglichkeit, dort eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen.

Ich kann allen nur anraten, das Gespräch mit den Experten, mit Juristen in dieser Frage zu suchen, weil es, wie gesagt, keine Willensentscheidung ist - die Stadträtin will, die Stadträtin will nicht -, sondern ein behördliches Verfahren, in das ich mich als Politikerin mit Sicherheit nicht einmischen werde und in dem ich sicher keine Weisungen erteile, weil ich glaube, dass behördliche Verfahren nach dem Buchstaben des Gesetzes einfach durchgeführt werden sollten, auch wenn uns das Gesetz nicht passt. Ich kann Ihnen versprechen, sollte die SPÖ in die Bundesregierung kommen, dann werden wir dieses Gesetz ändern. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen zwölf vom Grünen Klub, zehn von der ÖVP und zwei von den Freiheitlichen eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind vom Grünen Klub zwei, vom Klub der ÖVP vier und vom Klub der Wiener Freiheitlichen ein Antrag eingelangt.

Den Fraktionen wurden die Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von den GRen Mag Heidrun Schmalenberg und Gerold Saßmann wurde ein Antrag an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales betreffend "Absetzung des Drogenkoordinators und Neudefinition seines Aufgabenbereichs im Sinne einer Kompetenzerweiterung verbunden mit Durchgriffsrechten" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieses Antrags wurde von der notwendigen Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Besprechung des Dringlichen Antrags vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen beziehungsweise wird die Sitzung um 16 Uhr zu diesem Zweck unterbrochen, wenn sie bis dahin noch nicht beendet ist.

Von der Bezirksvertretung Landstraße wurde ein Antrag betreffend Dezentralisierung des Sportbudgets eingebracht. Dieser Antrag wird der Frau amtsführenden Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport zugewiesen. (VBgmin Grete Laska: Danke vielmals!)
Ich darf Sie nun bitten, sich zu einer Trauerminute zu erheben. (Die Mitglieder des Gemeinderates erheben sich von ihren Sitzen.) 

Am 3. März dieses Jahres ist Frau GRin Helga Klier nach einer sehr langen, sehr schweren Krankheit im 63. Lebensjahr von uns gegangen. 

Kollegin Klier war seit 1996 Mitglied des Wiener Gemeinderates, darüber hinaus gehörte sie seit 1987 der Bezirksvertretung ihres Heimatbezirks Liesing an. Im Mittelpunkt des politischen Engagements von Kollegin Klier stand vor allem die Umwelt, sie war viele Jahre lang Mitglied des Umweltausschusses. Sie war aber auch Ersatzmitglied im Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales. Sie war sicherlich eine derjenigen, die nicht immer die Lautesten sind, sie war sicherlich eine derjenigen, die sich nicht immer in die erste Reihe stellen wollen, sie war aber sicherlich eine derjenigen, die sehr konsequent und beharrlich für diese Stadt gearbeitet haben. Wir wollen ihr namens des Gemeinderates ein sehr ehrendes Angedenken bewahren.

Ich danke Ihnen für die Kundgebung.

Durch das Ableben von GRin Helga Klier ist ein Mandat im Gemeinderat der Stadt Wien neu zu besetzen. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das frei gewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der SPÖ, Frau Hannelore Reischl, in den Gemeinderat berufen. 

Gemäß § 19 der Wiener Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. 

Ich ersuche nun Herrn Schriftführer GR Mag Reindl, die Gelöbnisformel zu verlesen, und das neue Gemeinderatsmitglied, auf meinem Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. - Bitte.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Hannelore Reischl.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, und ich darf dich recht herzlich hier im Wiener Gemeinderat begrüßen! (Allgemeiner Beifall.)
Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2, 5 und 6, 8, 13 bis 15, 17 bis 19, 22 und 23, 25 und 26, 29 bis 31 und 33 bis 36 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. 

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates anwesend ist. 

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 9, 10, 11, 12, 20 und 21 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand "Theaterreform" erklärt. Gleichzeitig wurde folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 9, 10, 11, 12, 20, 21, 16, 27, 28, 32, 24, 1, 3, 4 und 7. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 9, 10, 11, 12, 20 und 21 der Tagesordnung, sie betreffen 2- beziehungsweise 4-Jahresvereinbarungen mit verschiedenen Vereinen sowie eine Subvention an das Volkstheater Wien, zusammenzuziehen. Die Abstimmungen erfolgen natürlich getrennt.

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? - Es erfolgt keine Einwendung.

Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu den vorliegenden Geschäftsstücken.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet.

Erste Rednerin ist Frau GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir befinden uns derzeit an einem sehr spannenden Punkt der Theaterreform, an einem, von dem ich glaube, dass er entscheidend dafür sein wird, wie erfolgreich wir mit dieser Reform sein werden und sein können. 

Ich möchte noch einmal betonen, dass uns dieses Anliegen ein wichtiges ist und dass wir GRÜNE zu diesem Reformvorhaben stehen, auch zum Missfallen so mancher Kulturschaffender in dieser Stadt, die meinen, wir hätten hier Nein sagen sollen. Ich glaube, dass die Theaterreform der richtige Schritt ist, dass es darum gehen muss, erstarrte Strukturen aufzubrechen, dass es darum gehen muss, auf Finanzierungen, die sich über die Jahre festgefressen haben, die vielleicht einiges an Bewegung verhindert haben, hier einen genauen Blick zu werfen und auch entsprechende Maßnahmen zu setzen. 

Dieses Vorhaben der Reform ist ja eines, das über viele Jahrzehnte eigentlich, wenn man so will, verschleppt worden ist. Es gab immer wieder Versuche und Ansätze, aber leider nie so wirklich den Durchbruch. Deshalb finde ich es sehr erfreulich, dass das jetzt gelingt und dass es nun gelungen ist, hier gemeinsam mit SPÖ und ÖVP klare Schritte zu setzen. Auch wenn ich nicht mit allen Details der Entscheidung der Jury besonders zufrieden bin, glaube ich doch, dass es auf jeden Fall ein Schritt in die absolut richtige Richtung ist.

Warum allerdings sage ich und glaube ich, dass wir jetzt an einem entscheidenden Punkt in dieser Reform sind? - Die Reform hat nicht nur Gewinner, das wissen wir. Es gibt eine Reihe von Gruppen und Institutionen, die jetzt mehr Geld bekommen, die über vier Jahre abgesichert Geld bekommen, die hier teilweise vielleicht auch erstmals die Chance bekommen, eine Arbeit, die sie in den letzten Jahren begonnen haben, kontinuierlich und professionell fortzusetzen. Es gibt aber auch Projekte und Häuser, über welche die Jury gesagt hat: Nein, eigentlich sind wir nicht der Meinung, dass diese Arbeit in der bisherigen Form weiterfinanziert werden soll.

Grundsätzlich schließe ich mich der Jury an, dass es hin und wieder auch einen Punkt geben muss, an dem man sagt: Ja, jetzt verändert sich die Finanzierung, es gibt kein Lebensrecht, keinen Lebensanspruch sozusagen auf lebenslange Förderung und Finanzierung. Aber - und das ist, glaube ich, bei dieser Reform ganz wichtig - jetzt ist der Zeitpunkt, zu dem es um Klarheit geht und zu dem es darum geht, dass wir gemeinsam sehr zentrale Bausteine dieser Theaterreform wirklich rasch auf den Weg bringen, zügig auf den Weg bringen. 

Das betrifft einerseits die Co-Produktionshäuser, die auch ein zentrales Versprechen waren. Wir haben immer gesagt, es wird jene geben, die mehr bekommen, es wird eine Reihe von Projekten, Initiativen und auch Häusern geben, die jetzt vielleicht weniger bekommen, aber wir erwarten uns insgesamt eine Belebung, nicht zuletzt deshalb, weil wir diese Co-Produktionshäuser als zentralen Baustein in dieser Theaterreform drinnen haben. Diese Co-Produktionshäuser sind so gedacht, dass sie tatsächlich beleben, dass sie tatsächlich verändern und dass sie vielfältige Chancen, Möglichkeiten und Andockpunkte für die unterschiedlichsten Theaterschaffenden, ihre Anliegen und ihre Ideen bringen.

Ich sehe ein Problem und einen Teil der streckenweise auch verständlichen Unzufriedenheit darin, dass bei diesem zentralen Baustein nicht ausreichend klar ist, wie wir jetzt vorgehen werden, wie rasch und zügig diese Co-Produktionshäuser angegangen werden und dass wir dazu stehen, dass es hier auch darum geht, neue Häuser zu bauen, neue Häuser zu entwickeln und mit neuen Konzepten tatsächlich diesen wichtigen Baustein und damit die Reform zu einem Erfolg zu führen. Ich hoffe sehr, dass es uns gelingen wird, in den nächsten Wochen in gemeinsamen Diskussionen hierüber Klarheit zu schaffen. 

Ich glaube auch, dass es wichtig sein wird, über die Co-Produktionshäuser eine öffentliche Diskussion zu führen. Ich glaube nicht, dass es ausreicht, dass wir als Kultursprecher uns hier zusammen mit der Jury, den Kuratoren und Kuratorinnen auf etwas einigen und dann meinen, das wäre jetzt so. Ich glaube, dass es wichtig ist, dass man sich auch der öffentlichen Kritik stellt und dass man dadurch natürlich auch Ideen und Konzepte bekommt. Ich glaube, dass das überhaupt ein zentraler Punkt dessen ist, was wir jetzt weiter voranbringen müssen, nämlich die Kommunikation darüber, was wir mit dieser Reform meinen und was wir mit ihr verbessern. 

Ein Schlagwort, das für mich ganz zentral ist, lautet "Fairness durch Klarheit". "Fairness durch Klarheit" bedeutet, dass wir klare Schritte setzen und sie klar kommunizieren, aber dies mit der größtmöglichen Offenheit und Transparenz. Reformen sind nämlich immer nur so gut wie ihre Umsetzung, und sie sind immer nur so gut wie ihre Kommunikation. Da glaube ich doch, dass wir noch einiges verbessern müssen. 

Ich finde es persönlich sehr problematisch, dass es Fördernehmer gibt, die bereits im November von der Jury für 4-Jahresförderungen empfohlen wurden, aber jetzt noch immer nicht genau wissen, wie hoch ihre konkrete Förderung sein wird. Sie wissen auch nicht, wann für sie die Förderungen beschlossen werden. Das alles halte ich für Versäumnisse, die den Erfolg dieser Reform potentiell gefährden. Da hoffe ich sehr und werde darauf dringen, dass der Herr Stadtrat auch entsprechende Schritte zur Verbesserung der Kommunikation setzen wird. Ich halte das für ganz wichtig. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Jawohl!)
Ein weiterer Punkt, den ich für relevant halte und von dem ich hoffe, dass wir ihn in den nächsten Wochen diskutieren werden, ist folgender. Es gibt ein aus meiner Sicht sehr gutes Modell der IG Freie Theaterarbeit zur Verbesserung der sozialen Situation der Kulturschaffenden. Das ist ja an sich ein Problem, das wir in allen Kultur- und Kunstsparten haben. Es gibt auch manche, die sagen: Im Theaterbereich ist das durch bereits gesetzte Maßnahmen der letzten Jahre und Jahrzehnte eigentlich weniger dramatisch als in anderen Bereichen. Nichtsdestoweniger sollten wir, wenn wir hier über die Theaterreform sprechen, den Aspekt der sozialrechtlichen Verankerung und Verbesserung des Status der KünstlerInnen und Kulturschaffenden nicht übersehen. 

Es wäre mir ein wichtiges Anliegen, in den nächsten Wochen über diese Idee der IG Freie Theaterarbeit noch einmal detaillierter zu sprechen. Die konkrete Idee ist eine, die, glaube ich, all jenen, die im Kulturbereich gearbeitet haben, sehr nachvollziehbar und sinnvoll erscheint, nämlich dabei zu helfen, die sehr komplexe Abwicklung von Sozialversicherungsfragen zu erleichtern und in einem weiteren Schritt - das halte ich für eine sehr interessante und spannende Idee - auch darüber nachzudenken, ob wir nicht das tun, was meiner Ansicht nach wichtig wäre, nämlich die Sozialversicherungsbeiträge auch in einem Anreizsystem mitzufinanzieren, damit es nicht so einfach geht, dass man sagt: Eigentlich ist es wirklich so viel billiger, kein Angestelltenverhältnis zu schaffen, machen wir doch diesen freien Dienstvertrag, dann sparen wir uns damit ein bisschen Geld. - Schlussendlich sind es dann die einzelnen Kulturschaffenden, denen das auf den Kopf fällt. Ich glaube, dass wir hier eine Verantwortung haben sicherzustellen, dass es ausreichende Mittel gibt, damit es möglich ist, auch Kulturschaffende abzusichern.

Ein wichtiger Punkt, den wir jetzt vorantreiben müssen, ist die Frage der Ausschreibungen für acht Mittelbühnen, nämlich das Odeon, KosmosTheater, Ensemble Theater, Theater des Augenblicks, dietheater, Metropol, Schauspielhaus und Kammeroper. Diese Theater wurden von der Jury - teilweise unter Auflagen, teilweise mit unterschiedlichen Fristen - zur Ausschreibung empfohlen. Ich glaube, dass es Teil dieser Fairness ist, dass wir uns bereits jetzt auf den Weg machen, mit der Jury klare Profile zu erstellen und damit auch den derzeitigen Leiterinnen und Leitern Gewissheit darüber zu geben, wann Bewerbungen stattfinden, wie sie sich vielleicht selbst wieder bewerben können und was sozusagen die Zukunft des Hauses aus Sicht der Jury, der Stadt und der finanzierenden Institutionen ist.

Ich glaube auch, dass es wichtig ist, dass wir uns in den nächsten Wochen darüber Gedanken machen, ob es nicht vielleicht doch notwendig ist, in einzelnen Bereichen, die sehr spezifisch sind, zusätzliche externe ExpertInnen bei den Auslobungen einzubeziehen. Ich glaube, dass dies durchaus Sinn macht in komplexeren Bereichen, die nicht von vornherein jedermanns Sachgebiet sein können, wie etwa in den Bereichen des Interkulturellen oder auch von Gender-Fragen. Es könnte relevant und notwendig sein, dort sozusagen auch mit einem Blick von außen genauer hinzuschauen. Gerade im Bereich des Interkulturellen glaube ich, dass wir zu Recht von so manchen dafür kritisiert werden, dass wir hier mit zweierlei Maß messen. Ich glaube, da sollten wir noch einmal genauer hinschauen. 

Ich wünsche auch - dies abschließend gesagt -, dass wir einen Evaluierungsprozess für diese Theaterreform auf den Weg bringen. Ich glaube, dass es ein sehr fairer Weg ist, die Ernsthaftigkeit eines Reformunternehmens auch wirklich zu beweisen, indem man sagt: Ja, wir haben einen Plan, wir haben Ziele, wir haben Vorhaben, aber wir wissen, dass wir nicht perfekt sind, wir wissen, dass wir Fehler machen, und wir wissen, dass wir es beim nächsten Mal unter Umständen besser machen können und sollten. Auch zuzugeben, dass es Dinge gibt, die man besser machen und lernen kann, ist, glaube ich, ein sehr wichtiger Bestandteil von ernsthafter Kulturpolitik. Deshalb würde ich mir wünschen, dass wir einen Evaluierungsprozess auf den Weg bringen, der genau das umfasst, nämlich sich anzuschauen: Was ist eigentlich gut gelaufen? Wo können wir für andere Vorhaben lernen? Wo haben wir vielleicht Fehler gemacht? Wo müsste es beim nächsten Mal besser gehen? - Ich würde mir wünschen, dass wir diese Ernsthaftigkeit gemeinsam an den Tag legen, auch wenn vielleicht das eine oder andere ans Tageslicht kommt, was uns nicht so gut gefällt.

Abschließend möchte ich noch zwei Worte zum Volkstheater sagen. Wir GRÜNE lehnen ja die neue Bühne des Volkstheaters ab. Wir lehnen es nicht ab, dass das Volkstheater renoviert wird - das scheint mir durchaus sinnvoll und notwendig zu sein -, aber wir glauben, dass es gerade jetzt, in Zeiten der Theaterreform, ein problematischer Schritt ist, dort ein neues Haus zu eröffnen. Ich muss leider auch sagen, dass die Aussagen von Herrn Schottenberg auf unsere Kritik meine diesbezügliche Skepsis eher bestätigt haben. 

Ich glaube, dass es falsch ist, hier sozusagen einer Tendenz den Weg zu ebnen, die da heißt: Wenn man schon ein großes Haus ist und viel Geld hat, dann bekommt man leicht mehr, wenn man allerdings klein ist, dann bekommt man es nicht. Das ist ja auch ein Problem, das wir im Rahmen der Theaterreform, aber auch in vielen anderen Bereichen immer wieder haben. Ich erinnere Sie nur an die wirklich unglückliche Finanzierung der Albertina-Renovierung, die meines Erachtens wirklich ein Fehler war, ich erinnere nur an das Ronacher und Raimund Theater. Das alles sind Beispiele dafür, wie bereits große Institutionen sehr viel leichter an Mittel kommen als kleine. 

Es ist dies eine Ungleichbehandlung von Klein und Groß, und es wird auch nicht mit gleichem Maß gemessen. Der Herr Volkstheaterdirektor musste kein inhaltliches Konzept für seine neue Bühne abgeben. Zumindest habe ich es nicht vorliegen, und ich habe gehört, dass es auch in der Form kein schriftliches Konzept gibt, weil man ja sonst auch jemand anderem etwas davon erzählen könnte. Ich finde das für einen problematischen Zugang bei öffentlichen Subventionen, und es wird tatsächlich mit zweierlei Maß gemessen, wenn wir so vorgehen. Sie wissen alle, jede kleine Institution muss seitenweise, kilometerweise Konzepte abgeben für oft lächerlich kleine Beträge; große Institutionen müssen das nicht. Ich glaube, dass das eine problematische Tendenz ist.

Deshalb lehnen wir auch diese neue Bühne ab. Ich glaube nicht, dass sozialdemokratische Kulturpolitik bedeutet, Große zu stärken und Kleine damit auszuhungern. 

Und das sei auch noch gesagt: Es kommt oft das Argument, das wären doch zusätzliche Mittel, und man sollte die nicht gegeneinander ausspielen. In diesem Fall sind es keine zusätzlichen Mittel, in diesem Fall sind es tatsächlich Mittel, die aus dem laufenden Kulturbudget stammen; meinem Wissen nach ist dem so. (GR Ernst Woller: ...schlecht vorbereitet! Ist eben einen kleine Fraktion!) Jedenfalls ist es so, dass ich mir wünschen würde, dass zusätzliche Mittel auch für die Theaterreform zur Verfügung stehen, dass zusätzliche Mittel auch für andere Vorhaben zur Verfügung stehen, dass zusätzliche Mittel vor allem auch für jenen Bereich zur Verfügung stehen, in dem wir immer an diese gläserne Decke stoßen. Darüber haben wir in den letzten Monaten ein paar Mal diskutiert. 

Ich glaube, das ist ein strukturelles Problem, und ich glaube nicht, dass es in unserem Sinne sein kann, hier Politik nach dem Motto zu machen: Wo Tauben sind, fliegen Tauben zu. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der echte Saalfüller sind wir heute mit diesem Schwerpunktthema offensichtlich nicht. Nicht einmal Godwin Schuster ist hier, dass ich auf einen Zwischenruf hoffen kann, das macht es natürlich besonders schwierig. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich kann das gern übernehmen!) Sie übernehmen das - vielen Dank! 

Wir haben das alles letztes Mal sehr ausführlich debattiert, deswegen bin ich ein bisschen davon überrascht, dass wir es heute hier wieder debattieren. Ich habe mir die Reden vom letzten Mal angeschaut und bin draufgekommen, ich finde, meine war eigentlich ganz gut, daher werde ich sie nicht noch einmal in allen Details hier wiedergeben. 

Ich sage aber, weil es das Schwerpunktthema ist, dass die Ziele der ÖVP für diese Theaterreform sehr klar gewesen sind. Es geht nämlich darum, den negativen Trend der Besucher zu verändern, das heißt, mehr Besucher in die Wiener Theater zu bringen; zweitens um eine höhere Qualität der Produktionen und bessere Arbeitsbedingungen für die Künstler; und drittens um ein transparentes Vergabesystem, das vor allem eine bessere Chancengerechtigkeit zwischen den kleineren freien Gruppen und den fixen Häusern schafft.

Die Reform ist am Anfang vor allem von den Medien sehr positiv aufgenommen worden, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil wahrscheinlich jedem, der sich ein bisschen mit der Situation auseinander gesetzt hat, klar war, dass hier dringender Handlungsbedarf besteht. Die Theatermacher selbst haben die Reform, würde ich sagen, von kritisch bis vorsichtig optimistisch beurteilt. 

Das Problem ist - wenn wir heute schon darüber reden -, dass ich schon das Gefühl habe, dass jetzt die Gefahr, und zwar die ernste Gefahr besteht, dass die Stimmung in der Öffentlichkeit kippt. Es ist so, dass die Reform mittlerweile doch nicht ganz unerfolgreich öffentlich denunziert wird, und zwar in die Richtung, dass das eine Zusperr-Reform ist. Ich glaube, Herr Stadtrat, dass es Ihre Aufgabe ist, hier kommunikativ massiv entgegenzutreten, weil dies im Augenblick die Stimmung in den Medien einfach prägt.

Bei den Theaterleuten selbst besteht der Eindruck, dass zu wenig kommuniziert wird und dass vor allem falsch kommuniziert wird. Wie muss kommuniziert werden? Offen, ehrlich und vor allem auch partnerschaftlich! Da laufen in letzter Zeit die Dinge sicher nicht so, wie wir uns das wünschen. Der Zeitplan, den wir alle uns vorgenommen haben und den wir niedergeschrieben haben, kommt immer mehr ins Rutschen, und das ist an sich immer das größte Problem, das es bei einer Reform gibt. 

Aus meiner Sicht gibt es zwei Dinge, zwei Herausforderungen, zwei Probleme, mit denen die Theaterreform steht und fällt. Erstens, eine professionelle Kommunikation! Wenn man diese schon selbst nicht zusammenbringt oder wenn man sie deshalb nicht zusammenbringen kann, weil man ja immer Betroffener ist, dann sollte man so etwas wie professionelle Hilfe in Anspruch nehmen. Wir haben ja am Anfang immer vorgeschlagen, dass man hier einen professionellen Kommunikator, Moderator oder wie auch immer bestellt, der nicht einer der Interessensgruppen - nämlich entweder jener der Theaterschaffenden oder auf der anderen Seite dem Magistrat und dem Stadtrat - zugeschlagen wird, weil sonst die Gefahr eines Vertrauensbruchs besteht. 

Das Zweite mahne ich heute schon mit sehr großer Deutlichkeit ein, nämlich endlich Entscheidungen zu treffen: Was sind jetzt wirklich die Co-Produktions-häuser? Wie werden sie finanziert? Welche Theater, die keine Konzeptförderung erhalten haben, erhalten wirklich Projektförderung, und in welcher Höhe? Welche Standorte wollen wir wirklich erhalten? Wie ist es mit der Frage der Entschuldungen? Und wie - das wird immer nur angesprochen - schauen sozial verträgliche Lösungen, wie schauen Ausstiegsszenarien wirklich aus? 

Das wird von Fall zu Fall abzuhandeln sein, das sind keine einfachen Fragestellungen. Aber die Zeit fließt uns dahin, und da muss dringend etwas gemacht werden. Wir haben am 10. Mai nach der Ausschusssitzung das nächste Gespräch der noch beteiligten Kultursprecher. Wir werden sicher vorher unsere Fragen klar auf den Tisch legen, und wir erwarten am 10. Mai sehr wohl, dass es auf diese offenen Fragestellungen auch klare Antworten geben wird. 

Eines sage ich hier auch in aller Deutlichkeit: Wozu wir nicht bereit sind, Herr Stadtrat, ist, hier jetzt quasi stillzuhalten, um sich über einen eventuellen Wahltermin im Herbst noch drüberschwindeln zu können. Dazu sind uns die Künstler und die Theater in der Stadt einfach zu wichtig! Es müssen jetzt, vor dem Sommer, die relevanten Entscheidungen fallen. Und da hat Frau Kollegin Ringler sicher Recht: Es werden nicht nur angenehme Entscheidungen sein. Aber diese Entscheidungen - das erwarte ich mir in einem fairen Umgang - müssen jetzt einmal getroffen werden. 

Ein Wort zur FPÖ, die sich ja heute, glaube ich, sehr dafür eingesetzt hat, dass die Theater hier diskutiert werden, und weil ich in letzter Zeit irgendwie erkenne, dass die FPÖ jetzt versucht, sich als Beschützer der Privattheater aufzuspielen. Da muss ich sagen, die Verzweiflung bei einigen Theaterschaffenden muss schon sehr groß sein, wenn sie glauben, hier in der FPÖ einen Beschützer und Fürsprecher gefunden zu haben. Ich meine, die FPÖ hat in dieser Theaterreform am Anfang eine sehr konstruktive Rolle gespielt, sie ist dann aus der Reform ausgestiegen, unter anderem, weil ein Jurymitglied, das die FPÖ vorgeschlagen hatte, vom Stadtrat nicht nominiert wurde. 

Aber das wirklich Entscheidende ist: Zufälligerweise ist das genau zu dem Zeitpunkt passiert, als Herr Strache Parteiobmann der FPÖ geworden ist. Seitdem weht dort sozusagen wieder ein bisschen ein anderer Wind, und welches Kulturverständnis seitdem herrscht, haben wir ja unter anderem bei der Kunsthalle gesehen. Zu der kann man stehen, wie man will, zu dem Projekt kann man stehen, wie man will. Aber dass jetzt wieder ein Politiker hier öffentlich politisch kampagnisiert... (GR Dr Herbert Madejski: Zum Projekt schon, aber zu... EUR kann man nicht stehen! Ist ja nicht Ihr Geld, das dort verpulvert wird!) 

Herr Kollege! Nur, was Sie nicht verstehen, ist, dass man als Politiker nicht öffentlich gegen Künstler kampagnisieren sollte. Das ist eben unser Standpunkt, Sie haben einen anderen Standpunkt dazu. Was Sie nie verstehen werden, ist, dass nicht eine Veranstaltung, ein Theater, eine Ausstellung in dieser Stadt per Zuruf einer Partei eingestellt werden kann. Aber das werden Sie nie verstehen, und deswegen wollte ich sagen: Es muss die Verzweiflung bei jenen Theaterleuten, die glauben, dass sie hier in der FPÖ einen Verbündeten finden, relativ gering sein. (GR Dr Herbert Madejski: Ich glaube, Sie verstehen die Kunst nicht!) 

Lieber Herr Kollege Dr Madejski! Wenn Sie... (GR Dr Herbert Madejski: Sie nehmen sich so wichtig in der Kunstszene! - Ruf bei der ÖVP: Na, Gott sei Dank!) Gott sei Dank - ja, Gott sei Dank sind Sie nicht wichtig! Aber lieber... (GR Dr Herbert Madejski: Wie wollen Sie wissen, was ich verstehe und was nicht?) Ich habe ja nicht gesagt, dass Sie irgendwas nicht verstehen. Sie haben nur gesagt, wir sind nicht so wichtig, wie wir glauben. (GR Dr Herbert Madejski: Sie haben gesagt, ich werde es nicht verstehen!) Das habe ich nicht gesagt. (GR Dr Herbert Madejski: O ja!) Das würde ich mich nie trauen, Herr Dr Madejski, zu sagen, dass Sie etwas nicht verstanden haben!

Aber eines traue ich mich schon zu sagen, nämlich: Wenn die FPÖ hier ernsthaft versucht, den Beschützer der Theater zu spielen, hat das in etwa jene Glaubwürdigkeit, wie wenn die Taliban antreten, um die Frauenrechte in der Öffentlichkeit zu verteidigen. Da haben Sie einfach keine Glaubwürdigkeit, das ist nicht Ihr Territorium, und ich verstehe auch nicht ganz, was Sie da wollen. Wenn Sie bei der Theaterreform weiter mitgegangen wären, hätte uns das gefreut, aber auch so werden und müssen wir damit leben. 

Zur Theaterreform abschließend noch gesagt, auch in Richtung des Herrn Stadtrates: Wir haben ja am Beginn eine sehr positive Pressekonferenz gehabt, als alle Parteien das beschlossen haben und wir hier im Gemeinderat einen einstimmigen Beschluss gefasst haben. Jetzt müssen Sie nur sehr aufpassen. Ich habe damals schon gesagt, das war die Startflagge für ein Rennen, es war nicht die Zieleinlaufflagge, und der Applaus, den vor allem Sie damals bekommen haben, war ein Auftrittsapplaus, aber nicht ein Schlussapplaus für ein gelungenes Stück. Dieses Stück müssen wir erst liefern. Ich hoffe sehr, dass uns das gelingt.

Stichwort Applaus: Jemand, der sicher Applaus verdient, ist der Senator Fulbright. Das ist jener, der nach dem Zweiten Weltkrieg die geniale Idee hatte, Österreichern, und zwar vielen Österreichern, aber immerhin auch Studenten aus mittlerweile 148 Staaten die Möglichkeit zu geben, in den Vereinigten Staaten zu studieren. Also jeder, der in Österreich mit Menschen zusammenkommt, die die Chance hatten, in Amerika zu studieren, ist sicher, kann man sagen, zu 80 Prozent von Fulbright unterstützt worden.

Senator Fulbright hat ja bis zum Jahre 1995 gelebt, und es gibt jetzt eine Initiative, die eigentlich von der österreichischen Botschaft in Washington ausgeht, die sagt: Eigentlich wäre es eine gute Idee, eine Persönlichkeit, die so viel für Österreich getan hat, jetzt mit einem Denkmal zu ehren. Das ist eine Initiative, die ich unterstütze. Es gibt auch schon einen Entwurf für diese Statue.

Ich stelle daher hier den Beschlussantrag, dass der Herr Stadtrat ersucht wird, sich dafür einzusetzen, dass die Aufstellung dieser Bronzestatue für Senator J. William Fulbright ermöglicht wird. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich erwarte mir für die Theaterreform kein Denkmal oder auch keine Statue. Es gibt offensichtlich einen guten... (GR Ernst Woller: Eine Straßenbenennung reicht?) Es gibt Straßenbenennungen, aber darauf warten wir auch noch; wir werden hoffentlich ein langes Leben haben. Oder das wird die "Theaterreformgasse" werden. Offensichtlich gibt es einen guten Grund, warum es auf der Welt nirgends Denkmäler für Kommissionen, Ausschüsse oder sonst was, sondern nur für konkrete Persönlichkeiten gibt. 

Ich erwarte mir also kein Denkmal für die Theaterreform, aber ich erwarte mir sehr wohl, dass nach einem, sage ich einmal, sehr guten Auftakt im ersten Akt dieser Theaterreform jetzt vielleicht der zweite Akt ein bisschen Verwirrung stiftend ist und für Spannung sorgt, aber ich erhoffe mir sehr wohl, dass es das klassische Hollywood-Happyend im dritten Akt gibt, dass es letztlich ein sehr positiver Abschluss wird und dass es nicht sozusagen aus einer Komödie zu einer Tragikomödie abgeht. Noch hat die Theaterreform eine Chance, sehr geehrter Herr Stadtrat, aber jetzt liegt es wirklich bei Ihnen, hier zu handeln und die Dinge umzusetzen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Lieber Andi, das finde ich nett, dass du meinst, ich möchte mich als Beschützerin der freien Theater, der Privattheater aufspielen. Ich denke nicht daran, so etwas zu tun! Ich fände es auch ganz falsch, weil es ja ein Zeichen dafür wäre, dass etwas schief läuft, wenn ein Politiker sich als Beschützer von irgendwelchen Theatern oder von irgendwelchen Kulturschaffenden fühlen müsste. Stattdessen sollte selbstverständlich die Kulturpolitik so sein, dass sich Theater so gut entwickeln und dass sich die Theaterlandschaft so gut entwickelt, aus Eigenem heraus, und dass sie keine Beschützer brauchen. - Also das einmal dazu gesagt. 

Wir Freiheitlichen haben immer gesagt, die Theaterlandschaft soll so sein - und die Kulturpolitik soll so sein -, dass jeder sich frei entfalten kann. Das wäre das Ziel, aber nicht, dass ich einen Politiker brauche - ganz egal, von welcher Farbe -, der sich jetzt für mich einsetzt und mich beschützt, der seine eigenen Vorstellungen einbaut und diejenigen, die das brav umsetzen, dann belohnt. Das wollen wir sicher nicht. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich kann mich erinnern, es war so Ende Jänner, da gab es eine der vielen, immer wieder sehr schön zelebrierten Ehrungen von Susi Nicoletti und Michael Heltau. Das sind immer einige der großen Glanzlichter, muss ich sagen, hier im Haus. Es ist eine gute Stimmung, es kommen dann alle Kulturschaffenden von Wien her, man fühlt sich verbunden. Sie haben auch wieder sehr gute Worte gefunden, wie jedes Mal, Sie machen das sehr gut. 

Ich kann mich erinnern, da ist mir etwas aufgefallen. Sie haben gesagt, wenn man irgendwo in der Weltgeschichte ist, irgendwo in Los Angeles oder in Tokyo, und man denkt an Wien, dann fallen einem zum Beispiel auch die Susi Nicoletti und der Michael Heltau ein, weil sie untrennbar mit unserem Kulturleben in Wien verbunden sind. Sie stehen für unser Kulturleben, Sie stehen für unsere Theater, Sie sind so wichtige Persönlichkeiten, die mit ihrem Leben die Theater und die Theaterlandschaft in Wien geschrieben und geformt haben, dass diese Ehrung ganz besonders wichtig ist. Ich habe mich damals sehr gefreut, dass Sie das gesagt haben, weil ich das natürlich genauso sehe. 

Wenn man sich aber anschaut, was Sie politisch machen - und die Theaterreform ist da einer der Schritte -, wenn man das näher verfolgt, dann kommt genau das Gegenteil heraus. Denn diese Reform, die Sie jetzt machen, schützt solche Traditionen nicht! Sie schützt nicht die Eigenart typisch wienerischen Theaters, sie schützt nicht das, was Wien im Kulturleben ausmacht und unterscheidet, gerade eben von Tokyo und von Los Angeles, sondern ganz im Gegenteil: Diese Theaterreform hat etwas ganz anderes vor. Ich habe schon das letzte Mal dazu geredet. Auch diesmal sind es wieder einige Gruppen, die eigentlich gar nichts von Wien an sich haben. Die jetzt geförderten Gruppierungen kommen aus Bochum, New York, Zürich, Berlin, Düsseldorf. Das heißt, einer der Schwerpunkte der Theaterreform - und das steht ja auch in dem Gutachten der Jury drin - ist selbstverständlich derjenige, dass internationales Theater gefördert werden soll, dass multikulturelles Theater gefördert werden soll. Das wird auch eingefordert, was ja eigentlich gar nicht die Aufgabe der Jury wäre. 

Das heißt, unsere Meinung ist, dass diese Theaterreform nicht bewahrt, schützt und auch jungen Leuten die Chance gibt, dass sie das lernen, dass sie diese Schauspielkunst - ich sage es ganz bewusst - auch erlernen können, sondern ganz im Gegenteil! Wo soll jetzt ein junger Mensch hier etwas lernen, was die beiden zum Beispiel repräsentiert haben? Wo das typisch Wienerische? Wo die Musik eines Michael Heltau, von diesen jungen Gruppen, die jetzt gefördert werden? Ich nehme ganz bewusst die heraus. Die Tendenz ist also ganz eindeutig, dass es davon weggeht. Das heißt, unserer Meinung nach zerschlägt diese Theaterreform jahrzehntelang gewachsene Traditionen in der Wiener Theaterlandschaft. 

Wenn man sich zum Beispiel anschaut, dass einer der Geförderten Yosi Wanunu ist: Er hat einen Streit begonnen, das war ganz interessant nachzulesen. Eine seiner Sachen wurde nämlich kritisiert, nicht nur in der "Presse" oder so, sondern auch im "Falter", und der "Falter" ist ja wahrlich nicht so eine "Lederhose oder Dirndl"-Zeitung, sondern ich würde sagen, er ist, wenn man kulturpolitisch interessiert ist, eine Zeitung, die garantiert nicht irgendwo rechts angesiedelt ist. Dort haben sie es gewagt, ihn zu kritisieren, und er war ganz empört. Die ganze Auseinandersetzung wurde ja nicht einmal in deutscher Sprache gehalten.

Wenn ich also jetzt die Wiener Theaterlandschaft fördern will, und den Reichtum der Theaterlandschaft, und ich fördere von neun Projekten eigentlich ausschließlich nur solche, dann ist dies unserer Meinung nach eine Zerschlagung. 

Es ist ja auch so, dass diejenigen, die jetzt leider keine Förderung bekommen - und das sind die vom Andi angeführten mittleren Bühnen -, sich schon zu einer Art Notgemeinschaft zusammengefunden haben: Der Wiener Theaterverband, 28 Theater und Spielräume, haben sich zusammengeschlossen, weil sie nicht mehr in den Genuss der Förderung kommen, oder nicht mehr in der Art und Weise wie in den letzten Jahrzehnten. Zwölf von diesen Theatern haben sich zusammengefunden und haben die Hoffnung bekundet, dass man vielleicht doch noch mit dem Herrn Stadtrat reden könnte. Es war zum Beispiel eine Diskussion geplant, der Stadtrat war eingeladen - er kommt nicht! 

Auch ihre Vorstellungen, ihre Ziele - zum Beispiel wünschen sie, dass die kulturelle Vielfalt gewahrt bleibt. Sie wünschen auch, dass der Kulturstadtrat noch einmal mit ihnen spricht. Alle diese Vorstellungen sind meines Erachtens natürlich längst begraben und sind schon zu spät formuliert, weil die Sache eigentlich gelaufen ist. Denn ein Antrag, der etwas ganz Ähnliches vorhatte, wurde auch in der letzten Sitzung abgelehnt. Da habe ich eigentlich nur dasselbe gefordert: Es möge der Herr Kulturstadtrat sich noch einmal mit den betroffenen Bühnen zusammensetzen und noch einmal darüber nachdenken, wie es weitergehen könnte. Das wurde abgelehnt, also die ganz Sache ist in der Hinsicht gelaufen. 

Wenn ich nun sage, dass das Gutachten zur Wiener Theaterreform, also das, was die Jury ausgearbeitet hat, einen Schwerpunkt setzt - und ich sage jetzt, einen ideologischen, einen kulturpolitischen Schwerpunkt -, so behaupte ich das nicht einfach so. Denn das ist aus dem Gutachten zur Wiener Theaterreform sehr leicht herauszulesen. Ich möchte Ihnen ein paar Beispiele bringen, damit Sie sehen, dass das selbstverständlich eine parteipolitische Reform ist. Das heißt, es sind parteipolitische Werte verankert, und es werden jetzt parteipolitische Förderungsmaßnahmen eingeführt. (GRin Mag Marie Ringler: ...zur Multikulturalität bekennen!)
Ich weiß, dass die GRÜNEN sich dazu bekennen. Aber die Freiheitlichen zum Beispiel finden das nicht für richtig. Ich stehe eben nicht als GRÜNE hier, sondern als Freiheitliche, und ich vertrete natürlich einen in unserem Spektrum auch möglichen Gedanken. (Beifall bei der FPÖ.)

Zum Beispiel sagt die Jury, es fiele ihr zu ihrem Bedauern auf, dass nur wenige der Einreichungen aus dem Ausland oder von nicht in Wien ansässigen Gruppen gekommen sind. - Das ist in meinen Augen eine Bewertung. Ich meine, wie kann der Jury auffallen, dass zu wenige aus dem Ausland kommen? Das ist in meinen Augen eine politische Ausrichtung, eine Sache, die der Jury eigentlich nicht zusteht.

Oder weiters: „Kulturpolitisch wünschenswert sind in- und ausländische Co-Produktionen, man muss internationale Strahlkraft anstreben.“ - Es steht jetzt nicht drin, schauen wir, dass wir unsere ureigenste Wiener Theaterart fördern und dann nach außen gehen, sondern ganz im Gegenteil: Holen wir von außen Leute herein, geben wir denjenigen, die hier jahrzehntelang gute Theaterarbeit geleistet haben, kein Geld mehr, aber internationalen Gruppierungen geben wir Geld, und zwar Vier-Jahresverträge. Die werden vier Jahre lang hier die Theaterlandschaft prägen!

Oder, und das ist sogar eine Rüge: „Ungenügend ist das Niveau der Einreichung für inter-, multikulturelles und fremdsprachiges Theater, das die Jury für besonders wichtig und förderungswürdig findet.“ - Ich denke mir, eine Jury hat über die eingereichten Konzepte zu befinden, aber sie hat hier keine kulturpolitischen Ziele zu artikulieren.

Oder - da geht es jetzt um die Privattheater, und ich möchte nur bei meiner Linie bleiben - der theoretische Diskurs: „Im Bereich von Theater und Performance sollte mehr fremdsprachiges und inter- und multikulturelles Theater gefördert werden.“ - Es zieht sich also wie ein roter Faden durch, dass selbstverständlich eine intensivere internationale Verbreitung und Kommunikation zu beachten sei. 

In meinen Augen ist das beinharte Kulturpolitik, und das ist nicht die Aufgabe der Jury. Das waren jetzt nur Beispiele, die ich Ihnen dafür gebracht habe, was diese Theaterjury eigentlich macht. 

Jetzt könnte man noch immer sagen: Na gut, ich bin zwar verantwortlich, könnte der Stadtrat sagen, weil ich ja diese Zusammensetzung der Jury gutgeheißen habe. Es stimmt, wir sind aus dem Grund ausgeschieden, weil sie uns zu einseitig war. Aber der Herr Stadtrat sagt auch, dass er selbstverständlich diese Juryentscheidungen akzeptiert, und er sieht das als wichtige Weichenstellung. Er nimmt das ernst, sieht das als Arbeitsauftrag und will das umsetzen. Er sagt, er erwartet sich mehr Chancen für junge, innovative Ideen. Ich sage, die werden nicht von Wien kommen können, unsere Künstler werden nicht gefördert. Er sagt: Mehr Durchlässigkeit und mehr internationale Vernetzung. Das stimmt, das ist etwas, was wir nur in der Folge als wichtig erachten, aber als Erstes sollten unsere eigenen "Pflänzchen" einmal gefördert werden.

Dann sagt er, es sei dies die umfassendste Strukturreform in der Theatergeschichte Wiens. Das stimmt, sie ist sehr umfassend, sie ist eine Weichenstellung. Sie ist eine Weichenstellung in eine Richtung, die wir nicht gutheißen, denn der Reichtum, die Verschiedenartigkeit und kulturelle Vielfalt werden dadurch nicht gefördert. Wenn ich ausschließlich internationale Gruppierungen fördere, dann fördere ich das, was es auch in Bochum, in Zürich, in New York gibt, aber nicht das, was typisch für Wien ist. Das heißt, die kulturelle Vielfalt ist nicht gesichert.

Auf das Publikum mit den verschiedenen Ansprüchen wird gar nicht eingegangen. Man geht auf ein Publikum ein, das man immer wieder findet, aber man nimmt viel zu wenig Rücksicht auf die verschiedenen Bedürfnisse des Publikums. Es ist in meinen Augen eine parteipolitische Wertung. Man sagt, es gilt, erstarrte Strukturen aufzubrechen, das stimmt. Aber unserer Meinung nach, unserer Wertung nach geht das in eine ideologisch falsche Richtung. 

Das heißt, in unseren Augen ist diese Reform gescheitert, weil sie Traditionen zerschlägt, weil sie den Reichtum der Wiener Theaterlandschaft zerschlägt. Das ist einer der Gründe, warum wir da nicht mitstimmen können. Aber es sind heute mehrere Dinge zusammengekommen, warum wir einen Großteil der Förderungen ablehnen müssen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm. (Auf der Galerie erhebt sich ein Mann und will mit einer Rede an den Gemeinderat beginnen. – Eine Frau ruft mit großer Lautstärke eine Forderung.)

Bitte, es gibt von der Galerie aus keine Wortmeldungen. Sie können normal zuhören, ansonsten muss ich die Galerie räumen lassen. (Mehrere Menschen auf der Galerie schreien ihre Forderungen in den Saal.) Falls Sie nicht aufhören, wird die Galerie geräumt. (Anhaltende lautstarke Rufe von der Galerie.)

Ich unterbreche. – Bitte die Galerie räumen! (Tumultartige Szenen auf der Galerie.) Bitte die Galerie räumen! Bitte die Galerie räumen! Es gibt keine Wortmeldungen von der Galerie. Sie können sich äußern, wo Sie wollen, aber nicht auf der Galerie.

Die Sitzung ist unterbrochen. Die Galerie wird geräumt. 

(Die Sitzung wird für wenige Augenblicke unterbrochen. – Zwei Ordner versuchen, die heftig protestierenden Ruhestörer zum Verlassen der Galerie zu bewegen. Zwei blumenstraußartige Gebilde aus buntem Papier werden in den Sitzungssaal geworfen. Jener Mann, der zuvor versucht hatte, eine Rede zu halten, wehrt sich vehement und wird schließlich aus dem Raum getragen. – Einige Besucher, die mit der randalierenden Gruppe offensichtlich nichts zu tun haben, verbleiben weiterhin auf der Galerie.)

Die Galerie ist offensichtlich geräumt. Zutritt für die, die hier gestört haben, wird es heute keinen mehr geben.

Damit nehme ich die Sitzung wieder auf und bitte Herrn GR Woller um seine Ausführungen.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Heute wird hier eine Vielzahl von Beschlüssen zu Theaterförderungen gefasst, unter anderem eine vierjährige Konzeptförderung für den Rabenhof. Der Gemeinderat folgt damit einer Empfehlung der Jury, die den Rabenhof vorgeschlagen hat für die Förderung von zeitgenössischem Boulevard mit qualitativem Anspruch. Im Sinne des dramaturgischen Konzepts des Rabenhofs war es natürlich konsequent, dass der Rabenhof sich bezüglich des Zuschlags als Boulevardtheater selbst auf die Schaufel genommen hat und selbstironisierend gemeint hat, wir sind die "Boulevardschlampen". 

Ich gebe gerne zu, dass ich auch gerne gutes und gescheites Boulevardtheater sehe, daher gehe ich auch so gerne in den Rabenhof, ich gebe aber gleichzeitig auch zu bedenken, dass guter Boulevard wahrscheinlich zu den großen Herausforderungen der darstellenden Kunst zählt. So gesehen braucht man sich dafür nicht zu genieren, dazu kann ich Thomas Gratzer und Roman Freigaßner vom Rabenhof nur gratulieren. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Mag Marie Ringler.) 

Es ist mit dieser vierjährigen Konzeptförderung für den Rabenhof ein schwieriger Start zu einem guten Ende gekommen, was zuallererst natürlich ein Verdienst der Künstlerinnen und Künstler im Rabenhof war, das war aber auch ein Verdienst all jener, die von Beginn an zu diesem Projekt gestanden sind, insbesondere der Bezirksvertretung Landstraße, des Herrn Bezirksvorstehers Hohenberger und auch des ÖVP-Bezirksvorsteher-Stell-vertreters Dr Georg Schüller. Es ist das ein Verdienst der Vorstandsverantwortlichen, die den Rabenhof lange Zeit durchgetragen haben – unter anderem Herr Generaldirektor Dr Wilhelm Marhold –, es ist aber auch eine gewisse Genugtuung für uns als SPÖ und auch für mich persönlich, dass der Rabenhof damit zu so einem normalen, guten Ende kommt, was ja nicht heißt, dass jetzt der Rabenhof zum Ende kommt, sondern eigentlich erst ordnungsgemäß arbeiten kann.

Die Opposition hat in den letzten Jahren immer wieder Horrorszenarien zum Rabenhof gezeichnet, die nun wirklich – wie immer sonst auch – allesamt nicht eingetreten sind. Man kann daraus schließen, dass sich Mut lohnt, und es ist tatsächlich so, dass der Rabenhof auf beachtliche Erfolge verweisen kann: 35 000 Besucher und Besucherinnen im letzten Jahr, eine Auslastung von 80 Prozent in einem Haus mit 300 Besuchern und ein Konzept, das modern, jung, frech und trashig ist, das es schafft, neue Zielgruppen abseits des klassischen Theaterpublikums ins Theater zu bringen, die Internetgeneration, die FM4-Generation anzusprechen und die Grenze zwischen E- und U-Kunst zu überwinden. 

Ein Beispiel: Der Protest Song Contest, den der Rabenhof durchführt, bringt einfach 300 Einsendungen pro Jahr, Zwischenausscheidungen, für die der Rabenhof als Ort zu klein ist, die daher im Kongresshaus stattfinden müssen, und die Sieger der letzten Protest Song Contests sind dabei, den künstlerischen Durchbruch zu schaffen. Dazu gehören die Künstlergruppe "monochrom" mit dem Musical "Udo 77", das im Mai wegen großen Erfolgs wieder aufgenommen wird, der Künstler Rainer Binder-Krieglstein, jener Musiker, der die Musik für die Erfolgsproduktion "Der Kameramörder" macht. Da zeigt sich schon, dass es dem Rabenhof gelingt, traditionelle, bekannte Leute wie Kabarettisten, die den Schritt vom Kabarett zum Theater suchen und finden, mit neuen jungen KünstlerInnen, NachwuchskünstlerInnen zusammenzubringen und hier ein sehr erfolgreiches Programm zu machen, nicht nur Nachwuchsförderung für die Künstler und Künstlerinnen, sondern Nachwuchs auch im Bereich des Publikums.

Der Rabenhof ist damit ein gutes Beispiel für die Ziele der Theaterreform, der Erneuerung des Theaters in Wien, neue Künstler und neue Publikumsschichten anzusprechen und ein Ende des Erbrechtes durchzusetzen. Bei aller Wertschätzung der Josefstadt, bei aller Wertschätzung der Frau Elfriede Ott, bei aller Wertschätzung der Herren Gerhard Bronner und Fritz Muliar, das junge Konzept war zeitgemäßer und besser für den Ra-benhof, und daher sind wir auch froh, dass das so umgesetzt werden konnte.

Neben dem Rabenhof erhalten heute drei weitere Theatergruppen eine vierjährige Konzeptförderung und damit eine Aufwertung in die Oberliga des Wiener Theaters: Die freie Gruppe "Toxic Dreams" um Yosi Wanunu, die Musiktheatergruppe "Ensemble für Städtebewohner", ein Team rund um den Berliner Komponisten Christoph Coburger, der nun erstmals über einen längeren Zeitraum in Wien arbeiten wird, gemeinsam beispielsweise mit dem Klangforum Wien und dem Berliner Ensemble Orion, und nicht zuletzt das Figurentheater "Lilarum" aus der Göllnergasse in Wien Erdberg, ein Theater des Teams um Traude und Paul Kossatz, das es immer wieder geschafft hat, lebendiges und bezauberndes Objekttheater für Kinder, aber auch für Erwachsene zu machen.

Allein die Tatsache, dass mit "Toxic Dreams", dem "Ensemble für Städtebewohner" und dem "Lilarum" nun tatsächlich drei Theatergruppen eine vierjährige Konzeptförderung und damit höhere Sicherheit und höhere budgetäre Mittel erhalten, beweist schon, dass es mit diesen drei Gruppen, die man nun tatsächlich nicht immer kennen muss – es muss nicht jeder diese Gruppen in Wien kennen –, zu einer Neuerung, zu neuen Gesichtern kommt und dass es eine Stärkung der Vielfalt und eine Erneuerung, ein Durchbrechen der gläsernen Decke zwischen fixen Häusern und freien Gruppen gibt.

Die Notwendigkeit der Reform ist tatsächlich unbestritten gewesen und ist teilweise auch heute noch unbestritten. Es erfolgte ja ein einstimmiger Beschluss des Gemeinderates im Dezember 2003 – das ist noch nicht so lange her; eineinhalb Jahre nicht einmal –, mit dem wir ein Leitbild für die Wiener Theaterreform beschlossen haben. Darin wird festgehalten, dass es nicht nur darum geht, das Theater immer weiterzuentwickeln, indem man immer neue Häuser aufmacht, immer zusätzliches Geld zur Verfügung stellt, aber sonst immer alles beim Alten belässt, sondern dass es auch eine innere Reform geben muss mit mehr Transparenz, mit begrenzten Laufzeiten von Intendanzen und Förderverträgen.

Mit dieser Theaterreform ist unserem Kulturstadtrat Mailath-Pokorny tatsächlich ein großer Wurf gelungen und er setzt diese Theaterreform auch konsequent, aber mit dem richtigen Augenmaß behutsam um, im Dialog mit den Kultursprechern hier im Gemeinderat, im Dialog mit unabhängigen Experten und Expertinnen und mit den betroffenen Theaterleuten. 

Wenn die FPÖ sehr frühzeitig die Lust verloren hat, doch eher Oppositionspolitik zu machen und nicht konsequente oder konstruktive Kulturpolitik, dann ist das natürlich Angelegenheit der FPÖ. Wenn die FPÖ-Kultursprecherin heute hier kritisiert hat, dass Künstler aus Berlin hier auftreten, dann muss ich wirklich sagen, auch wir sind der Meinung, das ist tatsächlich schlimm. Also wirklich, wo kommen wir da hin, wenn Künstler aus Berlin vielleicht in Wien auftreten! Vielleicht auch umgekehrt, vielleicht werden Wiener Künstler dann in Berlin auftreten. 

Bei aller persönlichen Wertschätzung der Frau Unterreiner muss ich sagen, dass alle Wortmeldungen immer davon geprägt sind, dass sie sich primär einmal nicht auskennt, dass die FPÖ halt keine Ahnung hat von Theater. Daher können Sie da halt nicht zustimmen, aber Sie machen auch wenig, sich das anzueignen. Man sollte vielleicht öfter ins Theater gehen und sich das anschauen. Wie man das, was theoretisch in Wien verlangt wird, praktisch macht, hat ja die FPÖ in Kärnten mit ihrer erfolgreichen Kulturpolitik bewiesen. Die Seebühne ist eine einzige “Erfolgsgeschichte“. Daher kann man nur sagen: Wir können froh sein, dass die FPÖ in Wien nichts zu reden hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn hier die Jury kritisiert und gesagt wird, es ist alles Entscheidung der SPÖ (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das habe ich nicht gesagt!), dann muss ich sagen, die Jury ist keine Versammlung von SPÖ-Kultur-referenten (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das habe ich nicht gesagt!), sondern das sind lauter sehr, sehr angesehene, unabhängige Persönlichkeiten, die sich alle persönlich sehr dagegen verwehren würden, wenn man sie in die Nähe der SPÖ brächte. Wir haben hier eine sehr unabhängige Jury eingesetzt, ganz im Gegensatz zur Frau Kollegin Unterreiner, die vorgeschlagen hat, einen hochgradigen FPÖ-Funktionär in die Jury zu setzen, den Herrn Seledec. Herr Seledec wurde von uns nicht akzeptiert, daher ist die FPÖ aus der Theaterreform ausgestiegen. So ist die Wahrheit. 

Die Oppositionskritik der ÖVP und der GRÜNEN ist nun tatsächlich viel besser. Sie sind ja Gott sei Dank nach wie vor im Boot und ich hoffe, dass sie es auch bleiben. Sie sagen, im Prinzip ist die Theaterreform okay, die Grundsätze sind völlig in Ordnung, es geht alles ein bisschen zu langsam und es ist alles ein bisschen zu wenig im Licht der Öffentlichkeit. Und es ist natürlich verständlich, dass schwierige Gespräche nicht leichter werden, wenn man sie immer im gleißenden Licht der Öffentlichkeit in Form von Vollversammlungen der Wiener Theaterszene durchführt. Dazu muss man ehrlich sagen, das haben sich auch jene Theatermenschen nicht verdient, mit denen wir diese schwierigen Gespräche derzeit führen. 

Die Reform ist ein langfristiger, nicht einfacher Prozess. Es wird viel Neues entstehen, aber wenn viel Neues entsteht, dann muss auch Wechsel möglich sein. Das zeigt sich beispielsweise bei der Gruppe 80, die nach 25 Jahren gesagt hat: Okay, wir wollen uns, sozial abgesichert, in einen Kunstbereich zurückziehen, wo man kein eigenes Haus bespielen muss. Und die Jury hat die Theaterkooperative Hightea und das Autorenprojekt Wiener Werkstätten für die Gumpendorfer Straße vorgeschlagen. Wenn hier von der Kollegin Unterreiner kritisiert wird, dass das noch nicht abgeschlossen ist, muss ich sagen, es gibt sehr schwierige Verhandlungen über budgetäre Fragen. (Zwischenruf von GRin Mag Marie Ringler.) Denn eines können wir natürlich auch nicht zulassen: Dass wir bei der Neuvergabe eines Spielortes gleich zur Kenntnis nehmen, dass sich die Bundesregierung da zurückzieht. Also wir wollen, dass das Geld, das die Bundesregierung bisher für die Gruppe 80 gezahlt hat – es ist eh nicht viel, aber doch –, auch für die neue Bespielung der Gruppe HIGHTEA zur Verfügung stehen wird. Und das ist leider ein sehr schwieriger Diskussionsprozess, wie du dir vorstellen kannst, und das ist der Grund, warum dieser Antrag im Gegensatz zu den anderen hier im Gemeinderat noch nicht gestellt ist.

Die Reform ist auf einer guten Schiene. Es ist ein sehr schwieriges Verfahren, insbesondere in jenen Bereichen, wo vorgeschlagen wird, in einem zweistufigen Verfahren acht Intendanten neu auszuschreiben. Da gibt es keine Unsicherheiten. Wir haben im Gemeinderat im Februar die Zweijahresförderung bis 2007 fürs Theater des Augenblicks, das Odeon, das Kosmos beschlossen. Wir beschließen heute den Theaterverein Wien und das Ensembletheater bis 2007. 

Wenn man mit verdienten und langjährigen Theaterleitern Verhandlungen über eine behutsame Überführung der Intendanzen führt, dann braucht das einfach Zeit und dann braucht das auch Diskretion. Das kann man nicht öffentlich durchführen. Und mit dieser Diskretion werden derzeit die Verhandlungen geführt. Die ÖVP könnte sich natürlich vorstellen, dass man das immer in Form von Pressekonferenzen macht, da wird es aber sicher zu keinen besseren Lösungen kommen. 

Es sind die Gespräche im Laufen, es wird in den nächsten ein bis zwei Jahren die Ausschreibung für diese acht Intendanzen geben, es wird in zwei bis vier Jahren acht neue Intendanten geben. Dazu braucht man aber Geduld, dazu braucht man Zeit, das wird aber zweifellos ein Quantensprung in der Wiener Kulturpolitik sein. 

Das gilt auch für die Co-Produktionshäuser, die wir bis 2007 schaffen werden, und das gilt auch für die Auslobungen für die Bereiche Kindertheater, Tanz und Interkulturelles Theater, die im Jahr 2006 erfolgen werden. 

Wenn die Opposition versucht, hier ein düsteres Szenario zu zeichnen, dann muss ich sagen, es gibt überhaupt keinen Grund dafür, es gibt keinen Grund zur Panik. Der Herr Kulturstadtrat hat im Sinne der Standortförderung auch zugesagt, dass alle Theater eine Förderung bis Ende 2005 erhalten werden. Das trifft insgesamt 15 Kleinbühnen, die von der Jury nicht zur Förderung vorgeschlagen worden sind. Und wenn man der Meinung ist, die Jury war jetzt besonders böse zu diesen 15, dann muss ich sagen, vor ca 10 Jahren hat die Frau Kulturstadträtin Pasterk eine völlig andere Jury eingesetzt – niemand von diesen Personen ist heute noch dabei –, es fällt aber auf, dass für die 15 Theater damals schon vorgeschlagen wurde, dass sie keine Förderung bekommen sollen. 

Also es hat sich in 10 Jahren da leider nichts verändert, und das ist der Grund, warum man so ein Expertenurteil – egal ob von der Jury vor 10 Jahren oder von der jetzt – schon ernst nehmen muss. Es ist daher so, dass wir diese bis Ende 2005 absichern werden. Das heißt, es wird heuer keine einzige Theaterschließung geben. Auch wenn die Opposition oder eine Theatergruppe es anders behauptet, wird es keine Theaterschließungen durch die Theaterreform geben. Es wird für diese 15 Kleinbühnen fürs zweite Halbjahr 2005 eine Ge-samtförderung in der Höhe von 797 000 EUR geben. Ins-gesamt wird die Förderung für den Bereich der mittleren und kleinen Theater von 19,4 Millionen EUR auf über 20 Millionen EUR heuer erhöht. Und das ohne die Baukosten und ohne die Sonderfinanzierungen. 

Es ist daher keine Rede davon, dass mittleren, kleinen oder freien Gruppen irgendein Geld weggenommen wird. Genau das Gegenteil ist der Fall. Sie bekommen mehr Geld. Sie bekommen mit 20 Millionen EUR insgesamt 50 Prozent mehr als beispielsweise die Vereinigten Bühnen Wien. Das nur zu dem Vorwurf, dass die Kleinen nichts bekommen, jedoch die Großen immer alles bekommen. Das stimmt halt einfach nicht.

Ich verstehe die Opposition nicht, dass sie kritisiert, wenn es dem Kulturstadtrat gelingt, laufend neue, zusätzliche finanzielle Mittel für den Theaterbereich in Wien aufzustellen. Egal ob das damals die 1 Million EUR für das Kindertheater gewesen ist, ob das die 790 000 EUR für das Volkstheater in den Außenbezirken waren, ob das im Sommer Geld für das Straßentheater von Adi Hirschal oder Geld für den Umbau des Ronacher war, ob es das Geld für die Neupositionierung des Theaters an der Wien als Opernhaus war, ob es das Geld für das Mozartjahr war oder eben die 700 000 EUR, die heute hier für den Umbau des Volkstheaters zum Beschluss stehen – all das ist international einzigartig, und es ist absolut unverständlich, dass die Opposition sagt: Wir sind dagegen, dass das Theater und die Kultur in Wien mehr Geld bekommen. Das ist kurzsichtige Oppositionskritik, und das muss man einfach als das darstellen, was es tatsächlich ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir sind sehr glücklich darüber, dass das Volkstheater heute hier 700 000 EUR zusätzlich für den Umbau bekommt. Die Kollegin Ringler hat sich das nicht genau angeschaut. (GRin Mag Marie Ringler: Ich habe mir alles genau angeschaut! Du verwechselst das mit der ÖVP!) Vielleicht durch den Wechsel des Referenten oder wie auch immer. Die 700 000 EUR kommen aus Mehreinnahmen aus dem Ansatz 9250, Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben. Auf deutsch heißt das: Das ist kein Geld aus dem Kulturbudget, sondern zusätzliches Geld des Herrn Finanzstadtrates. Und da sind wir sehr glücklich, dass wir 700 000 EUR zusätzlich fürs Volkstheater bekommen. 

Wir freuen uns auf die neue Intendanz von Michael Schottenberg im Volkstheater ab September dieses Jahres. Es ist klar, jeder Intendant versucht, dem Haus eine neue Handschrift zu geben, versucht auch, neue Initiativen zu setzen. Und es stimmt halt auch nicht, was die Kollegin Ringler gesagt hat, dass es kein Konzept für den Hundsturm gibt. Das war schon in den Bewerbungsunterlagen von Herrn Schottenberg drinnen, dass er diese zweite Bühne bespielen wird. Da müsste man sich halt erkundigen, da müsste man mit dem Herrn Schottenberg einmal darüber reden, sich das erläutern lassen. Aber eine kleine Fraktion hat natürlich viel mehr zu tun, das ist klar. Die Kollegin Ringler hat das noch nicht gemacht, aber wenn sie es macht, wird sie sicher draufkommen, es gibt natürlich für den Hundsturm ein Konzept. 

Michael Schottenberg hat bereits in seinem Konzept vorgeschlagen, dass die vielen kleinen Spielorte, die Emmi Werner im Volkstheater bespielt hat, seien es der Plafond, die Spielbar, die U3-Station im Volkstheater, die Unterbühne und die Wandelgänge des Volkstheaters – am Klo ist wider besseren Wissens nicht gespielt worden, aber sonst ist eigentlich überall gespielt worden 
im Volkstheater, wo man spielen konnte –, alle durch diese zweite Bühne am Hundsturm ersetzt werden. Und was besonders erfreulich ist: Damit wird ein zusätz-
licher Theaterraum ohne zusätzliche Betriebssubvention in einem Teil der Stadt geschaffen, wo es derzeit eine Unterversorgung gibt, nämlich direkt am Margaretengürtel. Das ehemalige Eisenbahnerkino ist ja schon seit 1991 als Probebühne genützt worden, und dieses wird jetzt so adaptiert, dass dort 100 bis 200 Besucher hineingehen können. 

Die Mittel in der Höhe von 700 000 EUR sind, wie gesagt, eine Zusatzförderung. Wir können uns freuen und gespannt sein auf das neue Programm, das Michael Schottenberg vorstellen wird. Übrigens, liebe Marie Ringler, am Mittwoch, 6. April, gibt es eine Pressekonferenz mit Michael Schottenberg. Da kannst du dir dann alles anhören, was er dort machen wird.

Und es ist verdammt spannend, was er machen wird. Ich habe nämlich den Michael Schottenberg letztens bei einer Vorstellung des Volkstheaters in den Außenbezirken erlebt. Da könnte man zum Beispiel auch öfter hingehen, dann sieht man, wie gut das funktioniert. Ich kann nur sagen, allein der Auftritt von Michael Schottenberg, der diesen Auftritt bei jeder Vorstellung des Volkstheaters in den Außenbezirken liefert, ist es wert, dort hinzugehen. Der war nämlich schauspielerisch sehr hochwertig. Er hat das Programm für das Volkstheater in den Außenbezirken ab der kommenden Spielsaison vorgestellt. Das ist nun tatsächlich das Beste, was das Wiener Volkstheater zu bieten hat, was Michael Schottenberg ab September in die Außenbezirke bringen wird. Zum Beispiel das Stück "Sechs Tanzstunden in sechs Wochen", ein Stück über ein alterndes Tanzpaar mit Erni Mangold und Toni Böhm, "Indien" mit zwei wirklich tollen Schauspielern, mit Michael Schottenberg und Heribert Sasse – in den Außenbezirken! –, drittens das Comeback der Dolly Schmidinger am Wiener Volkstheater und viertens Maria Bill mit ihrer Erfolgsproduktion "Piaf", nicht im Schauspielhaus, sondern in den Außenbezirken. 

Also wenn das Programm des Volkstheater Haupthauses und des Hundsturmes das hält, was das Volkstheaterprogramm in den Außenbezirken schon versprochen hat, dann können wir uns nur freuen auf das neue Volkstheater und dann brauchen wir keine Sorge zu haben, dass Herr Schottenberg, der nun tatsächlich nicht beweisen muss, dass er Theater machen kann – das hat er über Jahrzehnte bewiesen –, irgendwie sozusagen den Hundsturm nicht entsprechend bespielen kann. Der Erfolg des Volkstheaters ist absehbar, der Erfolg des Volkstheaters in den Außenbezirken ist absehbar, und das zeigt sich auch schon bei den steigenden Abonnementzahlen in den Außenbezirken. 

Es ist kleingeistig und kleinbürgerlich, wenn die Grünen – oder auch die ÖVP, ich weiß nicht, wie die ÖVP stimmt, aber die Grünen haben gesagt, sie stimmen gegen diese 200 000 EUR Förderung – gegen diesen Hundsturm hier stimmen. Es ist angesichts der Erfolge der Wiener Stadtpolitik und insbesondere der Erfolge der Wiener Kulturpolitik ein Suchen von Grashalmen für oppositionelle Kritikpunkte. 

Die SPÖ wird dieser Volkstheater-Subvention von 700 000 EUR zustimmen. Die Theaterreform ist gut im Laufen, vieles ist in Bewegung, es gibt bereits neue Gesichter, und es wird in den nächsten Jahren viele weitere neue Gesichter zur Aufwertung der Wiener Theaterszene geben. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass, allen Kommentaren einzelner Zeitungen und allen Versuchen ängstlicher Oppositionspolitik zum Trotz, die Theaterreform in Wien auf einem guten Weg ist und das wird, was es ist: Ein Jahrhundertprojekt, ein großer Wurf unseres Kulturstadtrates Mailath-Pokorny. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Ich danke. – Zu Wort hat sich niemand mehr gemeldet. 

Ich darf die Frau Berichterstatterin um ihr Schlusswort bitten. (Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich verzichte!) Sie verzichtet.

Daher kommen wir zu Abstimmung, und zwar stimmen wir die einzelnen Geschäftsstücke einzeln ab. Wir beginnen mit dem Geschäftsstück Nummer 9. 

Wer für das Geschäftsstück Nummer 9 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen der Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag des ÖVP-Gemeinde-rates Dr Andreas Salcher vor. Es geht um die Aufstellung der Senator William Fulbright-Bronzestatue. Es wird die Zuweisung dieses Antrages an den Ausschuss der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft beantragt.

Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. 

Wir kommen nun zum Geschäftsstück Nummer 10. Es gibt keinen Gegen- oder Abänderungsantrag, daher können wir gleich abstimmen.

Wer für das Geschäftsstück 10 ist, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Post 11. Auch hier gibt es keinen Abänderungs- oder sonstigen Antrag. Daher können wir gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wieder mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so angenommen. 

Jetzt Position 12. Auch hier können wir gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand – Das ist gegen die Stimmen der Grünen und der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. (GRin Mag Marie Ringler: Nein, die Freiheitlichen sind dafür!) Ihr müsst es hochheben. (Heiterkeit bei der FPÖ.)

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt Postnummer 20. Auch hier können wir sofort abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Minus der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Postnummer 21. Auch hier ist gleich abzustimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Gegen die Stimmen der Freiheitlichen so mehrheitlich angenommen. (GR Harry Kopietz: Gegen die wenigen Stimmen! Ist das die ganze Fraktion? – GR Godwin Schuster: Nehmen Sie schon das Wahlergebnis voraus?)

Wir kommen nun zur Postnummer 16. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Gruppe Wespennest. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr, und bitte den Vorsitzenden, die Verhandlungen einzuleiten. (Ruf bei der SPÖ: Den Berichterstatter!) 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Herbert Madejski: Bitte, Frau Gemeinderätin. (Heiterkeit.) Er hat schon gesagt, er leitet sie ein. Wir verstehen uns offensichtlich mit Blickkontakt. (Lebhafte Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – GR Heinz Hufnagl: Das da vorne ist die Frau Unterreiner!) Kollege Hufnagl, dich erkenne ich an der Stimme. (Neuerliche Heiterkeit.) Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben dem "Wespennest" in den letzten Jahren immer zugestimmt, diesmal ist es etwas anders, denn das "Wespennest" unterstützt ja "Literatur im März", und "Literatur im März" wiederum hat ja Feridun Zaimoglu eingeladen, wie Sie alle wissen. Feridun Zaimoglu ist derjenige, der Fassaden umhüllt und zur Kunst erklärt, diesmal mit einer türkischen Nationaltapete – Sie kennen alle die Situation jetzt drüben im Museumsquartier –, und er ist ein Mensch, der das selbstverständlich aus Provokation tut. Er sagt: „Meine Sache ist die Nische nicht.“ Er sagt: „Meine Sache ist die offensive Gegenattacke.“ Und er sagt auch: „Der Halbmond auf rot soll deutsches Kulturgut erobern.“ Er will sich mit seiner „Attacke“ – ich zitiere ihn, das sind nicht meine Worte, nur damit man das weiß, ich zitiere ihn ganz genau – „den Sitten dieser Mehrheit nicht unterwerfen“ und er will sich „gegen den Integrationsdruck wehren“. Das heißt, er will – und das sagt er auch – „die kulturelle Hegemonie erstreiten“. 

Herr Stadtrat, mir tut es sehr Leid, dass Sie weggehen. Ich hoffe Sie bleiben im Raum, denn die Sache ist jetzt nämlich hochinteressant. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny geht an ein abseits aufgestelltes Tischchen und trinkt dort ein Glas Wasser, hört dabei aber der Rednerin zu.) Da geht es jetzt nicht nur um Provokation, sondern da geht es ja wirklich um eine politische Auseinandersetzung, und ich scheue mich nicht, einmal darüber zu sprechen, denn das Ganze bleibt ja immer nur so halb ausdiskutiert irgendwo hängen. 

Also er will die kulturelle Hegemonie erstreiten. Das ist jetzt keine Sache, bei der man um verschiedene Glaubenswelten diskutiert, bei der es um eine seriöse Auseinandersetzung geht – das wäre hochinteressant gewesen, dass man jetzt über religiöse Werte, über kulturelle Werte diskutiert –, sondern er sagt, es ist eine Attacke, er nennt es “KanakAttack“, also es ist eine ganz bewusste Aggression.

Er nimmt auch ganz bewusst historische Erinnerungen herein. Er sagt ja ganz bewusst: „Wenn der siegreiche Barbar Einzug hält, lässt er das Zeichen seiner Machtvollkommenheit wehen." Oder er sagt: „Der Feind, die Muselmanenrotte, lauert nicht ante portas, sondern ist mittendrin." Und wenn man sich seine Interviews durchliest – und die sind sehr ernsthaft; da geht es jetzt nicht nur um irgendwelche Provokationen –, wenn man sich das anschaut, dann sieht man, dass er, wenn man ihn fragt: „Was wollen Sie denn eigentlich?", antwortet: „Es geht mir darum, Feindschaften aufzudecken, den ganzen Völkerverständigungskitsch zu zertrümmern, ein-mal die politisch korrekte Art zum Teufel zu jagen und lieber die Verhältnisse zum Tanzen zu bringen als diesen billigen Humanismus zu fördern". 

Also es geht hier nicht um Völkerverständigung – ich meine, das ist wohl ganz eindeutig –, es geht um Zertrümmerung, es geht um Attacken, es geht um einen Kulturkampf. Das sind die Ansichten Feridun Zaimoglus. 

Sie wissen, er ist als Kind aus Anatolien nach Deutschland gekommen, und es gäbe nun verschiedene Möglichkeiten, mit diesem Problem zurechtzukommen. Ich verstehe das irgendwie, es ist vielleicht gar nicht so leicht, seine angestammte Kultur in einem anderen Land zu leben. Ich nehme an, seine Eltern sind gekommen, weil sie vielleicht politisch verfolgt waren – könnte sein, ich weiß es nicht genau –, es könnte aber auch sein, dass sie vielleicht keine Chancen gesehen haben für ihre Zukunft. Es könnte auch sein, dass sie vielleicht soziale Gerechtigkeit gesucht haben. Es könnte aber auch sein, dass sie eine Gesellschaft gesucht haben, in der Mann und Frau gleichwertig sind, in der Demokratie ausgebildet ist, in der es keine Todesstrafe gibt, also lauter Werte, die wir vertreten. 

Das sind Werte unserer Kultur, und wir haben diese Werte in den letzten Jahrhunderten mühsam erstritten und erkämpft. Das ist nicht selbstverständlich, dass wir das alles haben. Und ich denke mir, dass man das auch achten könnte. Es könnte sein, dass ein Feridun Zaimoglu sagt, ich kann da in Deutschland nicht leben, ich fühle mich da nicht zu Hause. Er kann nach Hause gehen. Er kann sich aber auch, wenn er will, einfügen. Aber das alles will er eben nicht. Er will die Hegemonie erstreiten, und das ist natürlich eine Ansage.

Man kann noch immer sagen, gut, das ist seine Ansicht, es ist vielleicht auch unterstützenswert von Privatpersonen, aber das, was wir hier angeprangert haben, und das, was wir hier falsch gefunden haben, war, dass die Stadt Wien einer Person Subventionen gewährt, die ganz bewusst auf das, was uns etwas wert ist, hinhaut. Das geht eigentlich zu weit, finden wir. Ich finde, man kann auch einmal ruhig darüber nachdenken, ob das wirklich sinnvoll ist, dass man eine Person, die ganz bewusst unsere Werte mit Füßen tritt, finanziell belohnt. 

Wir finden das falsch. Wir sind eben der Meinung, dass Meinungsfreiheit, Gerechtigkeit, Sicherheit wichtig sind. Das sind lauter Dinge, die wir haben. Wir leben in einer relativen sozialen Sicherheit, und wir sollten das auch verteidigen. Ich bin froh, dass totalitäre Tendenzen sowohl in der Politik als auch in der Religion überwunden sind. Ich finde, dass diese Grundwerte ganz einfach verteidigt gehören. Ich finde das nicht richtig, dass man mit der Schulter zuckt und einfach wegschaut. Und vor allem finde ich es falsch, dass man so etwas subventioniert. 

Deswegen haben wir uns gegen diese "KanakAttack" gewandt, und deswegen habe ich mich zu Wort gemeldet, weil das indirekt mit dem heutigen Tagesordnungspunkt zusammenhängt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Es liegt mir keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Frau Mag Unterreiner! Wir müssen, glaube ich, bei der Behandlung dieses Aktes jetzt zwei Dinge unterscheiden. Das eine ist der Themenbereich, den Sie jetzt vorgebracht haben, der sich mit der Kunstaktion "KanakAttack" auseinander gesetzt hat, und, wenn man so will, der zweite Teil, der mit dem vorliegenden Akt, der mit der Literaturzeitung "Wespennest" zu tun hat. Beides hat keinen unmittelbaren Zusammenhang. 

Vielleicht aber nur ganz kurz zur Aktion "KanakAttack" des Künstlers Feridun Zaimoglu, der seit seinem zehnten Lebensjahr schon in Deutschland lebt und einen ähnlichen kulturellen Hintergrund hat wie viele Zehntausende, Hunderttausende andere türkische Jugendliche in Deutschland und in Österreich. Er hat es eigentlich geschafft, mit seiner sehr populären Literatur viele Türkinnen und Türken auch für die deutsche Sprache zu interessieren und sie damit auch in unseren Kulturkreis zu integrieren. Er hat eine ganze Reihe von Auszeichnungen bekommen, und zwar Auszeichnungen, die er nicht für die Literatur in der Türkei bekommen hat, sondern für seine deutschsprachige Literatur. 

Ich möchte hier nur einige exemplarisch besonders herausstreichen, nämlich den CIVIS Hörfunk- und Fernsehpreis, den Drehbuchpreis des Landes Schleswig-Hol-stein, den sehr anerkannten Friedrich-Hebbel-Preis beispielsweise. Er war Inselschreiber in Sylt, und er hat – was für uns Österreicher wahrscheinlich besonders interessant ist – auch den Jurypreis beim Bachmann-Wett-bewerb in Klagenfurt bekommen. Das heißt, er ist auf Grund seiner deutschen Literatur sehr anerkannt, und zwar nicht in der Türkei, sondern im deutschsprachigen Raum. Zuletzt hat er den Adalbert-von-Chamisso-Preis bekommen. Wenn man so will, war das eine zusätzliche sehr hohe Anerkennung für seine schriftlichen Werke. 

Ich möchte damit nur sagen, dass er ein sehr akzeptierter Schriftsteller ist, der sich zusätzlich aber auch als Aktionskünstler versteht, der mit dieser Aktion durchaus auch eine Debatte, eine Diskussion über Integrationsmaßnahmen ausgelöst hat. 

Frau Mag Unterreiner, wenn ich aus Ihrer Wortmeldung heraushöre, dass sich die FPÖ jetzt verstärkt der Integration vor allem von türkischstämmigen Wienerinnen und Wienern zuwendet, dann soll mir das sehr recht sein. Es ist, glaube ich, ein Abgehen von der bisherigen Politik. Wir hören das mit großer Sympathie, dass es hier offensichtlich einen Wandel in der Betrachtungsweise dieses sehr wichtigen Themas gibt. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten haben uns immer zum Thema Integration bekannt. Wir freuen uns, wenn wir hören, dass das in der FPÖ jetzt neu zum Durchbruch kommt, werden allerdings Ihre Ankündigungen auch an Ihrem Abstimmungsergebnis und an Ihren Aktivitäten messen.

Vielleicht zu dieser genannten Aktion noch, damit hier keine Irrtümer entstehen: Diese Fahnenaktion von Feridun Zaimoglu ist nicht von der Zeitschrift "Wespennest" organisiert worden, sondern von anderen Einrichtungen wie der Kunsthalle. In der Kunsthalle hat die jährliche Literaturveranstaltung "Literatur im März" stattgefunden, die dieses Jahr zum Thema "Islam und Abendland" durchgeführt worden ist. Wenig überraschend, sage ich, denn es beschäftigen sich auch andere große literarische Veranstaltungen im deutschsprachigen Raum mit diesem Thema. Die Frankfurter Buchmesse beispielsweise und auch die Leipziger Buchmesse haben diesem Thema Schwerpunktaktionen gewidmet. Es ist im gesamten Buchhandel und in allen Publikationen und Zeitschriften nachzulesen, dass das sehr wohl ein Thema ist, das viele in Europa interessiert und bewegt. Daher halte ich die Auswahl des Themas auch für sehr interessant.

Da bin ich jetzt bei dem einzigen Bezugspunkt, der sich zum heutigen Akt ergibt, nämlich bei dem Umstand, dass die Zeitschrift "Wespennest" eine Sondernummer herausgegeben hat aus Anlass auch der Veranstaltungsreihe "Literatur im März", die sich mit dem Thema "Islam und Abendland" auseinander setzt. Das ist, wenn man so will, der einzige Bezugspunkt zu dieser Aktion von Feridun Zaimoglu, der eine ähnliche Fahnenaktion im Übrigen auch schon vor einigen Jahren, nämlich im Jahr 2003, in der Kunsthalle Kiel gezeigt hat. Dort ist das – offensichtlich mangels FPÖ – nicht zu einem großen Thema geworden. Also von daher kann sich der Künstler auch bei der FPÖ bedanken, dass seine Aktion durch die vielen Plakatständer ihres Nochvorsitzenden, Schonvorsitzenden Strache ja zusätzlich beworben worden ist und eigentlich dadurch erst ihre große publizistische Wirkung erzielt hat.

Ich möchte noch einmal zurückkommen auf den vorliegenden Akt. Der bezieht sich auf die Zeitschrift "Wespennest", die viermal im Jahr erscheint, die sich als letzte Schwerpunktnummer mit dem Thema "Islam und Abendland" auseinander gesetzt hat. Diese Zeitschrift ist auch vorgestellt worden im Rahmen von "Literatur im März", wo es auch Diskussionen zu diesem Thema gegeben hat. StR Herzog war beispielsweise bei einer dieser Diskussionen dabei. Ich war im Publikum dabei und kann nur sagen, es war eine hochwertige, sehr spannende, zwar kontroversielle, aber eine sehr interessante Diskussion, an der mehrere hundert Menschen teilgenommen haben. Also ich halte das für eine sehr seriöse und gute Auseinandersetzung, dass hier "Literatur im März" auf der einen Seite eine Möglichkeit gibt, über das Thema zu diskutieren und auf der anderen Seite die Zeitschrift "Wespennest", wenn man so will, auch das intellektuelle "Zusatzfutter" bietet. Das ist auch sehr positiv angenommen worden.

Ich ersuche auch deshalb um Zustimmung zu dem Akt, weil die Zeitschrift "Wespennest" die einzige österreichische Literaturzeitung ist, die im deutschsprachigen Raum eine entsprechende Marketing- und Vertriebsstruktur hat, die gemeinsam mit der Deutschen Verlagsanstalt München auch in allen deutschen Buchhandlungen vertrieben wird, was also auch ein wichtiges, posi-
tives Aushängeschild österreichischer Kultur ist. Durch die Unterstützung dieser Literaturzeitung "Wespennest" können wir auch als Wienerinnen und Wiener unseren Beitrag zu einer Popularisierung österreichischer und auch Wiener Kultur im Ausland, im deutschsprachigen Raum leisten.

In diesem Sinne und in diesem Zusammenhang ersuche ich um Zustimmung zu diesem vorliegenden Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Es liegt kein Gegen- oder Abänderungsantrag vor. Daher können wir auch gleich abstimmen.

Wer für die Post 16 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 27. Es liegt mir keine Wortmeldung vor. Daher können wir ebenfalls gleich abstimmen.

Wer Postnummer 27 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Österreichischen Volkspartei mehrheitlich angenommen.

Postnummer 28. Auch hier gibt es keine Wortmeldungen. Wir können abstimmen. 

Wer für Postnummer 28 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Grünen, so angenommen.

Postnummer 32. Auch hier gibt es keine Wortmeldung. Wir können gleich abstimmen. 

Wer für die Postnummer 32 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ebenfalls gegen die Stimmen der Grünen mehrheitlich so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 24. Sie betrifft eine Subvention an die Wiener Land- und Forstwirtschaft. Hier liegen mir Wortmeldungen vor. 

Ich darf den Berichterstatter, Herrn GR Hufnagl, bitten, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: Danke schön. Ich bitte, diesen Subventionsakt zu unterstützen.

Vorsitzender GR Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Traditionell lehnen wir diese Subvention ab, und das aus einem bestimmten Grund: Weil wir glauben, dass die Landwirtschaft in Wien sich Besseres verdient hätte, als diese Förderungsform, die es hier gibt, und weil sie vor allem den ökologischen Landbau nicht unterstützt, sondern einfach die klassische Gießkanne ausgepackt hat und dort das Geld einfach verteilt. Ohne Steuerungsmechanismen, wie es üblich ist. 

Auch wenn das Öpul, sozusagen die Förderungsform, wie Landwirtschaft in Österreich gefördert werden soll, durchaus ökologische Maßnahmen einschließt, sind wir der Meinung, dass das, was hier passiert, und zwar nicht nur hier in Wien, sondern in ganz Österreich, einfach zu wenig ist für ökologischen Landbau. – Das ist das eine. 

Das Zweite: Sowohl die ÖVP als auch die SPÖ haben diese Post zum Anlass genommen, um irgendwie einen Beschlussantrag einzubringen, und zu diesen beiden Beschlussanträgen möchte ich schon ganz gerne Stellung nehmen, und zwar im Vorhinein, denn sonst muss ich dann im Nachhinein wieder dazu sprechen. 

Der Punkt ist ganz einfach: Beide Parteien machen genau das, was sie uns heute vorexerziert haben und sagen. Die SPÖ sagt, der Bund ist schuld und macht nichts, der Herr Bundesminister Pröll ist untätig. Und die ÖVP macht es umgekehrt. Sie sagt: Die Stadt Wien macht nichts, ist untätig. Wir selber haben das Pulver erfunden. Wenn man sich die beiden Formen einmal anschaut und die fast gleichzeitig erschienene Statuserhebung der Stadt Wien, die ja in Wirklichkeit die Stadt Wien nicht alleine gemacht hat, sondern die durchaus gemeinsam mit dem Umweltbundesamt erstellt wurde, dann ist es schon interessant, dass sowohl die Forderungen, die die Stadt Wien erhebt, als auch jene, die eben jetzt von der ÖVP vorgebracht werden, eigentlich kombiniert werden könnten. Deswegen auch kein eigener Antrag von uns. 

Wir werden beiden Anträgen zustimmen, weil wir glauben, dass in beiden Anträgen schlaue Forderungen enthalten sind. Aber wir glauben zum Beispiel durchaus, dass die SPÖ genau nichts gemacht hat und die ÖVP im Bund auch genau nichts gemacht hat. Beide hätten die Möglichkeit gehabt, schon ganz, ganz lange verschiedene Forderungen zu erfüllen. (GR Godwin Schuster: Das hättest du dir jetzt ersparen können!) Das hätte ich mir nicht sparen können, Godi, sondern die beiden Anträge solltet ihr ein bisschen kombinieren, und dann solltest du dir auch durchlesen, was ich mir durchgelesen habe. (GR Godwin Schuster: Ich auch!) Und das lese ich dir jetzt vor, damit du dich besser auskennst. 

In der Statuserhebung gibt es nämlich zwei Punkte, und zwar heißt der eine "mögliche Maßnahmen in Wien", der andere heißt "mögliche Maßnahmen in Österreich außerhalb Wiens und Maßnahmen auf Bundesebene". Also schön aufgelistet werden da insgesamt auf zweieinhalb Seiten Forderungen, die der Bund nicht erfüllt hat, und Forderungen, die die Stadt Wien nicht durchgeführt hat. Und wenn man jetzt vergleicht, ist es ja immer interessant, wie die selektive Wahrnehmung bei den Antragstellern und Antragstellerinnen ist. Die ÖVP zum Beispiel verlangt von der Stadt Wien sechs Dinge, die sie machen soll, und zwar: 

Forderung des nachträglichen Einbaus von Dieselfiltern. – Sehr gut. Das finden wir unterstützenswert. Aber, aber, aber, aber das hätte der Bund ja machen können. Warum so eine mickrige Unterstützung bei Partikelfiltern? Warum so Peanuts, wenn man so will, bei dem Bonus-Malus-System? 

Zweite Forderung: Die Einführung einer Freifahrt für die Benützer der WIENER LINIEN im Falle einer außenordentlichen Überschreitung der Feinstaubgrenzwerte. Ausgezeichnet. Frage: Warum ist euch das nicht schon früher eingefallen? (Zwischenruf bei der ÖVP.) Nur so. Wäre ja einmal nett. Es wäre auch interessant, ob euch das zum Beispiel in Graz, Innsbruck oder sonst wo, wo die Schwarzen regieren, auch eingefallen ist. Ich glaube eher nicht. Aber wir werden ja sehen. 

Dritter Punkt: Freie Benützung von Park and Ride-Anlagen – und da wird es jetzt schon interessant – im Falle einer außerordentlichen Überschreitung von Fein-staubgrenzwerten. 

Dann kommt: Gutschrift der Benützungsentgelte für City-Bikes an Tagen, an denen die Feinstaubgrenzen überschritten werden. – Klingt auch gut. 

Dann die klassische Forderung der ÖVP: Heizkesseltauschaktion, damit die Ölbrenner auch wieder ein bisschen was zu tun kriegen. 

Und letzter Punkt: Die Stadt Wien soll Messungen auf Kinderaugenhöhe durchführen, um die direkte Betroffenheit dieser Personengruppe exakt feststellen zu können. – Ausgezeichnete Forderung. Da stimmen wir auch zu. 

Nur, interessant ist schon, welche Forderungen des Umweltbundesamtes und der MA 22 ausgelassen wurden. Sehr interessant! 

Eine Forderung heißt Verkehrsbeschränkungen. Die hat die ÖVP irgendwie nicht gefunden auf der Liste. 

Oder zum Beispiel: Verringerung des Anteils von technisch nicht einwandfreien Fahrzeugen im Straßenverkehr. Auch eine Möglichkeit der Stadt Wien. Die hat die ÖVP auch nicht gefunden. 

Oder: Straßenbauliche Maßnahmen in Verbindung mit gezielten Ausblasungen und Filtermaßnahmen. Das hat sie auch nicht gefunden. 

Oder: Systembezogene Maßnahmen zur Verringerung der Verkehrsleistung auf der Straße. Das ist der ÖVP auch nicht aufgefallen. 

Oder: Konsequente Raumordnung über kompakte Siedlungsstrukturen. Ist der ÖVP auch nicht aufgefallen. 

Oder: Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung, praktisch der Gottseibeiuns der ÖVP. Ist auch nicht aufgefallen. Nebenbei übrigens der SPÖ auch nicht. 

Und das Letzte möchte ich noch sagen: Strategische Umweltprüfung bei den Planungen des Generalverkehrs-plans für hochrangige Straßen. Den hat ja die ÖVP erstellt, der ist ihr ganz sicher nicht eingefallen dabei. 

Das heißt, ich würde sagen, der ÖVP-Antrag ist ein erster Schritt oder ein Schritterl – sagen wir einmal so – in die richtige Richtung. Deswegen stimmen wir dem Schritterl zu.

Und jetzt zum anderen Antrag, der ausführlicher ist. Daran hat der Kollege Hufnagl gearbeitet, das kann man wahrscheinlich schon ersehen. Der ist auch gut, dem werden wir auch zustimmen, denn da steht bei den Forderungen drinnen:

Rasche Umsetzung des Emissionshöchstmengengesetzes. – Keine Frage, dem stimmen wir zu. 

Oder: Gesetzliche Regelungen für Anlagegenehmigungen bei Zementanlagen. – Da möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass es bei den Zementwerken eine Bandbreite zwischen 150 000 und 300 000 Tonnen gegeben hat. Eine Kann-Bestimmung. Die MA 22 hat das irgendwie so ausgelegt, dass man sicherheitshalber keine UVP macht. Hätte man machen können. Warum nicht? Die Stadt Wien hat die Möglichkeit gehabt, das zu tun. Es ist nicht passiert. Ein Zementwerk wird sogar namentlich erwähnt. 

Es geht aber noch weiter: Kostenausgleich für PKW mit Dieselfilter – wunderbar –, periodische Überprüfungen, Wiedereinführung der jährlichen Überprüfung von PKW, Haftungsregelungen und und und. Alles wunderbar. Das hätten wir längst vom Bund fordern können, das hätte man auch machen können, als man gemeinsam in der Regierung war. Da wäre alles, alles möglich gewesen.

Interessant ist, wie gesagt, immer nur: Was wird ausgelassen und was ist bis jetzt herausgekommen? Herausgekommen ist, dass die Rathausmehrheit unseren Antrag bezüglich Maßnahmenpaket im November niedergestimmt hat. Da hat die ÖVP übrigens zugestimmt, das muss man ihr zugute halten. Das hat sie auch nicht viel gekostet, aber der Punkt bei der Geschichte ist, dass der Verantwortliche eigentlich Bundesminister Pröll ist. Bundesminister Pröll hat in dieser Sache als oberste Behörde ein Weisungsrecht gegenüber den neun Landeshauptleuten. Wenn er meint, es durchsetzen zu müssen, dann soll er es tun. Er tut es aber nicht. 

Und darum denke ich mir, interessant, interessant, da gibt es zwei Beschlussanträge, die hätte man fusionieren können. Da wären wir sehr zufrieden gewesen, so müssen wir zwei Schritterln zustimmen, was wir auch tun.– Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Oxonitsch in Richtung von GR Mag Rüdiger Maresch: Warum habt ihr keinen Antrag gemacht, werter Herr Professor? Das hättet ihr doch machen können! ) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke schön. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

GR Maresch hat natürlich die Beschluss- und Resolutionsanträge der beiden Parteien, die jetzt angeführt wurden, sehr richtig zerlegt. Ich kann dem gar nicht mehr viel beifügen, ich möchte diese Anträge jetzt gleich im Vorhinein einbringen. Es geht hier um den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend ein Maßnahmenpaket zur Reduzierung der Feinstaubbelastung der Wiener Luft. Wir haben heute schon genug darüber gehört. Auf der einen Seite, wie schon Maresch gesagt hat, ist der Bund schuld, auf der andere Seite ist die Gemeinde Wien schuld. Ich hoffe, es wird sich irgendwann einmal eine Lösung finden. Ich bringe diesen Antrag ein. In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. 

Nun noch ein paar Worte zur Agrarsubvention. Wir werden dieser Agrarsubvention ruhigen Gewissens zustimmen, denn sie trägt nicht nur die Handschrift dieses Hauses, meine Damen und Herren, sondern auch jene der Landwirtschaftskammer, und dazu trägt auch der Bund wesentlich bei, weil auch er eine Summe beistellt. Und wir sind der Meinung, dass dieses Geld sehr wohl gut angelegt ist. Wenn wir die Landwirtschaft und ihren Einsatz in Wien beobachten, dann sehen wir, dass sie dafür sorgt, dass ein sehr großer Teil von landwirtschaftlichen Produkten auf den Markt kommt. 

Wiens Bauern sind ein wichtiger Bestandteil der Wirtschaft und auch der Stadtlandschaft, das muss 
man sagen. Der Wirtschaft deshalb, weil es in Wien 
zirka 1 300 landwirtschaftliche Betriebe gibt, meine 
Damen und Herren. Diese umfassen eine Fläche von 27 000 Hektar. Das sind immerhin 60 Prozent des Stadtgebietes von Wien, aufgeteilt auf sechs Gemeindebezirke. Sie können sich also vorstellen, dass hier sehr viele Agrarprodukte erzeugt werden. Damit ist Wien die größte Agrargemeinde Österreichs. Die Wiener Landwirtschaft schafft damit nicht nur direkte 5 000 Arbeitsplätze, nein, auch indirekte Arbeitsplätze, meine Damen und Herren, ebenfalls in dieser Größenordnung. Sie garantiert damit auch die Nahversorgung der Stadt Wien in einem Ausmaß, wie es kaum eine andere Metropole in Europa aufzuweisen hat. So wird beispielsweise der Gemüsebedarf Wiens zu 70 Prozent aus den Erzeugnissen der Wiener Gärtner gedeckt. 

Aber nicht nur die Gärtner, auch Weinbau hat in Wien eine große Tradition. Dieser Landwirtschaftsbereich hat auch eine sehr große Bedeutung für den Fremdenverkehr. Sie wissen alle, wenn Sie Besucher, Touristen aus dem Ausland haben, ob aus Deutschland oder anderen Ländern – die Deutschen überhaupt –, dass sie sehr gerne zum Heurigen gehen. 70 Prozent aller Gäste haben für ihren Wien-Aufenthalt einen Heurigenbesuch eingeplant.

Es gibt noch viele, viele Kennzahlen der Wiener Landwirtschaft. Sie können sich alle sehen lassen, aber besonders überzeugend sind meiner Meinung nach die Kennzahlen der Wiener Landwirtschaft aus dem Bericht der Landwirtschaft. 

Die Endproduktion der Wiener Betriebe erreichte 
im Jahre 2000 schon einen Wert von rund 78 Million-en EUR. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen. Der Bericht errechnet weiters, dass die Wiener Landwirtschaft fünfmal so produktiv ist wie der österreichische Durchschnittsbetrieb. Erstaunlich ist auch die Tatsache, dass Wien mehr Gemüse als das Burgendland produziert und damit die direkte Versorgung der Bundeshauptstadt zu einem großen Teil selbst bestreiten kann. 

Die Erfolgsstory der Wiener Landwirtschaft hat aber noch einen anderen Aspekt. Die Wiener Landwirtschaft ist nicht nur produktiv, sie ist auch zunehmend ökologisch orientiert. Laut Landwirtschaftsbericht nimmt eine zunehmende Anzahl von Betrieben am ÖPUL, also am Österreichischen Umweltprogramm, teil. Besonders die Garten- und Weinbaubetriebe setzen zunehmend auf integrierte Produktion – in diesem Falle bezüglich Ackerbau – und 89 Prozent der Betriebe nehmen an diesen Maßnahmenprogrammen teil. Zudem sind die biologischen Landbauflächen im Jahr 2002 auf 660 Hektar, das sind 16 Prozent der Wiener Ackerfläche, gesteigert worden. 

Aus diesen abstrakten Produktionszahlen, meine Damen und Herren, leitet sich der wichtige Stellenwert der Wiener Landwirtschaft ab, der sich noch dazu aus folgenden Daten dokumentiert: Die Nahrungsmittel haben sehr kurze Transportwege zu den Wiener Konsumenten – das ist immer ein sehr beachtenswerter Punkt; wir wollen Frischgemüse haben –, und die Wiener Bauern garantieren eine entsprechende Versorgung auch bei Krisen. 

Die Bauern sind Garanten dafür, dass Wien einen Grüngürtel beibehalten kann. Die Landwirtschaft sorgt dafür, dass der Wiener ein Ambiente vor der Haustür findet, um das ihn andere Großstädte – ich kann es Ihnen wirklich sagen – beneiden, wenn man den Heurigen, die agrarische Kulturlandschaft an den Stadträndern sieht. Und so sorgt die Landwirtschaft auch dafür, dass die Grün- und Erholungsgebiete am Stadtrand erhalten bleiben. 

Das sind Fakten, meine Damen und Herren, die man nicht widerlegen kann. 

Eines möchte ich aber noch sagen: Es gibt natürlich auch Maßnahmen von politischer Relevanz, die nicht von allen Parteien dieses Haus unbedingt großartig akzeptiert werden, zum Beispiel auch nicht die Maßnahme der Regierungsfraktion, die mit StR Schicker dazu übergeht, mit den Swwl-Widmungen eine kalte Enteignung, sage ich, landwirtschaftlicher Flächen durchzuführen. Meine Damen und Herren, wir von der Volkspartei verwehren uns an dieser Stelle noch einmal gegen diese Vorgangsweise. 

Aber in Richtung der Grünen muss ich auch sagen: Die ständigen Verdächtigungen der Bauern als Umweltsünder, die nur darauf warten, bis sie endlich die Gentechnik in ihrem Produktionsbereich einsetzen können, und die nur darauf aus sind, mit ihrer Produktion die Umwelt zu verpesten, greifen wirklich zu kurz. Wiens Bauern sind auf dem ökologisch richtigen Weg, indem sie ihre Produktion immer stärker in Richtung der Ökologisierung betreiben. Und es ist die österreichische Bundesregierung mit Landwirtschaftsminister Pröll, die das Geld für das ÖPUL-Förderungsprogramm bereitstellt und deren Mittelvergabe aus diesem Förderungstopf die größte Aufmerksamkeit verdient.

Noch ein Wort zur Grünraumerhaltung. Die Bauern werden ihrer Funktion als Grünraumschützer des Wienerwaldes und des Wiesengürtels nur dann nachkommen können und wollen, wenn sie Produktionsbedingungen vorfinden, die sie auch zufrieden stellen. Wenn sie diese nicht vorfinden, meine Damen und Herren, dann werden die Betriebe trachten, sich schön langsam aufzulösen oder zu liquidieren, und ihren Grund und Boden soweit es geht auch verkaufen. 

Garantieren Sie von der Wiener Landesregierung für die Landwirtschaft unseren Landwirten die für sie notwendigen Überlebensbedingungen, dann werden die Bauern weiterhin ihren Beitrag für Wien leisten, damit wir in Wien im Jahr 2025, so wie wir heuer feiern, auch das 125-jährige Bestehen des Wald- und Wiesengürtels feiern können. Dann wird der Dank der Bauern genauso unversehrt sein können oder sein wie heute. – Ich danke Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. – Zu Wort gemeldet ist Herr GR Univ Prof Dr Pfleger. 

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Hoher Gemeinderat! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Maresch, Sie sind doch einige Jahre hier im Gemeinderat, und wenn ich hier Ihre Wortmeldungen zum Thema Subventionen lese, so sprechen Sie immer wieder die gleichen Worte zum Thema Subventionen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Weil sich nichts ändert!) 

Heute haben Sie gesagt – und genau mit diesen Worten haben Sie 2004 begonnen –: Traditionell lehnen wir ab. Ökologischer Landbau wird nicht unterstützt, es ist alles zu wenig. 

Im Jahr 2004 haben Sie gesagt: Traditionell lehnen wir die Landwirtschaftsubventionen ab – also die gleiche Wortwahl; Sie haben offensichtlich das gleich Papier genommen – wegen Ungleichbehandlung gegenüber der Stadt Wien, die Förderungen sind zu wenig ökologisch ausgerichtet, und Sie meinen, die Rathausmehrheit würde eine Zunahme des Ökolandbaus nicht unterstützen. 

2003 haben Sie gesagt: Dieses Jahr lehnen wir die Agrarsubventionen ab, weil sie unökologisch sind, weil zum Teil doppelt subventioniert und Ungleichbehandlung verursacht wird. 

Im Jahr 2002 haben Sie gesagt: Wir sind gegen diese eigenartigen Gießkannenförderungen, die diese Stadt jetzt offensichtlich übernommen hat. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das habe ich heute auch wieder gesagt!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin noch nicht so lange im Gemeinderat, Herr Maresch (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber die Gießkanne gibt es schon, so lange wir im Rathaus sind, und das ist falsch!), wie Sie und stelle mir persönlich die Frage: Wollen Sie, Herr Maresch, den Damen und Herren Informationen bewusst vorenthalten, weil Sie ja immer nur Teile ansprechen – Sie sprechen ja nie das Ganze an –, oder wissen Sie die Zusammenhänge nicht? Nun, nachdem ich Sie schon einige Male im Ausschuss erlebt habe und auch Ihre rhetorische Brillanz kenne, kann ich wohl nicht die zweite, sondern muss doch die erste Annahme nachvollziehen. 

Sie stellen, sehr geehrter Herr Maresch, in diesem zugegebenermaßen sehr komplexen Zusammenhang immer nur zu einzelnen Teilen einen Bezug her, um offenbar den Eindruck zu erwecken und zu vermitteln, dass wir als Rathausmehrheit hier etwas versäumt hätten, und das, sehr geehrte Damen und Herren, ist schlichtweg falsch. Wir haben nichts versäumt, meine Damen und Herren, wahr ist vielmehr, dass wir in Wien im Rahmen der gesetzlichen Rahmenbedingung durchaus erfolgreich sind.

Ich möchte die Gelegenheit nützen und mich bei den vielen Wiener Betrieben, aber auch vor allem bei den Mitarbeitern der MA 49 und der MA 58 für ihre hervorragende Arbeit besonders bedanken.

Wir kommen nun zur Agrarförderung 2005, zum Subventionsantrag selbst. Es ist dies der jährliche Antrag für die Bewilligung der Landesmittel zur Förderung der Wiener Landwirtschaft, zu der wir uns ja alle bekennen. Die rechtliche Basis, und das wissen Sie natürlich, Herr Maresch, ist ja das Wiener Landwirtschaftsgesetz. Im Voranschlag 2005 wurden unter dem Ansatz 7491 1,89 Millionen EUR bewilligt, im Übrigen der gleiche Betrag wie im Vorjahr. Mit diesem Subventionsantrag soll der Großteil dieser veranschlagten Mittel vom Gemeinderat genehmigt werden.

Da der überwiegende Teil der Fördermaßnahmen auf langjährigen Förderungsprogrammen basiert, und auch das wissen Sie natürlich, meine Damen und Herren von der grünen Fraktion, entspricht dieser Antrag dem des Vorjahres mit allen bekannten Zusammenhängen. Und dass das ÖPUL-Programm bis einschließlich 2006 dauern wird, wissen Sie auch. Ein neues Programm wird dann von 2007 bis 2013 vorgesehen sein. 

Sie wissen auch, dass die Förderungen nach EU-cofinanzierten, nach national-cofinanzierten und auch nach Landesmaßnahmen zu unterscheiden sind. Und Sie wissen daher auch, Herr Maresch, dass gemäß § 5 Abs 2 des Wiener Landwirtschaftsgesetzes entsprechende Landesmittel bevorzugt zur Ausnützung möglicher Förderungsmittel anderer Rechtsträger, also vom Bund und von der EU, bereitzustellen sind, bereitzustellen, um diese Bundes- und EU-Mittel voll ausschöpfen zu können.

Das heißt mit anderen Worten, meine sehr geschätzten Damen und Herren: Mit den 1,7 Millionen EUR Landesmittel werden 1,9 Millionen EUR EU-Mittel und rund 1,7 Millionen EUR Bundesmittel ausgelöst, sodass unserer Wiener Landwirtschaft Förderungsmittel in der Höhe von 5,3 Millionen EUR zugute kommen, und all das ohne Berücksichtigung von EU-Direktzahlungen, die dann noch zusätzlich 1,5 Millionen EUR ausmachen.

Ich sage daher offen, meine Damen und Herren: Wir als sozialdemokratische Fraktion wollen das, und Sie sollten das auch wollen, Herr Maresch.

Und Sie wissen auch, meine Damen und Herren, dass das österreichische Umweltprogramm ÖPUL 2000 ein ganz wichtiges Maßnahmenpaket im Bereich der EU-cofinanzierten Programme darstellt, mit Förderung der biologischen Landwirtschaft und Investitionsförderungsmaßnahmen etwa im Gartenbau, so wie es der Herr Parzer ja angesprochen hat. Und dazu ergänzend werden zusätzliche Maßnahmen aus Landesmitteln gefördert, die den Wiener Hauptproduktionssparten, eben dem Gartenbau und dem Weinbau, wie er jetzt angesprochen wurde, zugute kommen.

Und nun, meine Damen und Herren, im Detail. Aus Sicht der Wiener Landwirtschaft sind im Bereich der EU-cofinanzierten Maßnahmen alle Förderungen auf Grundlage des österreichischen Programms für die Entwicklung des ländlichen Raums zu sehen, das im Jahre 2000 von der Europäischen Kommission genehmigt wurde und bis 2006 das Hauptinstrument der Agrarförderung darstellt. Danach, wie gesagt, werden die Karten neu gemischt. Die wichtigsten Sparten aus Sicht der Wiener Landwirtschaft sind dabei das österreichische Umweltprogramm ÖPUL 2000, sind aber auch, genauso wichtig, Investitionsförderungsmaßnahmen sowie die Förderung der Erstniederlassung von JunglandwirtInnen und dergleichen mehr. Beim ÖPUL 2000 wird über verschiedenste Maßnahmen eine extensive umweltschonende Produktionsweise in allen landwirtschaftlichen Produktionszweigen gefördert.

Natürlich ist der biologische Landbau ein zentrales Element dieses Umweltprogramms, aber eben nur eines. Meine Damen und Herren! Wir diskutieren immer nur über den Biolandbau, aber es gibt eine Vielzahl von anderen Maßnahmen zur Erhaltung der Wiener Kulturlandschaft. Das österreichische Umweltprogramm ÖPUL 2000 besteht daher insgesamt aus 31 Förderungsmaß-nahmen mit der Grundtendenz der Förderung einer umweltgerechten Landwirtschaft. Ein Punkt ist der biologische Landbau. Betrachten Sie daher nicht allein die Biobauern als alleinige Produktionsweise in der Landwirtschaft. Die Ökologisierung findet auch in allen anderen Bereichen des Umweltprogramms statt.

Nun, was tut Wien in Bezug auf den biologischen Landbau? Die Förderungssummen biologischer Wirtschaftsweise wurden seit 2001 verdoppelt, genauso auch der geschützte Anbau etwa im Gartenbau. 

Meine Damen und Herren! Auch die Informationsschiene funktioniert. Es gibt in Wien genug Informationsmaterial hiezu. Das Potential für Wien ist nahezu oder sehr gut ausgeschöpft. Wir sind gut, ja sehr gut, im oberen Bereich liegend, aber Wien macht mehr. So konnte der Anteil der biologischen Nahrungsmittel von 30 auf 50 Prozent bei den in Wien betriebenen Küchen gesteigert werden, also eine Steigerung durch größeren Ankauf der Produkte. Was wir also tun können und mehr tun können, ist, wir können Anreize für Verkaufsbeziehungen vergrößern, und ich lade die Damen und Herren der grünen Fraktion hier ein, durchaus mitzumachen.

Und nun, meine Damen und Herren, vielleicht noch ein Wort im Zusammenhang mit ÖPUL. Unsere StRin Mag Sima ist die einzige SPÖ-Agrarlandesrätin. Sonst dominiert in Österreich bei allen übrigen Agrarlandesräten die Fraktion der Österreichischen Volkspartei. Das sollte man einmal wissen und sollte man klar aussprechen. Und diese unsere Stadträtin hat genau aus diesem Grund, meine Damen und Herren, am 11. März 2005, also dieses Jahres, bei der Agrarkonferenz in Rust die Fragen der Förderungen der Gebietskörperschaften angeschnitten und für die Zeit ab 2007 entsprechende Änderungen eingefordert, was ganz, ganz wichtig ist. Sie hat aber auch Förderungen für gentechnikfreie Landwirtschaft gefordert. Und das sind eigentlich die wichtigen Themen, die wir hier diskutieren sollten, weil da sind auch zukünftige Weichenstellungen möglich, und ich bedanke mich sehr, dass die Frau Stadträtin das so offen bei dieser Konferenz gesagt hat.

Ich komme daher zum Schluss, meine Damen und Herren. Die Förderungsgelder sind ein wesentliches Einkommen für die Wiener Landwirtschaft. Da mit April laufend Auszahlungen für verschiedene Maßnahmen erfolgen sollen, ist wie in den Vorjahren eine a-conto-Subvention in der Höhe von 1,685 Millionen EUR zu bewilligen, meine Damen und Herren, zu bewilligen zum Wohle unserer Landwirtschaft. Es wird daher um die Zustimmung ersucht. – Danke vielmals, dass Sie mir so lang zugehört haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke.

Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Maresch. Er hat noch eine Restredezeit von 12,40 Minuten.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der Kollege Pfleger ist ja jetzt sozusagen neu auch im Umweltausschuss. Ich habe mir eigentlich gedacht, ich werde natürlich nicht meine Rede restringieren, sondern ich sage es ganz kurz und bündig, warum nicht. Ich kann es allerdings auch ausführen, da brauche ich gar keinen Zettel dazu.

Der Punkt ist ganz einfach: Wir glauben grundsätzlich, dass die Förderungspraxis des Bundes mehrere Fehler aufweist. Ich habe das schon ganz oft diskutiert, auch mit der Frau Stadträtin jetzt ganz kurz dazwischen, aber auch mit der zuständigen Magistratsdienststelle, der MA 49. Der Punkt ist ganz einfach: 

Erster Mangel: Die landwirtschaftlichen Betriebe, die Gebietskörperschaften gehören, in dem Fall einige in Wien, also insgesamt sechs, sind bei den Förderungen eindeutig benachteiligt, ganz eindeutig. Das allein wäre schon ein Grund, die Förderungspraxis abzulehnen. Ein wichtiger Grund.

Der zweite Punkt ist meiner Meinung nach noch immer: ÖPUL hin oder her, die Förderungspraxis ist so, dass man die Landwirte im Grunde genommen massiv fördert, aber da in Wirklichkeit die Großen mehr fördert als die Kleinen. In Wien ist es zum Beispiel so, und da müssten Sie sich den Landwirtschaftsbericht einmal anschauen, ich brauche den gar nicht zu zitieren, in Wien ist es so, dass die Zahl der Landwirtschaftsbetriebe pro Jahr um zwei Prozent abnimmt. Das wäre ein Alarmsignal. Die Landwirte und Landwirtinnen waren lange Zeit eine Arbeitskraftreserve für die Industrie. In Österreich sind die Zahlen der Beschäftigten in der Landwirtschaft massiv zurückgegangen. In Wien geben, wie gesagt, jedes Jahr zwei Prozent der Betriebe auf. Ein Alarmsignal, noch einmal. Da muss ich mir überlegen: Wem kommen die Förderungen hauptsächlich zugute? Natürlich den größeren, wirtschaftlich sehr, sehr potenten Landwirtschaftsbetrieben, weniger den Nebenerwerbsbetrieben, weitaus weniger auch zum Beispiel der ökologischen Landwirtschaft. Ein wichtiger Punkt, und da ist Wien keine Ausnahme. Auch ein Grund, warum wir mit der Förderungspraxis nicht zufrieden sind, auch nicht beim Bund und in allen anderen Bundesländern. Noch einmal: Das kann ich gerne mit Ihnen diskutieren, obwohl der Landwirtschaftssprecher ja ein anderer Kollege ist. Das war der zweite Punkt.

Der dritte Punkt, der mich noch immer wahnsinnig stört, ist das: Es ist natürlich so, dass die Förderungen auf drei Töpfe aufgeteilt sind: Bund, EU und die Stadt Wien. Zum Beispiel das Land Niederösterreich hat eine Förderpraxis, die man sich vielleicht einmal anschauen könnte, und zwar ein Ökopunktesystem. Auch relativ kompliziert, nicht das Gelbe vom Ei. Trotzdem hätte es eine Möglichkeit gegeben, an den Punkten, bei gleichbleibender Förderungsmenge, zu drehen, mehr in Richtung Ökolandbau. 

Wien hat eine ganz andere Standortsituation. Der Herr Kollege Parzer hat gesagt: Hohe Erträge, hohe Erträge pro Hektar. Ja, keine Frage, weil wir in Wirklichkeit zu einem großen Anteil Gärtnereibetriebe haben und Weinbau. Aber vor allem bei den Gärtnereibetrieben wäre es wichtig, und zwar ganz, ganz wichtig, dass man zunehmend den Betrieben ihre Zukunft absichert. Zukunft absichern heißt in Wirklichkeit, nicht das Gleiche produzieren, was alle anderen, in Spanien zum Beispiel, viel billiger produzieren können, sondern Ökobetriebe zu betreiben. Und das kann ich mit dieser Förderung einfach nicht bewerkstelligen. Ich kann heute keine einzige Gärtnerei mit der Förderungspraxis, wie sie jetzt existiert, davon überzeugen: Machen wir doch bitte ökologischen Landbau. Geht nicht. Geht auch überhaupt nicht, weil sie meistens auf Substrat arbeiten. 

Nächster Punkt ist Weinbau. Die Stadt Wien hat zum Beispiel insgesamt zwei Landwirtschaftsbetriebe auf ökologischen Landbau umgestellt. Sehr, sehr, sehr gut. In den 100 Punkten des Programms, mit dem Sie in die Wahl gezogen sind, steht zum Beispiel drinnen: Völlige Umstellung aller Landwirtschaftsbetriebe auf Ökolandbau. Heute sagt die MA 49: Geht überhaupt nicht, ist ganz schwierig. Warum? Weil unter anderem das Weingut Cobenzl, das die ÖVP ja gern privatisieren will, in Wirklichkeit sehr, sehr gut funktioniert, aber es ist ein gewisses Risiko, und um dieses Risiko zu überbrücken, bräuchte man eine andere Förderungspraxis. Und diese andere Förderungspraxis gibt es erstens nicht, weil es ein Betrieb einer Gebietskörperschaft ist, und zweitens, weil das grundsätzlich immer wieder die ökonomische Substanz eines Betriebes angeht. Deswegen bräuchten wir da eine Förderung. Passiert aber nicht, und das sind kurz gesagt die Gründe, warum wir, obwohl es gesetzliche Regelungen gibt, ich gebe Ihnen völlig Recht, diese Förderungspraxis ablehnen, weil wir glauben, dass sie schlecht ist. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. 

Zu Wort gemeldet ist der Herr GR VALENTIN.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ich möchte mich nicht in die aktuelle Debatte über die Biolandwirtschaft einmischen. Ich glaube auch, dass die Argumente seitens meiner Fraktion alle gesagt worden sind. Mein Hiersein ist schlicht und einfach eine Frage der Geschäftsordnung. 

Der in der Aktuellen Stunde angekündigte Antrag der GRe Heinz Hufnagl, Erich VALENTIN und GenossInnen betreffend die Feinstaubbelastung ist einzubringen. Er ist im Großen und Ganzen in drei Teile gegliedert. Der Begründungsteil spricht von der Ausgangsposition, vom Wesen des Feinstaubs. Dann kommen die tatsächlichen Aktivitäten, eindrucksvollen Aktivitäten, die die Stadt Wien vollbringt. Das sind die 25 Prozent, von denen ich in meiner Rede gesprochen habe. Die 75 Prozent dessen, was der Bund an Hausaufgaben zu leisten hat, habe ich ebenfalls inhaltlich angesprochen. Ich möchte den Antrag jetzt formell einbringen. Das ist eine Punktation mit Forderungen, die wir an den Bund richten. Die Inhalte sind den Klubs bekannt, ich muss sie jetzt nicht extra erwähnen, und ich möchte formal diesen Antrag hiermit einbringen. – Danke schön.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: In aller gebotenen Kürze, meine Damen und Herren.

Der eigentliche Akt ist, wie schon eingangs gebeten, hier als sinnvolle Förderungsmaßnahme für die Wiener Landwirtschaft zu unterstützen und zu beschließen. 

Zu den beiden eingebrachten Anträgen meine diesbezügliche Empfehlung: Der Kollege VALENTIN und meine Wenigkeit haben einen Maßnahmenkatalog, den wir unbedingt für dringend und notwendig erachten, in Antragsform gegossen und bitten um Zustimmung.

Die gleiche Empfehlung kann ich jedoch nicht dem Antrag der ÖVP zuteil werden lassen. Der ist entweder bei der Förderung des nachträglichen Einbaus von Dieselfiltern zu kurz greifend, nämlich dahin gehend, dass es wenig Sinn macht, wenn Wiener Steuergeld für den nachträglichen Einbau von Rußpartikelfiltern verwendet wird, jedoch 200 000 Einpendler täglich hier genauso wie die Neuwagenindustrie nicht mit an Bord geholt werden. Hier ist raschest seitens des Bundes eine obligatorische Verpflichtung derartiger Dieselfilter zu schaffen.

Den Punkt vier, Gutschrift der Benützungsentgelte der City-Bikes an Tagen mit außerordentlichen Grenzwertüberschreitungen, kann man auch kritisch hinterfragen: Sollen wir die Radfahrer animieren, gerade an jenen Tagen Rad zu fahren, an denen es gesundheitsbeeinträchtigende Grenzwertüberschreitungen gibt? Also auch das ist nicht unbedingt das Gelbe vom Ei. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Sollten sie dann daheim bleiben?) Ich bitte daher, diesem Antrag nicht die Zustimmung zu erteilen.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke.

Gegen- oder Abänderungsantrag gibt es keinen, daher können wir zur Abstimmung des Antrages Postnummer 24 kommen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Es liegen nun zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Es gibt den Antrag der GRe Parzer, Gerstl und Klucsarits von der ÖVP betreffend Feinstaub. Wer diesem Beschlussantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der SPÖ abgelehnt.

Wir kommen zum zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den GRen Heinz Hufnagl und Erich VALENTIN. Er beschäftigt sich ebenfalls mit der Feinstaubbelastung. Wer diesem Beschlussantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP mehrstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Es liegt mir keine Wortmeldung vor. Daher können wir gleich zur Abstimmung kommen. Wer die Postnummer 1 unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 3.

Ich darf die Frau Berichterstatterin ersuchen, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr GR Saßmann.

GR Gerold Saßmann (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Tätigkeit des Vereins "ZARA" liegt vor allem in der Dokumentation rassistischer Zwischenfälle. Von Seiten des Vereins wird behauptet, man bemühe sich um Objektivität. Im Rassismusreport werden 233 Vorfälle geschildert, die von "ZARA" und von einigen anderen Vereinen gesammelt wurden, wie zum Beispiel den GRÜNEN aus Vöcklabruck oder der grünalternativen Jugend "helping hands" oder der Deserteurs- und Flüchtlingsberatung. Betroffene oder Zeugen wenden sich an "ZARA" und berichten, was ihnen aufgefallen ist. Von 107 insgesamt aufgenommenen Vorfällen passierten 60 Prozent im öffentlichen Raum, also auf der Straße, in der U-Bahn oder im Park. 60 Prozent dieser Vorfälle werden von Zeugen, ich nehme an, in den meisten Fällen telefonisch, an "ZARA" herangetragen. Jemand sitzt beispielsweise in der Straßenbahn und hört, wie sich andere Passagiere abfällig über Ausländer unterhalten. Er greift zum Telefon und berichtet das Ganze dem "ZARA"-Beratungsteam. Seitenlang kann man dann im Bericht lesen, was Jugendliche bei Streitereien oder Obdachlose oder Betrunkene von sich geben oder was in der Waschküche im Gemeindebau passiert. 

Natürlich gibt es auch Berichte über Sprechchöre von Fußballfans. Man erfährt unter anderem, dass vor der Felsenkaiserhütte in Tirol ein Gemisch aus Cola und Bier serviert wird und dieses Getränk als "Neger" bezeichnet wird oder dass es in der Eisdiele Francesco einen Eisneger gibt oder einen Topfenneger – echte Probleme also. 

Nach dem Aus des Zigeunerschnitzels kommt wahrscheinlich bald das Aus für den Mohr im Hemd, den Negerkuss, das Negerbrot. Klarerweise verschwindet dann auch der beliebte Indianerkrapfen, später die Salzburger Stierwascher, die Linzer Augen und die Weana Bazi sowieso. 

Wenn sich irgendjemand die Arbeit macht, all diese Dinge zu dokumentieren – gut. Aber bitte nicht mit Steuergeldern. Die Gemeinde Wien hat, glaube ich, dringendere Probleme zu bewältigen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Würde man in Wien alle Streitereien, Stänkereien, Gehässigkeiten und Beschimpfungen, die alle nicht fein sind, dokumentieren, bräuchte man wahrscheinlich den ganzen Magistrat für diese Tätigkeit. Und dass es auch unappetitliche und rassistische Bemerkungen gibt, das ist klar, das bestreitet niemand. Es wird nur schwer zu verhindern sein, auch wenn man Tonnen von Papier dazu verwendet. 

Inwieweit stimmen nun diese Behauptungen, die da mühsam mitgehört, aufgenommen, niedergeschrieben und publiziert werden? Würde ich hier behaupten, dass bei diesen Wahrnehmungsberichten auch viel Phantasie dabei ist, wird mir das sowieso niemand glauben. Dann wird man sagen: Gut, ein Freiheitlicher. 

Aber was sagt "ZARA" nun selbst zum Wahrheitsgehalt dieser Aussagen? Ich zitiere aus dem Report: „Die BeraterInnen können nicht garantieren, dass alle Informationen, die an sie von verschiedener Seite zugetragen werden, der Wahrheit entsprechen." Ich glaube, diese Aussage im Rassismusreport selbst spricht für sich. 

Die FPÖ kriegt natürlich auch ihr Fett ab. Der FPÖ-Obmann Strache warnt vor einem Roma-Ansturm aus den osteuropäischen EU-Ländern. Dass er Roma sagt, reicht nicht aus. 

Es ist auch egal, welche Probleme es mit Zuwanderern geben kann. Festgestellt wird, es ist Rassismus. Die FPÖ im 15. Bezirk veranstaltet eine Diskussion wegen Problemen mit illegal tätigen Prostituierten beim Westbahnhof. Es sind halt leider auch einige Schwarzafrikanerinnen dabei, da kann die FPÖ nichts dafür, aber es ist Rassismus. 

Die Abg Partik-Pablé sagt in einer Rede in einem Nebensatz: „wenn wir es weiter zulassen, dass schwarzafrikanische Drogendealer unsere Kinder verführen" – Rassismus. Ganz egal, dass mittlerweile hoffentlich alle wissen, dass es eine ganze Menge schwarzafrikanischer Drogendealer gibt – hat keine Bedeutung. Es ist zwar so, aber man darf es nicht sagen. 

Letztlich wird stolz verkündet, dass man erreicht hat, dass die Stadträtin für Integration dafür gesorgt hat, dass es keine Inserate der Gemeinde Wien mehr in der Publikation "wir wiener" gibt, denn die ist ja auch rassistisch, weil FPÖ-nahe. 

Intoleranz gegenüber politisch anders Denkenden, Gesinnungsschnüffelei auf Verdacht, Geldhahn für andere zudrehen, aber selbst 200 000 EUR pro Jahr verlangen, dafür können wir unsere Zustimmung nicht geben.

Wo sitzen jetzt noch Rassisten? Klar, bei der Polizei. Von 64 gemeldeten Fällen werden 16 im Rassismusreport dargestellt. Zweifelsohne gibt es auch bei der Exekutive den einen oder anderen Fall, der nicht zu tolerieren ist. Von den 16 dargestellten Fällen haben allerdings nur vier zu rechtlich relevanten Schritten der Beschwerdeführer geführt. Das heißt, real ist das Problem bei der Polizei weitaus nicht so dramatisch, wie es ständig in Medien und sonst wo dargestellt wird. 

Vor allem rassistische Übergriffe gegen Schwarzafrikaner werden beklagt. Aber die Arbeit der Wiener Polizei bei der Bekämpfung des Drogenhandels ist wirklich schwer genug. Es ist psychisch und körperlich belastend, ständig in gefährlichen Situationen zu stehen. Drogendealer sind ja keine Waserln. Sie zeichnen sich durch Robustheit aus, und wenn es darum geht, können die auch schon mal ordentlich reinhauen. Die Beamten können Kommentare und Störungen dieser wichtigen Arbeit genauso gut brauchen wie einen Kropf. Wir von der FPÖ lehnen jede Behinderung und Vernaderung der Bekämpfung des Drogenhandels strikt ab. (Beifall bei der FPÖ.) 
Das Jammern um die finanzielle Situation des Vereines ist groß, vom Verein selbst und von Politikern unterschiedlicher Couleurs. Aus den vorgelegten Jahresabschlusszahlen kann das aber nicht abgeleitet werden. Der Verein hat beispielsweise zum 31.12.2003 – leider liegen keine neueren Zahlen vor – Rücklagen und Bilanzgewinne, das ist echtes Vermögen, in der Höhe von 30 000 EUR. Und im Jahr 2003 wird ein Gewinn von 22 000 EUR ausgewiesen. Der Gesamtbedarf an Finanzmitteln, die natürlich hauptsächlich aus öffentlichen Kassen kommen sollen, wird mit 205 000 EUR beziffert. 2003 ist man noch mit 112 000 EUR für Sach- und Personalaufwand ausgekommen. Ich verstehe schon, dass man versucht, mehr Geld zu lukrieren. Der Verein behauptet seit seinem Bestehen, dass er seine Arbeit wegen fehlender Subventionen nicht durchführen kann, aber bis jetzt hat er das noch immer geschafft. 

Eine Bemerkung lassen Sie mich bitte noch zur fehlenden Unterstützung durch Bundesstellen anbringen: Es gibt keine Unterstützung durch den Bund, wird behauptet. „Alle Ansuchen um finanzielle Unterstützung von 'ZARA' an den Bund werden abgelehnt" – ein Originalzitat aus dem Report. Sonderbar ist nur, dass auf der ersten Seite dieses Reports für die Unterstützung des Bundesministeriums für auswärtige Angelegenheiten gedankt wird. Also unterstützt jetzt der Bund "ZARA" oder unterstützt er es nicht? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mit 1 500 EUR!) Aus dem Rassismusreport geht das schlüssig nicht hervor. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mit 1 500 EUR! Ich kann es Ihnen sagen!) 

Es kommt noch besser. Das Sozialministerium teilt auf eine parlamentarische Anfrage, warum "ZARA" nicht unterstützt wird, mit, dass bis 2005 kein formeller Förderantrag an das Ressort gestellt wurde; lediglich einige formlose E-Mails und formlose Schreiben um Unterstützung wären eingebracht worden. Darauf wurden dem Verein vom Sozialministerium die nötigen Unterlagen für ein formelles Ansuchen zur Verfügung gestellt. Zu guter Letzt hat es dann der Verein geschafft, doch noch ein formloses Gesuch einzureichen, leider halt nach Ablauf der Einreichfrist. Und das ist dem Verein dann mitgeteilt worden. 

Also Versäumnisse von Bundesstellen sind hier nicht zu erkennen. Wenn man öffentliche Gelder beanspruchen will, muss man eben minimale förmliche Voraussetzungen erfüllen. Das ist in Wien so, das ist im Bund so, und ich denke, dass es auch gut so ist, weil wir ja schließlich den Steuerzahlern und Bürgern dieses Landes verpflichtet sind.

Aus den angegebenen Gründen kann die FPÖ dem Geschäftsstück nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Es gibt keine weitere Wortmeldung mehr. Ich ersuche die Frau Berichterstatterin um ihr Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Danke. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

So launig, wie Sie die Arbeit des Vereines "ZARA" beschrieben haben, ist es leider nicht, Herr Kollege Saßmann. Es sind auch Berichte drinnen über Handgreiflichkeiten, wo Menschen in Spitälern liegen. Es ist nicht nur das Grölen von Fußballfans, die auch aufgezeichnet gehören. Und die Arbeit des Vereines "ZARA" ist nicht nur Dokumentieren, sie beraten die Menschen, begleiten die Opfer und ZeugInnen in ihrer Situation psychisch und physisch. Dokumentation ist ein Teil der Arbeit. Sie machen Schulungen. Im Übrigen sind sie auch in sehr gutem Kontakt mit KontaktbeamtInnen der Wiener Polizei. Es gibt Workshops in den Schulen. 

Die Dokumentation ist ein Teil der Arbeit des Vereins "ZARA". "ZARA" wurde 1999 gegründet und ist die einzige Institution in Österreich, die eine Antirassismusarbeit in diesem Rahmen und in dieser Form anbietet und den Menschen eigentlich sehr, sehr hilft. 

Dass diese Arbeit getan werden muss, zeigen auch die Zahlen und die ansteigende Sensibilisierung. Dadurch werden sie auch bekannter, und die Menschen nehmen diese Beratungen in Anspruch. Es ist vergleichbar auch mit Gewalt in der Familie oder an Frauen. Je mehr Sensibilisierung, je bessere Beratung und Öffentlichmachung, umso mehr trauen sich die Menschen auch, diese Beratungen in Anspruch zu nehmen oder den rechtlichen Weg zu gehen. Darum ist die Arbeit des Vereins "ZARA" unverzichtbar, unverzichtbar gegen Rassismus und gegen rassistische Übergriffe.

Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, die diese Arbeit unterstützen möchten, um die Unterstützung dieses Vereins. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Danke.

Es liegt kein Gegen- oder Abänderungsantrag vor. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung.

Wer für die Post 3 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 4. Hier liegt mir auch keine Wortmeldung vor. Daher können wir gleich zur Abstimmung kommen. Wer mit der Postnummer 4 einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt Postnummer 7. Es geht um einen Sachkredit bezüglich der "Reinvestitionen im Bereich des Wiener Bildungsnetzes".

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rubik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Herbert Madejski: Zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt kurz für ein Anliegen der GRÜNEN nutzen, nämlich jenes der Umstellung der Stadt Wien auf Linux und Open Source Software. Sie wissen, dass uns das ein sehr, sehr wichtiges Thema ist. Wir freuen uns auch, dass es hier einen Konsens mit der Stadtregierung gibt, dass es wichtig ist, sich von der Monopolstellung Microsoft und anderer Hersteller zu verabschieden, und dass es auch eine sinnvolle und gute Alternative im Arbeitsplatzbereich der Stadt Wien sein kann, auf Linux und Open Source Software umzustellen.

Der vorliegende Akt betrifft das Wiener Bildungsnetz. Es geht immerhin um 21 Millionen EUR Reinvestitionskosten. Das ist natürlich sehr, sehr erfreulich, dass hier reinvestiert wird. Es ist auch sicherlich hoch an der Zeit, und wir freuen uns, dass die Stadtregierung hier offensichtlich mit einigermaßen viel Geld auch die Zeichen der Zeit erkennt und dort umrüstet, wo es notwendig werden wird. Ich glaube, dass wir uns einig sind, dass die Ausbildung von Schülerinnen und Schülern, von Kindern in diesem Themenfeld, in diesem Bereich von zentraler Wichtigkeit für uns und für diese jungen Menschen ist.

Ich möchte allerdings ganz kurz Ihr Augenmerk sozusagen auf einen Nebenaspekt dieser Umstellung richten, nämlich auf die Frage, ob es nicht sinnvoll und hoch angebracht und an der Zeit ist, auch im Bereich der Schulen diesen Schritt zu wagen, den wir jetzt in Wien beginnen, und zwar auch in den Schulen auf Linux und Open Source Software umzustellen.

Ich weiß, es gibt eine Evaluierung, die gerade läuft, die jetzt sozusagen in den nächsten Monaten testen wird, wie sinnvoll ist das, wie gut kann das funktionieren. Aber wir würden uns darüber hinaus wünschen, dass es hier sozusagen ein politisches Bekenntnis auch zum Thema gibt, dass es hier auch politisches Investment gibt in dieses Thema, dass es ein Bekenntnis von Seiten der Stadt gibt zu sagen: Ja, gerade im Bildungsbereich ist es uns wichtig, dass Schülerinnen und Schüler nicht ausschließlich mit einem Monopolhersteller konfrontiert sind. Gerade hier, und da sind wir uns, glaube ich, einig, ist es ja besonders wichtig, dass man Schülerinnen und Schülern nicht die Arbeit an einem spezifischen Produkt vermittelt, sondern die Schlüsselkompetenz, wie gehe ich mit einem Textverarbeitungsprogramm um oder wie schicke ich ein E-Mail.

Hier zu investieren und hier stärker und mit mehr Nachdruck in diesem Bereich zu arbeiten, ist unser Begehr und ist auch der Grund für unseren heutigen Antrag, den ich hiermit einbringe:

„Die zuständigen Abteilungen MA 56 und MA 14, zuständig für die Beschaffung von Hard- und Software, mögen sicherstellen, dass bei den nun folgenden Neuanschaffungen und Reinvestitionen für das Wiener Bildungsnetz die Voraussetzungen für den Einsatz von Linux und Open Source Software sichergestellt sind.

Die zuständigen StadträtInnen für Stadtentwicklung und Verkehr Rudolf Schicker und Bildung, Jugend, Information und Sport Grete Laska werden aufgefordert, Sorge dafür zu tragen, dass die notwendigen Voraussetzungen für eine ehebaldige Umstellung des Wiener Bildungsnetzes auf Linux und Open Source Software geschaffen werden und die derzeit laufende Evaluierung dahin gehend unterstützt wird.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Ich würde mir wünschen, dass es für diesen Antrag Zustimmung gibt. Auch die ÖVP hat ja an so mancher Stelle eingefordert, man möge hier mehr über Linux nachdenken. Ich fände es umso bedauerlicher, wenn sie nicht zustimmte. Und gerade von der Sozialdemokratie hoffe ich doch, dass das, was hier durchaus mutig begonnen wurde im Bereich der Arbeitsplätze auch in der Schule und im Bildungsbereich fortgesetzt wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet, Herr GR Walter Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Zum vorliegenden Akt ist zu sagen: Wir freuen uns natürlich, dass es zu einer Erneuerung des schon deutlich veralteten Bereichs der Hardware im PC-Bereich kommt. Das ist bei diesem Bereich so, dass es ja faktisch schon alle zwei Jahre veraltet ist, wenn man es genau nimmt. Dass das natürlich nicht machbar ist von den Kosten her, leuchtet ein. 

Was uns weniger freut, ist, dass die Stückzahl deswegen nicht erhöht worden ist, denn das Verhältnis ist noch nicht so optimal. Also wenn in einer Volksschulklasse zwei PCs stehen, dann ist das zwar ein erster Schritt, aber noch nicht die Möglichkeit, die in anderen Bereichen denkbar ist. Das haben wir uns angeschaut. Also da liegt Wien nicht so günstig. (VBgmin Grete Laska: Soll man das an die AHS anweisen?) An die Wiener AHS-Standorte. (VBgmin Grete Laska: An die Wiener AHS-Klassen, an die Unterstufe der AHS!) Liebe Frau Vizebürgermeisterin, du weißt genau, diese Schulen haben ja ganze Säle, die ausgestattet sind (VBgmin Grete Laska: So ist es!) – so ist es, du weißt es also sehr genau –, und dort ist natürlich von vornherein ein anderes Verhältnis, wenn die Klassen abwandern beziehungsweise den Raum wechseln. Das heißt, man kann statistisch das wahrscheinlich nicht ganz vergleichen. Aber in den Volksschulen ist es halt so, und das ist nicht ganz optimal. Also ich lade dich gerne einmal ein, in eine Volksschule zu gehen, die überfüllt ist mit Kindern, wo dann in einer Ecke gerade zwei PCs stehen, die eigentlich kaum wer benutzen kann. Also so ist die Realität zumindest in bestimmten Bereichen, und das war's, was ich sagen wollte.

Also da können wir sicherlich noch besser werden. Das ist ja ein Wunsch, der sicherlich auch deine Seele erfreuen wird. Ich sehe es ja auch an deinem freundlichen Nicken, dass du das ähnlich siehst. (VBgmin Grete Laska: Ja! Kleinere Schülerzahl, mehr Lehrer!)
Was den Antrag der GRÜNEN betrifft, haben wir ein bisschen Bedenken. Wir hätten dem Antrag gerne zugestimmt, wenn er zugewiesen worden wäre, weil es doch einige Punkte gibt, die aufklärungs- oder klärungsbedürftig sind. Bei so einer Umstellung der Software eines Betriebssystems auf ein neues würde das ja auch eine Umschulung für viele Lehrer, in dem Fall von 10 000 Lehrern, bedeuten. Das ist also schon einmal viel Geld. Ich würde mich nicht dagegen wehren, sondern es ist dann die Frage, welchen Sinn das macht.

Und das Zweite ist: Man muss sich ja auch überlegen, wie bereitet Schule auf das Leben vor? Wo gibt es überall Linux? Oder ist nicht doch so, auch wenn es ideologisch verständlich wäre, da könnten wir uns sogar irgendwo treffen, wenn es so sein sollte, dass man einen Monopolisten auch noch sozusagen verstärkt? Nur, die Realität ist halt so: Wenn man ins Berufsleben hinausgeht, findet man kaum etwas anderes als Microsoft. (GRin Mag Marie Ringler: Nein! Die Leute wählen Textverarbeitungsprogramme und nicht das Produkt eines Herstellers!) Ja, wir könnten uns das auch vorstellen, und ich glaube, soweit ich informiert bin, passiert das auch bei Schwerpunktschulen. Also in Informatikhauptschulen et cetera werden ja auch mehrere Betriebssysteme angeboten, und teilweise wird damit auch gearbeitet, weil es hier auch um die Frage der Programmierung geht.

Also wir werden daher bezüglich der sofortigen Abstimmung diesem Antrag nicht zustimmen können.

Ich darf aber die Gelegenheit nutzen, um zwei weitere Themen kurz anzusprechen, nicht zuletzt deshalb, weil es aktuell in der politischen Diskussion ist. Das ist das Thema Kindergartensituation beziehungsweise vorschulische Erziehung, vorschulische Programme im Hinblick auf Folgen von PISA, aus denen man doch deutlich erkennen konnte, dass Länder, die besser abgeschnitten haben als Österreich, sich mehr um diese vorschulischen Bereiche bemühen. Nachdem die SPÖ das am Anfang beharrlich abgelehnt hat – wir verlangen das ja schon immerhin seit bald sechs Jahren –, ist ja nun ein inhaltlicher Umschwung, ich nenne es noch nicht Zickzackkurs, aber ein Umschwung bemerkbar. Man ist zwar noch immer nicht ganz einverstanden, dass man die Kinder ein Jahr vorher begutachten sollte, Schuleinschreibung. Das machen mittlerweile viele Länder rund um Österreich. Da hat man uns noch vor einigen Wochen erklärt, das geht alles nicht, weil da gibt es ja überhaupt noch gar keine Schulreife. Wir haben auch nichts von einer Schulreife gesagt, sondern wir haben davon gesprochen, dass es Beratungsgespräche sein sollen, aus denen erkennbar wird, ob Kinder Defizite haben, und wenn solche Defizite vorhanden sind, dass die Eltern dann entsprechend eine Beratung bekommen und dass dann sehr wohl ein Angebot da sein soll. Dieses Angebot haben wir ja schon deutlich definiert. Es handelt sich um das letzte Kindergartenjahr. Das war ja auch ein Vorschlag von uns, der jetzt von Ihnen aufgegriffen wurde. Darüber freuen wir uns natürlich, wenn es ein Kindergartenprogramm gibt, ein pädagogisches, das inhaltlich auch festlegt, was hier geschehen soll. Wir bleiben daher bei unserer Auffassung, dass das über das letzte Kindergartenjahr geschehen soll, und wollen dieses Kindergartenjahr gratis anbieten. Ich gehe davon aus, da es hier ja einen Stimmungsumschwung bei der SPÖ gegeben hat, dass Sie heute diesem wiederholten Antrag von uns diesmal zustimmen werden können, und darf diesen Antrag gemeinsam mit meiner Kollegin Mag Feldmann und meinem Kollegen Dr Aigner einbringen, wo wir um folgende Beschlussfassung ersuchen: 

„Die amtsführende Frau Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, folgende Reformen im Bereich der vorschulischen Kinderbetreuung vorzunehmen: Optimierung beziehungsweise Herabsenkung der Kindergartentarife der städtischen Kinderbetreuungseinrichtungen unter dem Gesichtspunkt einer besseren sozialen Verträglichkeit, Einführung eines gebührenbefreiten letzten Kindergartenjahres, Erarbeitung und Anwendung eines umfassenden und allgemein gültigen pädagogischen Schwerpunktprogramms zur Frühförderung von Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache und Erarbeitung und Anwendung eines umfassenden und allgemein gültigen Programms zur stärkeren An- und Einbindung der Mütter von Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache. 

In formeller Hinsicht wird um die sofortige Abstimmung ersucht.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein zweites, auch sehr aktuelles Thema ist die Frage der Zweidrittelmehrheit beziehungsweise die Abschaffung der Zweidrittelmehrheit im schulgesetzlichen Bereich. Ich darf nur ein bisschen historisch in dieser Situation werten, weil ich mich, glaube ich, richtig erinnere, dass es so war, dass die SPÖ absolut die Abschaffung und vollkommene Abschaffung der Zweidrittelmehrheit im schulgesetzlichen Bereich wollte, vielleicht auch noch will. Wir sind uns da im Moment nicht so ganz im Klaren, was da der letzte Stand ist, nachdem der Bundesobmann der SPÖ ja hier offenbar eine neue Linie vorgegeben hat. Der Lernprozess, den die SPÖ derzeit in dieser Frage offenbar durchläuft, der darf wahrlich als Zickzackkurs bezeichnet werden. Denn kaum war es soweit, dass die Zweidrittelmehrheit generell fallen sollte, hat die SPÖ plötzlich geschrieen: Na, Moment, so einfach ist das nicht! Wir haben da ein paar Bedenken, wir haben da ein paar Überlegungen! Die sollten sehr wohl in der Verfassung bleiben. Nachdem es aber offenbar historisch gesehen doch so war, dass die Konventdiskussion mit der Frage eines eigenen Artikels zur Bildung von der SPÖ abgelehnt wurde – da steht nämlich das alles drinnen, lustigerweise –, hat man sich jetzt offenbar einen anderen Partner gesucht: Die Kirche. Die hat sich zumindest in der Frage gefürchtet, was den Religionsunterricht betrifft, und hat gesagt: Ja, da können wir gemeinsame Sache machen. 

Also ich gehe einmal davon aus, und ich darf da ganz kurz zitieren, was im Moment der letzte Stand war, zumindest gestern oder vorgestern. Gusenbauers einzigartiges Angebot, das man der ÖVP vorlege: Dort, wo Ängste bestünden, könne man diese beseitigen und andererseits die Reformblockade lösen. Das ist das Beste, was einem in diesem Zusammenhang passieren kann. So in den Zeitungen am Dienstag: 

„Die Zweidrittelmehrheit soll fallen, wenn die Zielsetzung der Schule in der Verfassung verankert wird. Es solle festgehalten werden, dass soziale, religiöse und moralische Werte gefördert werden sollen. Damit soll der Religionsunterricht abgesichert werden. Im Übrigen unterstütze die Kirche auch den Vorschlag für eine verfassungsrechtliche Verankerung der Schulgeldfreiheit und des öffentlichen Schulsystems und der Schulpflicht. Die Religionsfreiheit eingerechnet wolle die SPÖ damit jetzt vier Ausnahmen für die Zweidrittelmehrheit." So im "KURIER", im "Standard", in der "Presse" und in der "Kronen Zeitung". 

Nun, meine Damen und Herren, wir kommen Ihnen und Ihrem nun offenbar nicht mehr ganz in der Orientierung gefestigten Obmann entgegen. Wir wollen Ihnen helfen und Ihnen die Möglichkeit geben, Ihren Parteiobmann jetzt hier in Wien über die SPÖ-Abstimmung zu unterstützen. (GR Christian Oxonitsch: Da habt ihr bei euch noch so viel zu tun!) Nein, wir haben einen Antrag eingebracht, der müsste dir sehr gefallen, lieber Herr Klubobmann der SPÖ. Aber das ist ja der Jammer: Ihr habt offenbar noch keine Linie. (VBgmin Grete Laska: Aber ihr habt hier noch einen fünften Punkt hineingeschwindelt!) Wir haben gar nichts hineingeschwindelt! Wir haben unsere Linie, die wir immer schon verfolgt haben, hier festgehalten. Die haben wir festgehalten. Wer das will und vieles andere dazu, kann das alles haben. Der muss sich natürlich auch mit Wünschen anderer auseinander setzen. Die Welt gibt es noch nicht, wo einer allein sagt, ich habe einen Wunsch, und das wird allein erfüllt. 

Aber wir machen es euch ja sehr einfach. Es gibt ja schon den fertigen Artikel 60. Da steht ja das alles drinnen, was von der SPÖ gefordert wird: Unentgeltlichkeit, die religiöse Erziehung, die demokratischen Grundsätze sind drinnen. Also all das, was wir in unserem Antrag auch fordern. (VBgmin Grete Laska: Dann streicht den einen Punkt heraus! Dann können wir zustimmen!) Nein, wir streichen gar nichts heraus. Wir haben ja oder die SPÖ im Parlament schon beim Konvent die Möglichkeit gehabt. (VBgmin Grete Laska: Nein, jetzt da bei eurem Antrag! Dann können wir zustimmen!) Aber wir müssen doch stringent die Sachen zusammenführen, liebe Frau Vizebürgermeisterin, das weißt du. (VBgmin Grete Laska: Nun, sei nicht so!) Nein, ich bin so. Das muss man zusammenführen. Wir wollen uns ja nicht drehen und wie die SPÖ auf einen Zickzackkurs begeben. (Beifall bei der ÖVP.)

Daher bleiben wir auf unserer Linie, und ich werde gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Aigner den Antrag einbringen, der da lautet:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien bekennt sich zu den bereits im Art 60 des Konvententwurfs festgehaltenen Punkten, im Besonderen zu folgenden grundrechtlich festgelegten Prinzipien im Bereich der Bildung:

1. Grundrecht auf Bildung.

2. Umfassendes Angebot einer beruflichen Fort- und Weiterbildung." (VBgmin Grete Laska: Wunderbar! Na, tu nur weiter!) Wir gehen sogar noch darüber hinaus. Ihr kommt uns immer näher. Ihr werdet uns noch überholen in dieser Frage. Ich sehe das schon. 

„3. Sicherstellung der Vielfalt an Schultypen." (VBgmin Grete Laska: Das ist doch ungenau formuliert! Könnt ihr es ein bisschen genauer formulieren?) Das muss euch doch gefallen! Das ist doch allgemein, wie alles da drinnen, Frau Vizebürgermeisterin!

„4. Sicherstellung einer bedarfsgerechten Betreuung von Schülern. Unterschiedliche Formen der ganztägigen Betreuung." (VBgmin Grete Laska: Darüber können wir reden!) Schau, schau, du wirst immer lockerer, ich sehe es. (Heiterkeit bei der ÖVP.)

„5. Sicherstellung der schulischen Wahlfreiheit. 

6. Vermittlung der religiösen, sozialen und moralischen Grundlagen unserer Gesellschaft." Damit wird sich auch der Herr Kardinal Schönborn freuen können. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Grete Laska: Das ist so schade! Warum lasst ihr ihn nicht zuweisen? Da könnten wir noch darüber diskutieren!) 

Meine Damen und Herren! Geben Sie Ihrem Bundesparteiobmann die Chance, dass er bei seinen letzten Überlegungen – die, wie gesagt, vielleicht noch nicht die allerletzten sind, wir werden ja sehen, wie dann die Abstimmung zur Zweidrittelmehrheit ausgeht – zumindest eine moralische Unterstützung von der Wiener SPÖ bekommt, und wir hoffen daher, dass Sie diesem letzten von uns eingebrachten Antrag auch zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Novak. Bitte. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Danke schön. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Lassen Sie mich bitte zu Beginn kurz ein paar Worte zum eigentlichen Akt sagen. Anschließend würde ich dann gerne auf die Anträge eingehen, die Kolleginnen und Kollegen hier eingebracht haben. 

Ich möchte mich zu Beginn herzlich bei all jenen politischen Kräften wie auch bei allen ExpertInnen aus den Magistratsabeilungen herzlich bedanken, die es möglich gemacht haben, diese wirklich gigantische Investitionssumme zusammenzubringen und dieses Paket zu schnüren. 21 Millionen EUR sind, denke ich, eine großartige Sache, die sehr, sehr viel in den Schulen bringen wird und die vor allem sicherstellen wird, dass die medienpädagogische Ausbildung, die wir seit Jahren durch das Wiener Bildungsnetz in den Wiener Pflichtschulen erreichen konnten, auch weiterhin so qualitätsvoll und gut vollbracht werden kann und sage ein herzliches Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.)
Zu den Anträgen, die jetzt nicht unbedingt mit den Reinvestitionen im Bereich des Wiener Bildungsnetzes im Zusammenhang stehen, möchte ich auch ein paar Worte sagen. Das Angebot, dass wir uns mit Wünschen auseinander setzen im Bereich des Schulsystems, hätten wir ja sicher gerne angenommen und wären in die Auseinandersetzung eingetreten. Aber man gibt uns keine Gelegenheit dazu, weil in dem Antrag die sofortige Abstimmung beantragt wurde. (GR Walter Strobl: Wir können heute schon darüber diskutieren!) Wenn wir ihn zugewiesen hätten, dann hätten wir darüber debattieren können, hätten vielleicht gemeinsam Stellungnahmen verfassen können und uns über diese Wünsche auch auseinander setzen können. Interaktiv und gemeinsam und nicht nur da vom Rednerpult aus. Aber die Gelegenheit gibt es sonst gar nicht. (GR Walter Strobl: Das sind doch Punkte, die ihr seit Jahren fordert!) Ja, es ist richtig, bei einigen dieser Punkte können wir uns finden, da sind wir uns sehr nahe. 

Von einem Zickzackkurs der SPÖ kann überhaupt keine Rede sein. Ich habe halt den Eindruck, die ÖVP redet vom Zickzackkurs der SPÖ immer dann, wenn die Linie der SPÖ nicht ganz der Linie der ÖVP entspricht. Dann sind wir immer auf Zickzackkurs.

Es ist an sich ganz klar, der Antrag enthält einen Punkt, mit dem die Sozialdemokratie einfach nicht mitkann. Da geht es eben um die Differenzierung. Und du weißt haargenau, wir sind für die innere Differenzierung. Bei der äußeren Differenzierung, so wie ihr es euch vorstellt, haben wir einfach unsere Probleme, und deshalb werden wir dem Antrag auch nicht zustimmen. (GR Walter Strobl: Na geh!)

Zum Bereich der Kindergärten. Ich habe ein bisschen den Eindruck, dass das eine leicht heuchlerische Antragspolitik der ÖVP ist in diesem Haus, immer wenn es um Kindergärten geht. Also einerseits auf Bundesebene eine Kindergartenmilliarde abzuschaffen, dort nichts weiterzubringen, in ÖVP-Bundesländern nicht einmal annähernd ein flächendeckendes Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen zu schaffen und sich dann hier in Wien herzustellen und solche Anträge zu stellen, ist eigentlich ungeheuerlich und ärgert mich zunehmend. Wir wissen, und Sie wissen das genauso, in Wien gibt es ein flächendeckendes Angebot und Betreuungsangebot. Wien hat ganz klar die Nase vorn. Ich bin auch der Arbeiterkammer sehr dankbar für ihre aktuelle Studie, wo die Arbeiterkammer etwas geschaffen hat, das sehr, sehr wertvoll ist, nämlich einen Vereinbarkeitsindikator, einen Index, der folgende Kriterien beinhaltet, und genau auf die kommt es nämlich an, denn Äpfel mit Birnen zu vergleichen, so wie wir es bis jetzt hatten, das spielt es jetzt Gott sei Dank nicht mehr:

Das erste Kriterium sind die Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten müssten nach dieser Studie mindestens 40 Stunden in der Woche betragen. Punkt 1.

Punkt 2: Durchschnittlich acht Stunden am Tag sollte dieser Kindergarten oder diese Einrichtung offen haben, mindestens vier Tage in der Woche bis 17 Uhr. Und dann soll es auch ein Mittagessen geben. 

Das sind die Indikatoren. Und wenn man sich das dann ansieht und diese Indikatoren, die in der Arbeiterkammerstudie enthalten sind, vergleicht, dann kommt man darauf, dass 97 Prozent aller Kindergärten und aller Kinderbetreuungseinrichtungen in Wien diesen Kriterien entsprechen, und zwar ganz. Nicht einem Kriterium und einem nicht, sondern allen Kriterien. 

Anders zum Beispiel in Ihrem immer so vielgerühmten Vorarlberg, wo 60 Prozent der Kindertageseinrichtungen spätestens um 15 Uhr zusperren. Das ist das Vorarlberger Angebot. 60 Prozent sperren einfach zu, und was nachher ist, interessiert uns nicht. Mittagessen gibt es anscheinend auch nicht. 

In Tirol sperren 80 Prozent der Kindertageseinrichtungen um 15 Uhr zu, und in Niederösterreich und Oberösterreich sind es 50 Prozent. 

Sie vergleichen immer städtisch mit ländlich. Sie vergleichen immer die anderen Bundesländer mit Wien. Und wenn dann einmal wirklich richtig verglichen wird und nicht Äpfel mit Birnen verglichen werden, dann reagieren Sie sensibel, weil Sie haargenau wissen, dass es nur in Wien ein vernünftiges, ordentliches, qualitätsvolles Kinderbetreuungsangebot gibt, das Beruf und Familie vereinbaren lässt, das leistbar ist, das so klar ist wie recht ist, und das gibt es nur in dieser Stadt, und das wissen Sie. (Beifall bei der SPÖ.)

Kommen wir zu einem anderen Thema, nämlich zu Open Source. Da sind wir uns inhaltlich viel, viel näher als wir glauben, selber vielleicht. Kollegin Ringler, Sie haben das Angebot gehabt, und es ist schade, dass Sie es nicht angenommen haben, nämlich eine Zuweisung zu machen, damit wir gemeinsam im Detail darüber reden können, und dann würden Sie auch vielleicht Ihr politisches Bekenntnis, schriftliches Bekenntnis bekommen zum Thema Open Source im Pädagogikbereich oder im Unterricht. Dem haben Sie leider nicht zugestimmt, also werden wir den Antrag ablehnen, und Sie müssen sich mit meiner Rede hier begnügen. 

Klar ist, im schulischen Bereich oder im pädagogischen Bereich gibt es Pilotprojekte, nicht nur Evaluierungen, die man halt einfach so macht, sondern sehr intensive Projekte, wo Schulen schon mit dem neuen Open-Source-Image begonnen haben, das in der Zwischenzeit schon einmal verändert wurde, weil man draufgekommen ist, es gibt da oder dort Probleme. Man erhofft sich durch die Reinvestitionen und die neuen Geräte, dass das noch besser funktioniert und die Machbarkeit eine noch bessere ist. Dazu werden die neuen Geräte einen Beitrag liefern. Wir haben jetzt schon in vielen Bereichen, gerade wenn es um ein Konsensangebot und die Software geht, neben den Microsoftprodukten Lernprogramme et cetera, die auch auf Open Source laufen. Wir haben e-learning-Plattformen, die alle Open-Source-Plattformen sind und keine Microsoftprodukte sind. Das heißt, es gibt im pädagogischen Bereich schon sehr, sehr viel. Das ist das politische Bekenntnis auch, nämlich dass wir hier schon etwas tun und das auch weiter ausgebaut wird. Dass es nicht von heute auf morgen geht, ist, glaube ich, jedem klar. Auch die Schulung der Pädagoginnen und Pädagogen ist ein Schritt, der schon passiert, aber der auch nicht von heute auf morgen geht, 11 000 oder 12 000 PädagogInnen auf einen Klacks auf Open Source zu schulen. Obwohl ich mir sicher bin, dass es manche sehr leicht haben werden, umzusteigen. Bei manchen werden wir vielleicht genauso daran scheitern, wie wir daran scheitern, dass sie überhaupt Computer im Unterricht einsetzen. Es wird immer eine kleine Gruppe geben, aber ich denke nicht an Aussterben schön langsam in Form von Ruhestand und Pensionierung. 

Das sei dazu gesagt. Das heißt, wir tun hier schon sehr, sehr viel. Wir brauchen nicht wirklich Anträge der GRÜNEN zum Thema Open Source, um draufzukommen, dass das wichtig ist. Das sind Sachen, die wir schon vor 10 Jahren begonnen haben, und wir haben auch im Pädagogikbereich schon sehr viel getan. – Ich danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über das Geschäftsstück. Wer für die Post 7 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Es liegen nun die bereits diskutierten drei Anträge vor. 

Der erste Antrag ist von den GRÜNEN: Linux-Umstellung in den Wiener Schulen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt und somit abgelehnt. 

Als Nächstes der Antrag der KollegInnen Strobl, Aigner und Feldmann von der ÖVP betreffend Überarbeitung und Optimierung des Beitragssystems für Kindertagesheime. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Nur von der Opposition und daher nicht ausreichend unterstützt. Abgelehnt.

Wiederum von der ÖVP betreffend Grundrecht auf Bildung und Erhaltung und Förderung eines differenzierten Schulsystems. Die sofortige Abstimmung wird auch hier verlangt.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der ÖVP und von den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, das von den GRen Mag Schmalenberg und Gerold Saßmann an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales betreffend "Absetzung des Drogenkoordinators und Neudefinition seines Aufgabenbereichs im Sinne einer Kompetenzerweiterung verbunden mit Durchgriffsrechten" eingebracht wurde.

Gemäß § 38 Abs 2 wäre vorgesehen, dass dies verlesen wird. Die Verlesung wurde von der Antragstellerin zurückgezogen. Auf dieses Recht wird verzichtet.

Wir kommen somit gleich zur Begründung dieses Dringlichen Antrags und die Frau GRin Schmalenberg hat ihre 20 Minuten. Bitte.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir bringen heute diesen Dringlichen Antrag ein, weil wir uns um die Wienerinnen und Wiener und vor allem um die Kinder und Jugendlichen, die in dieser Stadt leben sollen, die in dieser Stadt groß werden sollen, Sorgen machen. Es geht uns nicht darum, und ich möchte das betonen, es geht uns nicht darum, jemanden persönlich anzugreifen, vor allem jemanden, der nicht die Möglichkeit hat, hier im Gemeinderat zu unserer Kritik Stellung zu nehmen, sondern es geht uns ausschließlich um die Betroffenen und um die Angehörigen der Betroffenen. Die katastrophale Drogensituation in Wien macht es notwendig, dass wir hier diese politische Diskussion führen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist nun einmal so, dass der Drogenkoordinator sozusagen der verlängerte Arm, der verlängerte politische Arm der Gesundheitsstadträtin, der StRin Brauner, ist und es ist nun einmal so, dass der Drogenkoordinator durch seine Aussagen und durch sein Handeln Drogenpolitik in dieser Stadt macht. Ob er sie im Auftrag der Stadtregierung und der Stadträtin macht, wird im Rahmen dieses politischen Diskurses, den wir heute hier führen wollen, zu klären sein. Daher ist es notwendig, den Namen des Drogenkoordinators zu nennen und seine Arbeit und seine Position in Frage zu stellen.

Wien wird derzeit mit Suchtgift überschwemmt. Die Zahl der Anzeigen beträgt 25 215, das ist eine Steigerung von 13,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Die sichergestellte Menge an Heroin beträgt 235 Kilogramm. Auch hier haben wir eine enorme Steigerung. Jetzt sehe ich schon ein, dass der Drogenkoordinator mit dieser Zahl von Anzeigen und Sicherstellungen direkt nichts zu tun hat. Womit er aber sehr wohl etwas zu tun hat, ist die ansteigende Zahl der Konsumenten, die mit dieser Entwicklung einhergeht. Er hat sehr wohl damit etwas zu tun, dass in dieser Stadt immer mehr Schüler, besonders Berufsschüler und Lehrlinge, davon betroffen sind und immer mehr Studenten Drogen konsumieren. Und wenn der Drogenkoordinator meint, dass die Erfolgsstatistik der Polizei über den Drogenkonsum nichts aussagt, dann finden wir, dass er nicht der richtige Mann sein kann, um das Drogenproblem in Wien in den Griff zu bekommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

In Wien herrscht ein Klima, in dem sich Dealer wohl fühlen und es ist immer ein Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage und so ist es auch im Bereich der Drogen. Es ist nun einmal so, dass bei dem großen Angebot, das es gibt, auch die Nachfrage groß ist und die Zahl der Konsumenten steigt. Es steigt auch die Zahl von Konsumenten, die vorher noch nie mit Drogen in Berührung waren und die vorher noch nie konsumiert haben.

Und da bin ich jetzt auch schon bei den Aufgaben des Drogenkoordinators. Eine wichtige Aufgabe ist die Primärprävention. Eine Prävention, wo Kinder oder Jugendliche, die noch nie Drogen konsumiert haben, quasi durch Information und Aufklärung und auch durch Stärkung der Persönlichkeit geschützt werden sollen. 

Der zweite Punkt sind die Menschen, die schon konsumiert haben und wo wir wollen, dass sie nicht weiter konsumieren, sondern dass sie aufhören, nicht abgleiten und eine Drogenkarriere einschlagen. Das ist die Sekundärprävention.

Der dritte Bereich sind die Konsumenten, die weg wollen und wo es leider zu wenig Therapieplätze gibt. Es gibt keine flächendeckende Prävention und es gibt zu wenig Therapieplätze. Auf der anderen Seite haben wir die Erfolge der Polizei, wo der Drogenkoordinator sagt, das sagt nichts über den Drogenkonsum aus. Und ich frage mich, wie sich ein Betroffener fühlt, der auf einen Therapieplatz wartet und ich frage mich, wie sich ein Angehöriger, dessen Sohn, dessen Tochter ein Drogenproblem hat, fühlt, wenn er diese Aussagen hört.

Es geht darum, dass die Zahl der Anzeigen steigt, dass die Zahl der Konsumenten steigt und es geht auch darum, dass sich die Bereiche, wo Drogen konsumiert werden, über die ganze Stadt ausbreiten, dass die offene Szene sich ausbreitet. Wenn wir früher das Problem am Karlsplatz und dann entlang der U-Bahn Kettenbrückengasse, Pilgramgasse, Schwedenplatz, dann weiter Westbahnhof gehabt haben, dann haben wir es heute in der Hauptbibliothek, einem Prestigeprojekt der Gemeinde Wien, wo wir uns wünschen, dass viele Jugendliche dort hineingehen und sich dort bilden, dort ihre Persönlichkeit entwickeln. Da haben wir die Situation, dass in der Hauptbibliothek in den Toiletteanlagen gedealt und dort konsumiert wird. Wenn der Drogenkoordinator meint, das ist nicht der Fall, dann war er nicht dort, dann hat er nicht mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dort täglich Dienst verrichten, gesprochen, dann weiß er nicht, wovon er spricht.

Es ist auch so, dass sich die Drogenszene immer mehr innerhalb des Gürtels ausbreitet und dass etwa im Schönborn-Park, wo dieses Problem bis vor kurzem noch nicht bekannt war, in der letzten Zeit am Kinderspielplatz immer wieder Spritzen gefunden werden, wo Kinder spielen, die zwar beaufsichtigt werden, aber wo es doch durch die Spritzen und Nadeln, die dort herumliegen, zu einer Gefährdung, zu Verletzungen und zu einer Infektion kommen kann. Und ich glaube, dass wir dieses Problem ernst nehmen müssen und dass wir es nicht in der Art, wie es gemacht wird, abtun sollen. (Beifall bei der FPÖ.) Der Drogenkoordinator hat dazu gemeint, dass es ganz normal ist, dass in einer Großstadt wie Wien eine offene Szene existiert.

Sehr geehrte Damen und Herren! Für uns ist das nicht etwas, was wir hinnehmen können, nicht etwas, womit wir uns abfinden wollen, sondern diese Aussage des Drogenkoordinators stellt für uns eine Bankrotterklärung der Wiener Drogenpolitik dar. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich habe in den vergangenen Tagen auch festgestellt, dass es da irgendwie so etwas wie einen Widerspruch gibt zwischen der Richtung, die der Bürgermeister eingeschlagen hat, und dem, wie die Drogenpolitik im Bereich der StRin Brauner durch den Drogenkoordinator durchgeführt wird, denn der Bürgermeister hat irgendwie so einen Schwenk gemacht. 

Es war immer von Videoüberwachung die Rede und wir Freiheitliche haben immer Videoüberwachung gefordert. Der Drogenkoordinator hat das immer abgelehnt. Er hat einmal gemeint, dass Videoüberwachung nicht der richtige Weg ist, sondern dass man schauen muss, dass ein Aufeinandertreffen von Dealern, Süchtigen und Passanten verträglich gestaltet wird. Für uns ist die einzige Art von Drogenhandel, die sozial verträglich ist, der Drogenhandel, der nicht stattfindet und es ist daher zu begrüßen, dass es jetzt doch Videoüberwachung gibt, dass es jetzt doch Schutzzonen gibt. Wir werten das auch als Erfolg von uns Freiheitlichen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Diese Maßnahmen sind leider nur punktuell und wir glauben daher, dass noch weitere Schritte notwendig sein werden, damit Wien eine drogenfreie Stadt wird. Denn unsere Vorstellung wäre die, dass ganz Wien eine Schutzzone wird und es gibt uns auch die Tatsache Recht, dass immer mehr Schulen die Forderung erheben, dass im Bereich der U-Bahn-Stationen um die Schulen herum Schutzzonen errichtet werden.

Was wollen wir mit unserem Antrag? Wir wollen eine klare Absage an Drogenmissbrauch und an Verharmlosung von Drogen und wir wollen eine Neudefinition des Aufgabengebiets des Drogenkoordinators. Damit einher schreitet auch die Notwendigkeit, dass wir endlich einmal den Namen ändern, denn wir wollen nicht einen Drogenkoordinator, sondern einen Antidrogenkoordinator! Wir wollen, dass schon im Namen festgeschrieben ist, was die Aufgabe dieser Person ist. Und wenn der derzeit bestellte Drogenkoordinator den Besitz und den Konsum von Cannabis aus dem Strafrecht einmal streichen wollte und damit einer Legalisierung von illegalen Drogen das Wort redet, dann ist diese Person für uns in dieser Funktion nicht tragbar. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir wollen jemanden, der das Drogenproblem nicht lediglich verwaltet und verharmlost, sondern es ist auch im Interesse der Steuerzahler notwendig, dass wir jemanden finden, der das Problem nicht wegreden will, sondern der auf die notwendigen Maßnahmen setzt. Und was ganz dringend notwendig ist, ist eine Aufwertung und eine Kompetenzausweitung des Drogen‑ oder Antidrogenkoordinators, denn es werden derzeit unzählige Projekte finanziert, sei es jetzt im Bereich der Prävention oder sei es im Bereich der Therapie und es ist so – und das wissen vor allem die Angehörigen und die Betroffenen -, dass nicht alles optimal läuft und dass die Qualität nicht immer gewährleistet ist.

Wir verlangen daher, dass der Drogenkoordinator auch die Evaluation und die Kontrolle der derzeit finanzierten Programme vornimmt und dass er vor allem auch uns Gemeinderäte über die Qualität und die Qualitätssicherung dieser Programme informiert und sie sicherstellt.

Ein weiterer Bereich, wo wir eine klare Meinung haben, ist die Einrichtung von Fixerstuben. Die Kollegin Jerusalem hat schon in einer Aussendung festgehalten, dass sie sich für die Einrichtung von Fixerstuben einsetzt. Das wissen wir. Der GR Wagner hat gemeint, wenn ich ihn richtig verstanden habe, dass er nicht für Fixerstuben ist. Es sind hier widersprüchliche Aussagen im Raum. Ich hoffe, dass hier vielleicht auch die heutige Diskussion eine Klärung herbeiführen wird, denn in der “Presse“ hat am 14.3. der Leiter der Sozialarbeit vom Verein Wiener Sozialprojekte von der tatsächlich geplanten Errichtung von Fixerräumen gesprochen. Ich habe deshalb eine Anfrage an die Frau Stadträtin gemacht. Ich bin schon neugierig, wie ihre Antwort lautet. Vielleicht wird es möglich sein, im Zuge der heutigen Diskussion schon eine Antwort zu bekommen.

Ein weiterer Punkt, in dem wir den Drogenkoordinator kritisieren, ist die Tatsache, dass er keine Berichte vorgelegt hat und zwar hat er schon seit Jahren nicht, so wie es verlangt wäre, dem Gemeinderat regelmäßig einen Drogenbericht vorgelegt. Wir haben darüber im Ausschuss diskutiert. Es war, so habe ich das empfunden, dem Herrn Drogenkoordinator nicht einmal bewusst, dass er diese Berichte hätte abliefern müssen. Ich glaube, dass das auch seine Einstellung zu diesem Gremium hier zeigt und ich glaube, dass es notwendig wäre, dass er öfter und vor allem regelmäßig seine Berichte ablegt. (Beifall bei der FPÖ.)
Es hat auch schon bei der Ausschreibung und bei der Bestellung des Drogenkoordinators unverständliche Vorgänge gegeben und auch seine Bilanz ist nicht gerade das, was wir uns erhofft haben. Die Politik der Verharmlosung und des Wegschauens hat zu einer katastrophalen Situation im Drogenbereich geführt und auch die Zahl der Drogentoten, der Opfer, ist dramatisch angestiegen. Mehr als die Hälfte der Drogentoten von ganz Österreich sind in Wien und es sind mehr als hundert Personen. Das bedeutet hundert Mal die Zerstörung von Leben, hundert Mal die Zerstörung von Hoffnung durch Wegschauen, durch Verharmlosen und durch das Setzen völlig falscher Signale und dafür ist die SPÖ verantwortlich! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Aufgabe eines Drogenkoordinators wäre es, alles zu tun, um die Zahl der Opfer in Wien zu senken. Stattdessen fordert er, dass er die Obduktionsberichte erhält. Ich kann mir nicht erklären, wozu er diese Obduktionsberichte braucht, außer vielleicht dafür, dass er die Statistik schönen möchte oder die Zahlen irgendwie verändern möchte. Ich glaube nicht, dass das seine Aufgabe ist. Und weil ich über Berichte und über Zahlen gesprochen habe, möchte ich an dieser Stelle auch anmerken, dass wir, dass der Gemeinderat für den Fonds Soziales Wien insgesamt ein Budget von 500 Millionen beschlossen hat, einen großen Teil davon auch für die Bekämpfung der Drogenproblematik und dass wir überhaupt keine Informationen auch im Drogenbereich, überhaupt keine Informationen über die Kennzahlen, über die Daten, über die Zahl der behandelten Drogenkranken, über die Qualität der Einrichtungen und so weiter bekommen. Ich glaube, auch das ist etwas, was in der Zukunft unbedingt geändert werden muss. (Beifall bei der FPÖ.)
Abschließend möchte ich sagen, dass die SPÖ im Drogenbereich schon seit langer Zeit mit Vollgas in die falsche Richtung fährt, wie wir das einmal in einer Aktuellen Stunde gesagt haben, und dass jetzt vielleicht eine Richtungsänderung in Sicht ist, wenn ich mir die letzten Medienberichte vor Augen führe, wo die Videoüberwachung kommen wird und es Schutzzonen geben wird. 

Wir glauben, dass es ganz notwendig ist, hier die Richtung zu ändern und ab sofort eine andere, eine bessere, eine menschlichere Drogenpolitik zu machen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich eröffne nun die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Gesamtdauer der Debatte mit 180 Minuten begrenzt ist. 

Zur Besprechung des Dringlichen Antrags hat sich als Erster Herr GR Strache zum Wort gemeldet. Ebenfalls 20 Minuten.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie zuletzt auch von meiner Kollegin und Vorrednerin ausgeführt, haben wir gestern und auch heute aus den Medien erfahren können, dass es da einen gemeinsamen Auftritt des Herrn Bürgermeisters mit der Frau Innenministerin gegeben hat. Das war insofern interessant, nicht weil jetzt alte rot-schwarze Seilschaften da sozusagen wieder aufgetreten sind, aber es war interessant, dass man eigentlich sehr, sehr spät ein Sicherheitskonzept für Wien kreiert, das wir seit Jahren verlangen und ein Sicherheitskonzept für Wien präsentiert, wo wir seit Jahren festhalten, dass es eine ausufernde Kriminalität gibt und wo man dieses Sicherheitskonzept für Wien durchaus beleuchten sollte, weil ja viele freiheitliche Forderungen, die wir seit Jahren immer wieder eingebracht und gestellt haben, jetzt zumindest teilweise erfüllt werden, aber viele leider Gottes noch immer nicht. 

Wenn wir von ausufernder Kriminalität reden, dann ist natürlich die Drogenkriminalität etwas ganz Spezielles in Wien, weil - wie wir heute auch bei den Zahlen schon gehört haben - hier in Wien die Zahl der Drogenopfer eine sehr hohe ist und die Zahl der Anzeigen in Wien auch im Spitzenfeld natürlich im Vergleich zu den anderen Bundesländern zu finden ist. Da ist halt in den letzten Jahren im Bereich der Suchtgiftkriminalität wenig geschehen und das haben wir immer wieder auch aufgezeigt. Aber alle Warnungen, die wir hier in diesem Saal und in der Öffentlichkeit dargestellt und dargelegt haben, sind von Ihnen ja immer wieder in den Wind geschlagen worden. Sie haben das immer wieder schön geredet. Sie haben immer wieder auch die Probleme in Abrede gestellt.

Jetzt gibt es halt diesen Minimalkonsens, der da in diesem Sicherheitspaket für Wien präsentiert worden ist, der auf der einen Seite eine Selbstverständlichkeit darstellt, aber viel zu wenig beinhaltet, um dem Ganzen wirklich entscheidend begegnen zu können und dem Problem wirklich auf den Grund gehen zu können. Was mich freut, ist, dass die Videoübertragungen, die von Ihnen sehr, sehr lange auch abgelehnt worden sind und die ja immer eine alte freiheitliche Forderung waren, jetzt kommen, also dass das jetzt zum Glück doch der Fall ist. 

Wir haben ja im Bereich der WIENER LINIEN Videoüberwachungen immer wieder schon gehabt. Aber dort war es so, dass die eigentlich für nichts gemacht worden sind. Dort wird ja trotz Videoüberwachung sehr offen gedealt. Es hat also keine Aufzeichnungen gegeben, nicht einmal 24-Stunden-Aufzeichnungen. Das hat man einfach sozusagen für die Katze gemacht, aber nichts ist daraus geworden. Das soll ja jetzt angeblich anders werden und ich hoffe und das wäre ja sinnvoll, dass man dem auch nachgeht und das Video auch verwendet und dann den jeweiligen Drogendealer wirklich versucht, ausfindig zu machen und aus dem Verkehr zu ziehen.

Ich frage mich, wie Sie mit dem Minimalkonsens der wirklich ausufernden Drogenproblematik und -kriminalität in Wien begegnen wollen, denn mit punktuellen Schutzzonen wird das nicht gelingen. Es auf Schutzzonen zu begrenzen, ist für mich nicht der richtige Weg. Ich kann da nur für mich, aber vielleicht nicht für alle hier in diesem Haus sprechen, aber das ist irgendwo eine Bankrotterklärung, wenn man das nur punktuell 150 Meter vor manchen Bereichen macht und dort ein spezielles Wegweiserecht auch einräumt. Das sollte für ganz Wien der Fall sein! Man sollte ganz Wien zu einer Schutzzone erklären und man sollte der Polizei für Gesamt-Wien auch diese Rechte einräumen. Das würde ich mir wünschen. Dass man die Polizei vielleicht zielorientiert bei neuralgischen Punkten stärker einsetzt, ist eine andere Geschichte, aber die Rechte und die Stärkung der Polizeirechte, gegen Kriminelle vorzugehen, das halte ich immer für vernünftig. (Beifall bei der FPÖ.) 
Jetzt ist halt der Ansatz der, dass die SPÖ sagt, wir sollen Sträucher besser ausleuchten, um dort besser hineinsehen zu können. Aber ich glaube, das ist nicht ganz das richtige Konzept. 

Der Bund hat zum Glück ja auch ein Gesetz dahin gehend geändert, dass es jetzt Drogenkontrolle im Straßenverkehr gibt. Ich kann mich an die Debatte von damals erinnern, wo die Sozialdemokratie auch gesagt hat: „Nein, also das ist ein Unsinn, das brauchen wir nicht, weil die gibt es ja gar nicht im Straßenverkehr". In der Zwischenzeit ist es so, dass man bei den Kontrollen leider Gottes feststellen muss, dass es jetzt durchwegs schon fast mehr drogenbeeinträchtigte Lenker gibt als alkoholbeeinträchtigte Lenker. Ich bin froh, dass wir uns auch mit dieser Forderung durchgesetzt haben, weil wir damit zumindest auch für mehr Sicherheit im Straßenverkehr gesorgt haben und die Bevölkerung auch geschützt werden kann, wenn man solche Lenker aus dem Verkehr zieht. Das wollten Sie ja leider Gottes damals auch nicht. 

Ich glaube, Sie arbeiten oftmals immer mit Beruhigungspillen. (GR Godwin Schuster: Machen Sie jetzt eine Pirouette?) Das ist halt Ihre... Na, Pirouetten, ich weiß nicht, was für Pirouetten! Die Pirouetten schlagen Sie! Sie haben ja gesagt: „Bitte keine Möglichkeit der Kontrolle, Drogenlenker aus dem Straßenverkehr zu ziehen.“ Da waren Sie die Verhinderer! Da waren Sie diejenigen, die das immer torpediert haben! (GR Godwin Schuster: Wir haben jeder Kontrolle zugestimmt!) Na, das waren schon Sie, niemand anderer! Aber ich bin ja froh, dass es im Parlament gelungen ist, da auch ein bisschen Überzeugungsarbeit zu leisten.

Aber gehen wir einmal ein bisschen die Statistiken durch: Immer mehr Schüler und Studenten, wie wir heute gehört haben, greifen zu Suchtgift, und das ist in dieser Stadt evident. Wir haben in dieser Stadt 25 215 An-zeigen! Das ist eine unglaubliche Anzahl! Und wenn wir die Studien des Prof Hauptmann auch kennen und lesen, dann wissen wir, dass da ja nur ein kleiner Teil erwischt wurde und ein viel, viel größerer Teil diesen Missbrauch auch lebt und überhaupt von der Polizei nicht evident und festgemacht werden kann. Das ist ein Plus in Wien von 13,3 Prozent, wo aber die Zahlen wesentlich höher zum Vergleichszeitraum 2003 anzusetzen sind. Das ist der Drogenbericht des Innenministeriums und da hat Wien eben den Spitzenplatz mit plus 11,4 Prozent. Das ist bedenklich. Besonders auffallend ist, wie vorhin von der Vorrednerin auch erwähnt wurde, die große Menge an Suchtgift, die in Wien sichergestellt worden ist, die 235 Kilogramm Heroin, ein Plus von mehr als 447 Pro-zent gegenüber dem Vergleichszeitraum 2003! Das sind alles durchaus Erfolge, wo man sieht, dass die Polizei dieses Problem sehr ernst nimmt und hier offensichtlich Maßnahmen setzt. Aber dadurch wird erst offenkundig, was da in den letzten Jahren verschlafen wurde und was sich da eigentlich entwickelt hat.

Natürlich ist es auch zu beleuchten, warum immer mehr Schüler und Studenten und vor allen Dingen Lehrlinge, wie auch die Berichte sagen, Suchtgift und illegale Drogen konsumieren. Allein im Jahr 2003 wurden in Wien 1 848 Schüler angezeigt und in diesem letzten Jahr 2004 waren es schon 2 021! Eine ähnliche Entwicklung kann man bis in den Hochschulbereich hinein verfolgen, die nach 389 Anzeigen im Jahr 2003 zu einer Steigerung auf 437 im Jahr 2004 geführt hat, das heißt, es ist überall eine Entwicklung in Richtung Steigerung. Das ist natürlich besorgniserregend, vor allen Dingen auch deshalb, weil es da immer mehr Lehrlinge gibt und als Hauptgruppe der jungen Menschen das Problem dort offensichtlich ein noch intensiveres ist. Die Exekutive hat im abgelaufenen Jahr auch 2 286 Lehrlinge angezeigt, weil sie eben Suchtgiftmissbrauch gelebt haben. 

Immer mehr Kinder in der Stadt werden auch zu Drogenkurieren und gleichzeitig natürlich zu Drogenkonsumenten. Wenn man Drogenkonsument ist, dann findet auch der Missbrauch statt, da man diese Menschen dann natürlich auch für den Verkauf einsetzt, weil sie dann natürlich aufgrund der Abhängigkeit auch für sich Drogen brauchen, die sie versprochen bekommen. Ich habe in meinem Freundes- und Verwandtenbereich leider Gottes auch diese Erfahrung gemacht und Suchtgiftkranke erlebt und auch auf Drogenentzug begleitet und es sind halt immer wieder die gleichen Phänomene, die man feststellen kann. Es beginnt nun einmal mit der von Ihnen abgestrittenen Einstiegsdroge Haschisch und dann kommen die Steigerungsformen, wo man auf Tabletten übergeht, wo man dann halt einmal Kokain probiert und am Ende dann vielleicht halt bei Heroin endet. Das ist halt sehr, sehr bedenklich!

Diese Dramatik der Zahlen liegt auf dem Tisch und da ist es einfach nicht verständlich, dass es in Wien einen Drogenkoordinator gibt, nämlich den Michael Dressel, der diese Zahlen als reine Erfolgsstatistik der Polizei bewertet und so darstellt. Das ist einfach nicht der richtige Weg und das ist auch der Grund, warum wir sagen, wenn man als Drogenkoordinator in der Art und Weise keine Sensibilität aufbringt, dann ist man dort wirklich am falschen Platz. Deshalb auch sozusagen die Forderung der Abberufung dieser Person aus dieser Funktion, weil sie dort offensichtlich wirklich am falschen Platz ist. 

Das sind eben Probleme, die auch mit vielem zusammenhängen und viele Ursachen haben. Natürlich liegt es nicht allein am steigenden Drogenkonsum, nicht allein an den steigenden Kriminalitätszahlen, nicht allein am Asylmissbrauch, der evident vorhanden ist und in dieser Stadt speziell vorhanden ist, wo die organisierte Drogenmafia das natürlich auch missbraucht und in dem Bereich das hier einfach auch statistisch festzumachen ist. Es ist nicht allein die Situation, dass es immer größer werdende Drogenmengen gibt, die dieses Land und die Stadt überschwemmen, sondern da ist natürlich auch der Umstand, dass der Kreis der Drogenbetroffenen und -abhängigen und derjenigen, die Suchtgift nehmen, immer größer wird. Da muss man natürlich darüber nachdenken, wie wir unsere Kinder schützen können und wie wir das zurückdrängen können und da vermisse ich Initiativen. 

Was passiert, um unsere Kinder und Jugendlichen zu schützen? Da sind also diese paar Schutzzonen, die es gibt, diese paar Sträucher, die man ausleuchtet. Das ist fabelhaft, das ist aber nicht das, was ich mir vorstelle. Das mag ein rot-schwarzes Sicherheitspaket sein, aber das ist für mich kein freiheitliches. 

Ich habe hier ein Polizeiprotokoll vom 31. März 2005 vorliegen, das ich in die Hand bekommen habe, wo eigentlich gerade im Hinblick auf die Schutzzonen am Karlsplatz sehr klar das Versagen zum Ausdruck kommt. Da wird also in diesem Protokoll festgehalten, dass es am14. Februar 2005 – da ist das ja per Verordnung der Bundespolizeidirektion eingerichtet worden - insgesamt ca 30 Wegweisungen aus dem Schutzzonenbereich ge-geben hat, wovon aktuell nur mehr vier aufrecht sind. Warum sind nur mehr vier aufrecht? Weil die ausgesprochene Wegweisung nur für 30 Tage gilt und dann automatisch erlischt! 

Weiters wurden 8 Anzeigen wegen Zuwiderhandelns gegen das Betretungsverbot getätigt. Ich zitiere: „Obschon die Schutzzonenregelung überwiegend einge-
halten wird, ist es zu einer Verlagerung der Szene in Richtung Kärntnertor-Passage gekommen.“ Das heißt 150 Meter und gleich nach diesen 150 Metern geht es dann munter los und sehr verdichtet, wo es dort gerade im Bereich der Passage, der Geschäftsstraßenbereiche jetzt zu zahlreichen Beschwerden von Wienern, von Passanten, von Geschäftsleuten und vor allen Dingen auch von den WIENER LINIEN wegen des massiven Auftretens der Szeneangehörigen kommt. Aufgrund der räumlichen Enge in diesem Passagenabschnitt entsteht auch der subjektive Eindruck, obwohl die Personen nicht mehr geworden sind, dass das Problem eigentlich ein größeres geworden ist. Es sind immer so um die 80 bis 100 Personen dort aufhältig. Bedingt durch diesen Umstand gab es ja auch Krisensitzungen, die mit Vertretern der Gemeinde Wien - Dressel und David -, der Polizeidirektion und der Unternehmer stattgefunden haben. Dabei wurde seitens der Vertreter der Gemeinde Wien wiederholt festgestellt - siehe Polizeiprotokoll -, dass die Gemeindevertretung quasi kein Interesse daran hat, dass die Drogenszene vom Karlsplatz abwandert. Darüber hinaus stehen alle Einrichtungen für die Szeneangehörigen - Streetworker, Spritzentausch, psychologische Be-treuung - weiter uneingeschränkt zur Verfügung, aber man will diese Szene dort nicht weg haben, man will sie dort bewahren. Man unterstützt quasi diese Szene, die sich dort bildet. Zur Untermauerung wurde im Zuge der Einrichtung der Schutzzone ein so genannter Toleranzbereich eingeführt, der sich außerhalb der Schutzzone befindet, nämlich ca 50 Meter vom Passagenausgang zum Resselpark, somit unmittelbar im zu schützenden Bereich. In dem dürfen sich die Szeneangehörigen, ob-wohl es die Schutzzone gibt, befinden. Das führt sich selbst sozusagen ad absurdum, wenn man so etwas einrichtet und dann solche Toleranzbereiche inoffiziell zulässt und das dort sogar offen angesprochen wird. Da relativiert sich alles. Das ist wirklich genau das, was man an der Person Dressel auch kritisieren muss, dass er eben so handelt. 

Diese Umstände, wie sie von der Polizei geschildert werden, bieten für die Szeneangehörigen eben die Begründung, dass sie weiter auf diesem Platz und auch im Bereich der Schutzzone verweilen dürfen. Das ist kontraproduktiv für die polizeiliche Arbeit, die eben dort sehr wohl den Auftrag hat, dem entgegen zu wirken. Wenn der Herr Dressel als Drogenkoordinator will, dass sich die Szeneangehörigen dort aufhalten und dem nichts entgegensetzt, dann ist das einfach kontraproduktiv.

Wenn wir uns die Kriminalitätszahlen ansehen und da auch die Statistiken, dann müssen wir im Diagramm des Suchtmittelberichts 2004 auch Folgendes feststellen und das kann ich Ihnen an diesem Balken rechts außen “Verbrechen und Vergehen“ zeigen: Alleine bei den “Vergehen“ sehen Sie, welche unglaublichen Spitzenwerte es da in Wien mit 7 526 im Vergleich zu den anderen Bundesländern gibt. Da ist man Spitzenreiter und da haben wir rote Zahlen im sprichwörtlichen Sinn. Da sehe ich rot, weil man das eben bis dato nicht ernst nimmt und darauf eben immer nur kosmetisch reagiert.

Was hält der Bericht der Suchtgiftkriminalität für Wien fest? Das ist für mich wichtig und da möchte ich schon ein bisschen auch aus diesem Papier zitieren, weil das nicht meine Worte sind, sondern aus dem Bericht herauszitiert ist:

„Im abgelaufenen Berichtsjahr 2004 musste abermals ein Ansteigen der Täterschaften aus westafrikanischen Ländern festgestellt werden. Diese Tatsache betrifft gleichermaßen die offenen Wiener Suchtmittelszenen als auch den organisierten Suchtmittelhandel. Die offenen Wiener Suchtmittelszenen wurden 2004 eindeutig von Angehörigen westafrikanischer Staaten dominiert, wobei jedoch auch Angehöriger anderer Nationen (wie zum Beispiel ehemaliges Jugoslawien oder nordafrikanische Staaten und so weiter) angetroffen und festgenommen wurden. Diese Täterschaften aus westafrikanischen Staaten fixieren sich nicht nur auf den Heroin- und Kokainhandel, sie drängen auch verstärkt – wie bereits im Jahr 2003 – durch den Handel mit Marihuana, Cannabiskraut in die offenen Drogenszenen vor. Dadurch ergibt sich die große Gefahr einer Vermischung von Heroin- und Kokainszenen mit so genannten Grasszenen beziehungsweise einer Vermischung von vorhandenen offenen Drogen mit bestehenden Jugendszenen. Tatsächlich fanden bereits unerwünschte Ereignisse der Szenen Schwedenplatz, Sigmund Freud-Park, Votivpark statt. Dealer wie Abnehmer sind auf Grund des guten öffentlichen Verkehrsnetzes (wenigstens sehen das die Dealer so) sehr mobil, weshalb die noch bis vor einigen Jahren auf ein paar Örtlichkeiten in Wien konzentrierte Suchtmittelkriminalität mittlerweile im fast gesamten Stadtgebiet mehr oder weniger stark ausgeprägt präsent ist. Umschlagplätze und offene Drogenszenen bestehen heute in fast allen Wiener Bezirken. Vor allem im U-Bahn-Bereich, U-Bahn-Linien, bilden sich immer wieder neue offene Drogenszenen, welche permanent verdrängt werden.“ Zitat Ende. 

Auch der Bericht bestätigt durch Statistiken und Zahlen, dass in Wien alleine im letzten Jahr von den über 2 700 festgenommenen Personen aufgrund des Verstoßes gegen das Suchtmittelgesetz über 1 600 schwarzafrikanischer Herkunft waren, davon 90 Prozent Asylwerber, was wiederum aufzeigt: Hier gibt es leider einen Missbrauch, den wir abstellen müssen. Da wird die Bundesregierung tätig, indem sie diese Löcher intensiv schließen möchte. Da würde ich mir wünschen, dass Sie nicht, so wie Sie das in der Vergangenheit gemacht haben, wieder versuchen, eine Verbesserung zu torpedieren, indem Sie diese Asylmissbrauchsgesetzverbesserung torpedieren und bekämpfen. Das wäre, glaube ich, nicht im Sinn der Wienerinnen und Wiener, denn wir müssen schauen, dass wir diesen Missbrauch abstellen, dass es nicht zu diesen Situationsbildern kommt. (Beifall bei der FPÖ.)
Weiters ist in diesem Drogenbericht Folgendes zu lesen und ich zitiere wieder: „Schmuggel und Handel mit Suchtmitteln werden nach wie vor von ausländischen kriminellen Gruppierungen dominant betrieben.“ Das ha-ben wir immer gesagt und das stammt jetzt nicht von mir, das stammt aus einem offiziellen Bericht. Ich kann mich erinnern, was da alles bemüht worden ist, als wir in der Vergangenheit dieses Problem thematisiert haben, angesprochen haben und wie man da auf uns losgegangen ist, was man uns da alles unterstellt hat und was da für Beschimpfungen gelaufen sind!

Ich glaube, dass man wirklich gut beraten ist, damit aufzuhören und dieses Problem gemeinsam ernst zu nehmen und etwas dagegen zu unternehmen. Deshalb haben wir auch schon vor Jahren gesagt, dass wir eine U-Bahn-Polizei brauchen und wir haben das gefordert. Das gilt es umzusetzen. Deshalb haben wir vor Jahren gesagt, wir brauchen in Wien nach dem bayrischen Modell eine Wiener Sicherheitswache, womit man die Sicherheit auf der Straße erhöhen kann, damit wir in Österreich, so wie Bayern in Deutschland, das sicherste Bundesland werden könnten. Dort will ich hin: Wien soll zur sichersten Stadt Europas werden! Das ist unser Ziel und deshalb wollten wir eine Zerschlagung der Drogenumschlagplätze und wollen das und vieles, vieles mehr. 

Das ist halt leider Gottes etwas, was man von Ihrer verantwortlichen Seite immer so weggeschoben hat. Jetzt tritt halt der Bürgermeister mit einem Minimalkonzept 2005 auf den Plan, das den Namen Sicherheitskonzept eigentlich gar nicht verdient. Das ist das Traurige: Es ist nicht effizient genug ausgestattet. (GR Godwin Schuster: Wenn ich ständig das Personal reduziere, dann geht vieles nicht!) Während in Wien das Drogenproblem verharmlost wird und man halt leider noch immer, vor allen Dingen bei den Wiener GRÜNEN aber auch bei Teilen der Sozialdemokratie, meint, dass die Niederlande jener Staat sind, von dem man sich etwas abschauen muss und die Freigabe von illegalen Drogen hier bei uns umsetzen sollte, schaltet man ja dort schon den Retourgang ein. Wenn man nach Holland schaut, dann haben die aus den Fehlern der letzten 30 Jahre gelernt und machen dort jetzt einen genau entgegen laufenden Trend gegen die liberale Drogenpolitik. Der holländische Justizminister und der Gesundheitsminister überlegen Verbote von Coffeeshops, wo kein Haschisch mehr verkauft werden soll und überlegen mittels Gerichtsbeschlusses Zwangstherapie für junge und jugendliche Drogensüchtige. 

Das heißt, Null-Toleranz gegenüber Drogenhändlern ist wichtig, effiziente Therapieansätze und Beratung sind notwendig. Bedürftigen Süchtigen zu helfen, das muss das Ziel sein. Die Gefahr von Haschischkonsum ist evident und sollte nicht in Abrede gestellt werden. Es sollten konkrete Maßnahmen im Bereich der Schulprävention gesetzt werden, wo man auch auffällige Kinder sehr wohl untersuchen kann, um ein Krankheitsbild vielleicht rechtzeitig feststellen zu können und ihnen rechtzeitig helfen zu können. 

Zum Abschluss: Bei all dem, was der Herr Dressel an Verharmlosung in der Drogenpolitik lebt, ist am falschen Ort. Er sollte abgesetzt werden und man sollte den Begriff “Drogenkoordinator“ auch in “Antidrogenkoordinator“ umtauschen. Ich muss sagen, es ist ja fast schon pervers, ich wünsche mir heute fast schon den Hacker als Drogenkoordinator zurück, weil der ja wirklich besser war. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich komme jetzt wirklich zum Schluss. Die Zeit ist schon abgelaufen, aber der war wirklich noch eine Bereicherung. Aber...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen.

GR Heinz-Christian Strache (fortsetzend): Aber ich glaube, dass das nicht Ziel der Stadt Wien sein sollte. Man sollte einen Antidrogenkoordinator einführen und einsetzen, der auch wirklich nicht die Drogenszene im eigentlichen Sinn betreut, dass sie sich auf der Straße frei bewegen kann und geschützt wird, sondern man sollte den Menschen in dieser Stadt helfen, dass es nicht zu solchen Situationsbildern kommt! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Jerusalem, bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Also feig sind Sie schon, gell, denn dass Sie in dieser Form ausgerechnet den Drogenkoordinator, der ja tatsächlich der verlängerte Arm der Politik ist, angreifen und nicht die politisch Verantwortlichen, dafür habe ich überhaupt kein Verständnis! (GR Heinz-Christian Strache: Das hat die Vorrednerin auf den Punkt gebracht.) Die Vorrednerin soll sich überhaupt sofort wieder zum Wort melden und sich entschuldigen, weil wenn sie sagt, wahrscheinlich braucht der Drogenkoordinator die Obduktionsberichte nur dazu, um die Zahlen zu schönen, so ist das eine Unterstellung, die sehr weit geht und die jedenfalls eine Entschuldigung erfordert! Wären Sie nämlich im Drogenbeirat sehr häufig anwesend, dann wüssten Sie nämlich, wozu er diese Obduktionsberichte braucht, und die Mitglieder, die Frau StRin Landauer und der Herr Kowarik, wissen es nämlich auch. Die hätten es Ihnen sagen können. 

Zunächst einmal eines: Die Unterlagen des Innenministeriums sind - und darauf hat sich der Drogenkoordinator bezogen – eine Anzeigenstatistik und sonst gar nichts. Und wenn Sie wüssten, was die Anzeigenstatistik des Innenministeriums ist, dann könnten Sie damit umgehen. Nachdem Sie es offensichtlich nicht wissen, ist es vielleicht gut, Sie setzen sich mit dem Herrn Dr Arno Pilgram in Verbindung. Der wird Ihnen das ganz genau erklären, was diese Statistik aussagen kann und was sie nicht aussagen kann. 

Diese Statistik sagt, wie viele Anzeigen gemacht wurden. Und diese Statistik ändert sich zum Beispiel da-durch, wie viele Polizeibeamte eingesetzt werden, wie viele Anzeigen gemacht werden und wo die Schwerpunkte in der Polizeiarbeit überhaupt gesetzt werden. So können Sie in einem Jahr 10 Drogenkonsumenten haben und von denen werden sechs angezeigt und im anderen Jahr haben Sie wieder 10 Drogenkonsumenten und es werden nur zwei angezeigt. Die Zahl der Konsumenten bleibt dann gleich und trotzdem haben Sie einmal zwei Anzeigen und einmal sechs Anzeigen. Und das steht auch im Vorwort der Statistik ganz genau drinnen, dass dem so ist. Man kann daher nicht darauf schließen, dass es mehr Konsumenten gibt oder dass mehr konsumiert wird. Das heißt, der Drogenkoordinator Michael Dressel hat ganz richtig angemerkt, dass das, was hier veröffentlicht wird, sowie die hohen Steigerungszahlen nichts anderes als im Sinn der Polizei eine Darstellung des Erfolgs der Polizei sind. Das war es! Und das ist menschenverachtend? Na, das ist mir neu! Da fallen mir ganz andere Äußerungen der FPÖ ein, die absolut menschenverachtend waren, aber sicher nicht das, was der Herr Drogenkoordinator Michael Dressel diesbezüglich gesagt hat. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir haben überhaupt nie etwas Menschenverachtendes ge-sagt! Nie!) Also so ist es jedenfalls nicht.

Müsste ich den dümmsten mir seit 1972 jemals begegneten Antrag irgendwie prämieren, dann wäre es genau diese Dringliche. Und ich finde es daher ganz richtig, dass Sie sie am 1. April einbringen. Da passt sie. Ich habe zuerst geglaubt, Sie werden heute am 1. April Ihre Partei neu gründen. Es ist halt eine Dringliche geworden. Soll mir auch recht sein. 
Ich möchte mich jetzt gerne (GR Günther Barnet: Ich habe schon mehr gelacht!), nachdem die Drogenpolitik der Stadt Wien ja von der SPÖ gemacht wird, in der Folge auch eher mit der SPÖ auseinander setzen, weil ich schon eine bedauerliche Entwicklung in der Drogenpolitik der Stadt Wien sehe, denn so unrichtig ist das nicht! (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Was die Freiheitlichen sagen!) Die Freiheitlichen sagen, im Grunde genommen wurden mittlerweile bereits viele freiheitliche Forderungen erfüllt und auch ich sehe das und zwar mit großer Sorge, dass die Stadt Wien in ihrer Drogenpolitik (GR Günther Barnet: Na bitte!) eindeutig den Vorgaben der Freiheitlichen folgt.

Ich möchte da gerne einige dieser Punkte aufzeigen. Es ging um die Videoüberwachung, zunächst einmal von der SPÖ ganz richtig auch immer wieder zurückgewiesen. Wissen Sie, wo Dealer sicher nicht dealen werden? Unter den Augen einer Videokamera! Und wissen Sie, wo sie schon dealen werden? Drei Meter weiter weg! Das ist so sinnlos, die ganze Geschichte (GR Günther Barnet: Das ist eine Frage der Anzahl der Kameras!), das ist eine reine Geldausgabe. Da kann ich das Geld gleich auf die U-Bahn-Schiene runterschicken. Das ist dann vollkommen wurscht (GR Günther Barnet: Das ist eine Frage der Anzahl der Kameras!), was Sie da machen. Das heißt, das ist eine Frage der Anzahl der Kameras. Gut, ich danke Ihnen schön, dass Sie mir das sagen, denn (GR Günther Barnet: Mathematisch gesehen, ja!) so wie Sie sagen (GR Günther Barnet: Ja, mathematisch gesehen!), die Schutzzone macht nur einen Sinn, wenn ganz Wien eine einzige Schutzzone wäre, so hätte auch die Videokamerageschichte nur dann einen Sinn, wenn ganz Wien mittels Videokamera überwacht wird. Na, wunderbar! (GR Günther Barnet: Bravo!) Sie wollen ganz Wien videomäßig überwachen und Sie wollen, dass ganz Wien Schutzzone wird.

Jetzt frage ich aber nur die SPÖ: Bitte, meine Damen und Herren von der SPÖ, was wollen Sie? Wollen Sie das tatsächlich, nur um diese FPÖ zu befrieden, damit sie endlich einmal still ist und sie wird nicht still sein, denn es ist völlig wurscht, wie viele Videokameras Sie in ganz Wien montieren, um der FPÖ eine Freude zu machen und zu glauben, die hält jetzt endlich ihren Mund, während Sie sagen: Na, jetzt haben wir 30 Videokame-ras oder jetzt haben wir 50, die wollen aber 100 (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir wollen keine Freigabe!), dann hängen Sie 100 auf und dann wollen die 200, dann hängen Sie 300 auf und dann sagen die, sie wollen aber 500 - und so können wir das Spiel immer weiter spielen bis hin zur absoluten Verblödung dieser Stadt! Wir können alles beobachten, alles 24 Stunden lang rund um die Uhr aufnehmen und ganz Wien zu einer Schutzzone machen, um dort Menschen aus Wien wegzuweisen und nicht die, die ein Verbrechen begangen haben, sondern die... (GR Heinz-Christian Strache: Wir wollen kein schutzloses Wien!) Na, haben Sie schon gelesen, was eine Schutzzone ist? (GR Heinz-Christian Strache: Frau Kollegin Jerusalem! Wir wollen kein schutzloses Wien!) Auf Grund von Tatsachen kann der Verdacht auftauchen, dass jemand eine Straftat begehen könnte - das muss man sich überhaupt erst einmal in einem Rechtsstaat vorstellen, was das heißt - und der wird dann dort weggewiesen und wenn er dort wieder ist, muss er eine Strafe zahlen! Ja, sagen Sie, was wollen denn Sie aus dieser Stadt machen? (Aufregung bei der FPÖ.) Und liebe SPÖ, auf welchem Weg befinden Sie sich denn? Wollen wir das jetzt? Die Leute, die keine Tat begangen haben, wegweisen, weil sie vielleicht eine Tat begehen könnten und alle beobachten und Videoüberwachung, dass es nur so klescht? Diese Stadt wollen Sie und ich kann... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir wollen unsere Kinder schützen!) Also leider wollen Sie... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir wollen unsere Kinder schützen!) Was soll ich machen? Sie wollen jetzt schon die Videoüberwachung, Sie wollen die Schutzzonen. Sie folgen der FPÖ auf diesem grauenhaften Weg für Wien. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Weil wir keine Dealer wollen!) Anders kann man das nicht mehr beschreiben. Und das tut mir von ganzem Herzen leid und ich hoffe (GR Heinz-Christian Strache: Es tut Ihnen von ganzem Herzen weh, dass man versucht, Dealer von der Straße weg zu bekommen!), dass das nur dazu dient, um den Freiheitlichen, die wirklich ein Stück weit ärger - viel, viel, viel, viel, viel ärger - sind (GR Heinz-Christian Strache: Es tut Ihnen von ganzem Herzen weh, dass man versucht, Dealer von der Straße weg zu bekommen!), eine Menge Wählerinnen und Wähler abspenstig zu machen. (GR Heinz-Christian Strache: Freuen Sie sich nicht zu früh!) 

Und ich hoffe, dass nach dieser nächsten Wien-Wahl, wenn sich vielleicht endlich das Schrecknis FPÖ tatsächlich von selber aufgelöst hat - möglicherweise, es schaut ja danach aus, man kann sich ja auch selber zugrunde richten... (GR Heinz-Christian Strache: Freuen Sie sich nicht zu früh!) Wunderbar. Aber ich hoffe jedenfalls, dass nach der nächsten Wahl die SPÖ diese Kameras wieder abbaut (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Sagen Sie endlich eine Problemlösung! Was wollen Sie tun? – GR Heinz-Christian Strache: Drogendealer schützen! Drogendealer schützen!), wieder wegnimmt und sagt, haben wir ausprobiert, funktioniert nicht, tun wir sie wieder weg und dass die Schutzzonen damit ebenfalls ad acta gelegt sind. Ich hoffe das aus... (GR Günther Barnet: Was wollen Sie? - GR Heinz-Christian Strache: Drogendealer nicht aus dem Verkehr ziehen! Drogendealer nicht aus dem Verkehr ziehen! – GR Günther Barnet: Was wollen Sie?) 

Danke, wenn Sie mich einmal fragen, was ich will. Na ja, endlich kommen wir zum zweiten Teil meiner Rede. (GR Günther Barnet: Warum sagen Sie nicht gleich, was Sie wollen? Was wollen Sie?) Herr Barnet, ich wäre Ihnen wahnsinnig dankbar, wenn Sie das, womit ich beginne, immer noch mir überlassen. (GR Günther Barnet: Eben, aber der zweite Teil interessiert mich!) Ich denke mir das bei Ihren Reden oft: Vielleicht hätte er mit dem Ende anfangen sollen oder vielleicht gar nicht. Aber ich sage es nicht laut. Ich denke es mir nur, weil ich glaube, dass jeder Abgeordneter und jede Abgeordnete es immer noch im eigenen Ermessen hat, was sie sagt, wann sie es sagt, in welcher Reihenfolge sie es sagt und ob sie es sagt. Vor allem, ob sie es sagt! 

Also abschließend zu dem, was ich zu Ihnen sagen möchte, sage ich jetzt für die GRÜNEN in der eindeutigst möglichen Art und Weise: Wir sind gegen eine fortschreitende Kriminalisierung. Das Anzeigen von jeder und jedem, der da irgendwann einmal mit Cannabis oder sonstwas zu tun hat, halte ich für einen Blödsinn! 
Kriminalisierung - nein! (GR Günther Barnet: Sie sind fürs Drogenverkaufen) Verfolgung - nein! (GR Heinz-Christian Strache: Anzeigeverbot für Drogendealer!) Schutzzone - nein! Videoüberwachung - nein! (GR Heinz-Christian Strache: Anzeigeverbot für Drogendealer! Anzeigeverbot für Drogendealer, eine interessante Sicht!) 
Und weil wir aber sehr wohl der Meinung sind, dass in Wien innovative (GR Heinz-Christian Strache: Na bitte!) - kennen Sie das Wort? (GR Günther Barnet: Was ist innovative Drogenpolitik?) – Drogenpolitik auch gemacht werden sollte (GR Dr Herbert Madejski: Von den Dealern!), sind wir daher der Meinung, dass diese Menschen, die sehr häufig auch nicht einmal ein Zuhause haben, viele von denen sind ja obdachlos, erstens einmal... (GR Dr Herbert Madejski: Die Dealer sind obdachlos?) Ich rede über kranke Menschen, über Drogenkonsumenten und habe kein Wort von Dealern gesagt! (GR Dr Herbert Madejski: Wir reden über Dealer! – GR Heinz-Christian Strache: Um die geht es aber da! Um den Schutz für Dealer! Um den Schutz für Dealer geht es da!) 

Mir geht es jetzt um etwas anderes! Noch einmal, ich rede, was ich will! Mir geht es um drogenkranke Menschen:

Erstens bin ich dafür, dass man sie nicht wie Verbrecher behandelt und zweitens bin ich dafür, dass man auch nicht Verbrecher zu ihnen sagt (GR Heinz-Christian Strache: Was machen wir jetzt mit den Dealern?) und drittens bin ich dafür, dass man sie als Kranke anspricht und als Kranke behandelt so wie jeden krebskranken Menschen auch. 

Nachdem es sich (GR Heinz-Christian Strache: Was wollen Sie jetzt mit den Dealern machen, Frau Jerusalem?) um Menschen handelt, die in der Regel verelendet sind, muss ich dafür sorgen (GR Heinz-Christian Strache: Was machen Sie mit den Dealern? Was machen Sie mit den Dealern? Schützen Sie die?), dass diese Menschen erstens wohnen (GR Heinz-Christian Strache: Schützen Sie die Dealer? Was machen Sie mit den Dealern?), zweitens wo sein können, drittens nicht verwahrlost sind und viertens auch ihre Gesundheit in irgendeiner Form in Betracht gezogen wird (GR Heinz-Christian Strache: Wollen Sie die Dealer schützen oder nicht?), das heißt, ich will Aufenthaltsräume und ich will Konsumräume.

Wenn sich der Drogenkoordinator und Drogenbeauftragte der Stadt Wien auch bereits Konsumräume angesehen hat, so konnte er durchaus feststellen, wie ich meine - Sie können mir ja widersprechen -, dass das in vielen anderen Städten ein großer Erfolg ist und große Erleichterung gebracht hat. Einerseits hat es als sozialpolitische Maßnahme für drogenkranke Menschen einen Erfolg gebracht, aber es ist auch durchaus im Interesse der Anrainerinnen und Anrainer und es hat Erleichterung auf der Straße gebracht. Vielleicht hat es der Herr Barnet nicht gelesen. Ich kenne und schätze ihn ja deswegen, weil er sehr viel liest. Vielleicht hat er auch was über Konsumräume... (GR Günther Barnet: Ich war sogar schon in einem!) Haben Sie über etwas Konsum... (GR Günther Barnet: Ich war in einem in Hamburg!) Bitte, ja, in Hamburg waren Sie, gell, wunderbar! 

Das heißt, ich gebe ja die Hoffnung nie auf, dass vernünftige Dinge von allen Parteien erkannt werden und vielleicht nicht immer, weil es wahlmäßig nicht opportun ist, ausgesprochen werden, dass man aber da durchaus nachdenken sollte. Wien braucht mindestens zwei bis drei Konsumräume und sollte diese auch möglichst rasch einrichten. 

Nächster Punkt: (GR Heinz-Christian Strache: Wahrscheinlich Verkaufszonen! Wollen Sie keine Verkaufszonen?) Herr Abg Strache, wissen Sie was? Meine Redezeit ist eine beschränkte. Aber fragen Sie Ihren Kollegen, den Herrn Barnet, der war dort. Ich schicke Ihnen gerne unser Konsumraumprogramm. Da können Sie nämlich nachlesen, was ein Konsumraum ist, was er bringt, was er nicht bringt, was man sich erwarten kann, was man sich nicht erwarten kann und so weiter und so fort. Das ist eine sehr vernünftige Maßnahme. (GR Heinz-Christian Strache: Ich will wissen: Wollen Sie Verkaufsschutzzonen? Wollen Sie Dealerschutzzonen?) 

Zweiter Punkt: Na, selbstverständlich - und das gehört jetzt auch hierher - sind wir dafür, die Konsumentinnen und Konsumenten von Cannabis zu entkriminalisieren. Das ist vollkommen klar. Und dass Entkriminalisierung in dem Fall mit Sicherheit eine Legalisierung bedeutet, das sage ich gleich dazu, da brauchen wir uns darüber nicht zu streiten. Das ist unsere Meinung, denn wir sind der Ansicht, dass man nur so die Märkte trennen kann. Und wenn vorhin der Herr Abg Strache auf ein Problem, das nämlich tatsächlich aus dem Bericht des Innenministeriums hervorgeht, eingegangen ist, so kann ich ihn da in diesem Punkt nur bestärken. Es besteht die Gefahr, dass die Märkte wieder zunehmend verquickt werden, wie man das tatsächlich da in dem Park beim Votivpark oder auch am Schwedenplatz festgestellt hat, dass wieder aus einer Hand Heroin, Kokain und Cannabis verkauft werden. Das ist tatsächlich eine Gefahr für Jugendliche, denn man kann sichergehen, dass ein Dealer ja im Grunde genommen nichts anderes ist als ein Kaufmann, ein Händler halt, ein verbrecherischer, aber auch er wird versuchen, das zu verkaufen, wo er die höhere Gewinnspanne hat und auch er wird versuchen, Käufer an sich zu binden. Das heißt, ich bin dafür, dass die Märkte getrennt werden und zwar ganz eindeutig mit einer klaren Trennlinie und dass man endlich aufhört, die jungen Menschen und auch die älteren Menschen, die Cannabis konsumieren, zu kriminalisieren und zu verurteilen.

Meine Damen und Herren, im Übrigen, weil Sie die Niederlande erwähnt haben, na ja die Städte... (GR Günther Barnet: Das war die ÖVP!)) Nein, nein, die ÖVP war noch nicht dran, das haben wir noch vor uns. Das ist auch noch was, wo man viel Geduld aufbringen muss, zumindest ich von meiner Seite. In den Niederlanden ist es so, dass die Städte bei dieser Rückwendung und bei dieser neuen repressiven Linie nicht mitgehen werden. Also in Amsterdam geht das sicher nicht durch und ich möchte... (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Aber es hat nicht funktioniert!) Weil Sie sagen, das hat nicht funktioniert (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es hat auch nicht funktioniert!): Es ist erwiesen und auch das stellen wir Ihnen gerne zur Verfügung, dass es gerade in Amsterdam und in den Niederlanden das geringste Ausmaß an problematischem Drogenkonsum gibt. Das heißt, die haben mit ihrer Drogenpolitik einen großen Erfolg zu verzeichnen. Auch das ist nicht wegzuleugnen, auch das kann man beweisen und auch damit sollte man sich auseinander setzen, denn man sieht (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Und gibt es jetzt weniger? Gibt es weniger?), es gibt neben diesem repressiven Weg, den Sie vorschlagen - und ich halte Ihnen zugute, dass Sie möglicherweise wirklich glauben, damit etwas erreichen zu können -, noch einen zweiten Weg, der lautet: Entkriminalisierung und immer schauen, dass man die Probleme vor Ort auf eine sachliche Art und Weise in den Griff bekommt und nicht auf rechtspopulistische Art und Weise. Das ist ein zweiter Weg, den wir vorschlagen und den wir haben wollen. 

Vielleicht abschließend noch eines: Wir sind nicht der Meinung, dass der Drogenkoordinator der Stadt Wien Michael Dressel entlassen werden soll. Wir sind der Mei-
nung, dass er weiterarbeiten soll. Wir wissen, dass er im Auftrag der Stadträtin zu arbeiten hat und nicht alleine irgendeinen Weg gehen kann und daher auch nicht gehen soll. Wir erwarten uns daher von StRin Brauner zumindest nach der nächsten Wien-Wahl die nächsten drogenpolitischen Schritte, die nächsten innovativen Schritte in Sachen Drogenpolitik und das heißt für uns Konsumraum und das heißt für uns auch die Überlegung, wie drogenkranke Menschen anders als über den Schwarzmarkt zu Heroin kommen können und zwar über Ärzte. Alle diese Überlegungen sollten nach der Wahl ernsthaft in Angriff genommen werden. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dr Ulm 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Nach der Polemik, die wir jetzt zwischen Grün und Blau gehört haben, würde ich ganz gerne ein bissel eine sachlichere Debatte in diesem Raum beginnen, noch dazu, wo die Tage gestern und vorgestern wirklich wichtige Tage für diese Stadt waren. (GR Godwin Schuster: Wenn der Strasser nicht alles blockiert hätte, dann wäre das schon früher passiert!) Ich glaube, gute Tage für die ÖVP- Wien, vor allem gute Tage für die Stadt Wien und wie ich auch glaube, gute Tage für die SPÖ in Wien, weil man sich, wie ich sagen möchte, zu einem Paradigmenwechsel in der Sicherheitspolitik durchringen konnte. Das ist, glaube ich, sehr wichtig. Mich freut es ja, dass es jetzt so weit ist, dass in dieser wichtigen Sicherheitsfrage Bund und Stadt an einem Strick ziehen. Ich glaube, die Stadt hat es sich verdient und die Wienerinnen und Wiener haben es sich verdient. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Es wurde immer abgelehnt. Das ist halt leider so.) 

Ich würde sagen, mit diesem Konzept, das da präsentiert worden ist - manche nennen es rot-schwarzes Sicherheitspaket, manche sagen rot-schwarze Seilschaften, andere sagen Sicherheitspaket Bund-Stadt, wie auch immer, wichtig ist, dass es jetzt diese sachliche Zusammenarbeit gibt, denn das wollen die Bürger dieser Stadt.

Als Vertreter der Oppositionspartei ÖVP freue ich mich, dass in etwa, sage ich einmal, vielleicht 30 Prozent unserer Forderungen in diesem Zusammenhang verwirklicht worden sind. Vielleicht sind es ein paar Prozentpunkte weniger, vielleicht sind es aber auch ein paar Prozentpunkte mehr. Was mich freut, ist, dass kommunale Kriminalprävention in dieser Stadt einen Stellenwert bekommen hat. Da schrecke ich als Oppositionspolitiker auch nicht davor zurück, einmal dem Bürgermeister und seiner Partei ein Lob auszusprechen.

Was die Überwachung der U-Bahn-Stationen mit Bildaufzeichnungen betrifft, hat die ÖVP Wien diese Forderung seit Jahren erhoben. Ich weiß genau, wann sich der Bürgermeister das erste Mal dieser Forderung angeschlossen hat. Es war im Radio Arabella am 28. März 2004. Es ist vielleicht ganz interessant, dass man ungefähr weiß, welchen Vorlauf die Dinge haben. Nach einem Jahr ist dann dieser Wunsch des Bürgermeisters - es war auch unser Wunsch und der Wunsch vieler hier in diesem Raum - in Erfüllung gegangen. Die WIENER LINIEN haben sich dazu durchgerungen, das zu machen, was ganz offensichtlich ist, nämlich dass man dort, wo es schon Kameras gibt, wo man in ganz sensiblen Bereichen überträgt - man könnte es bisweilen auch als Hot Spots bezeichnen -, zumindest für 48 Stun-den aufzeichnet, nur für den Fall, dass man weiß, dass dort eine kriminelle Handlung begangen worden ist und man dieses Material zur Beweissicherung verwenden darf.

Zur Klarstellung der vorangegangenen Debatte darf ich schon festhalten, Schutzzonen und Videoüberwachung auf öffentlichen Plätzen, nicht in den U-Bahn-Stationen, den U-Bahn-Garnituren und den Straßenbahn-Garnituren, ist an sich Bundessache, ist bundesgesetzlich geregelt. Das kommt aus dem Innenministerium. Aber das Erfreuliche ist, dass der Bürgermeister seine Unterstützung bei der Einrichtung der Schutzzone am Karlsplatz zugesagt hat, bei der Videoüberwachung an ganz speziellen sensiblen Orten, an so genannten Hot Spots, wo es wirklich Sinn macht, eine partielle Überwachung mit Videokameras durchzuführen. Das wird natürlich auch ausgeschildert sein. Wir wollen natürlich keine Big-Brother-Verhältnisse, wir wollen keinen Orwell'schen Staat, sondern da wird man einfach darauf aufmerksam machen, dass es dort zu keinem Drogenumschlag kommt. Damit ist schon sehr viel gedient, wenn auf solchen Plätzen, wo sich Kinder und Jugendliche beispielsweise vermehrt aufhalten, diesen Drogenumschlag hemmen kann.

Ein wesentlicher Teil unseres Konzeptes zur kommunalen Kriminalprävention ist auch, dass wir sagen, entscheidend ist, welche Stimmung Politiker in die Gesellschaft bringen, wofür sie stehen und was sie sagen. Da freue ich mich auch, dass bei diesem Sicherheitspakt zwischen Bund und Stadt klare Worte gefallen sind, dass man gesagt hat, Drogendealer sind Kriminelle und es darf keinen Raum für Drogendealer geben. (GR Godwin Schuster: Immer schon!) - In dieser Deutlichkeit und in dieser Akzentuierung fällt es mir jetzt besonders auf. Mich freut es, Herr Kollege, wenn Sie sagen, das war schon immer die Meinung, aber es reicht halt nicht, dass man irgendwo in camera caritatis der Überzeugung ist, sondern man schafft auch ein Klima, es entsteht ein Umfeld, man kann mit positivem Beispiel vorangehen, wenn man als verantwortlicher Politiker Dinge auch sagt.

Sehr erfreulich ist, dass es einen ersten Schritt in Richtung Stadtpolizei gibt, einen ersten Schritt in Richtung Stadtwache. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Nein!) 

Wie immer man es dann bezeichnen will, aber es ist schon interessant. Diese Parksheriffs, von denen wir immer verlangt haben, dass sie mehr Kompetenzen bekommen sollen, als nur diejenigen aufzuschreiben, die ein paar Minuten und zu lang in der Kurzparkzone stehen, und zu schauen, dass das Parkpickerl auch richtig ist, bekommen jetzt mehr Aufgaben. (GR Godwin Schuster: Sie wissen, dass das die Verfassung gar nicht zulässt, was Sie wollen!)

Herr Kollege Schuster, wenn Sie mir mit der Verfassung kommen, dann sage ich Ihnen, die Ortspolizei ist Angelegenheit der Gemeinde, die sie im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen hat. (GR Godwin Schuster: Ja, aber nicht von der Stadt, sondern von der Polizeidirektion!) Man kann das natürlich immer alles an den Bund übertragen. Dass man selbstverständlich eigene Landesgesetze in Fülle beschließt, einige sehr sinnvolle, muss ich dazu sagen, ortspolizeiliche Verordnungen, überwiegend sinnvoll, aber vollziehen und überwachen soll sie der Bund, ist einfach nicht richtig. Darum brauchen wir eine Stadtwache. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich freue mich, das jetzt die so genannten Weißkappler auch die Kompetenz haben werden, im ruhenden Verkehr mehr als bisher zu machen, dass sie sich auch um Abschleppungen kümmern werden, dass diese Einheit, die schon sehr nahe an einer Stadtpolizei und an einer Stadtwache ist, sich nun auch um diese Angelegenheit kümmern wird. Es ist eine der vielen Aufgaben, die die Stadt Wien von der Polizei übernehmen könnte. Es ist eine erste Aufgabe, die übernommen wird und es ist sehr sinnvoll. Es kommt zu einer Entlastung der Bundespolizei. Es kommt zu einer Entlastung der Sicherheitswache und die kann sich noch stärker als bisher der Kriminalitätsbekämpfung widmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich freue mich auch, dass es klare Aussagen gegeben hat, Maßnahmen gegen Asylmissbrauch zu setzen. Natürlich gibt es Asylmissbrauch und dagegen muss man vorgehen, auch wenn die GRÜNEN das ganz sicher nicht so sehen. Ich gehe davon aus, dass es jetzt eine grundsätzliche Unterstützung der SPÖ gibt, Reformen im Asylgesetz und im Fremdenpolizeigesetz zuzustimmen. Das gehört ganz einfach zu dieser Thematik dazu. 

Weil ich schon die GRÜNEN angesprochen habe: Ich glaube, Sie stehen in dieser Drogendebatte sehr allein in diesem Hohen Haus, aber das ist natürlich Ihr gutes Recht. Ich glaube, die Bürger sollen das auch erfahren. Wir können diesem Konzept natürlich sehr wenig abgewinnen. Wir sind natürlich gegen Konsumräume. Wir sind natürlich gegen die Freigabe von Drogen. Wir sind dafür, entsprechende Veränderungen im Asylgesetz und im Fremdenpolizeigesetz zu machen, um Drogenkriminalität wirksam bekämpfen zu können. Man wird sehen, ob die SPÖ bei dieser Richtung, die sie angedeutet hat, bleibt, bei der Reform des Asylgesetzes mitzugehen. 

Ich glaube, dass es notwendig ist, geordnete Verfahren abzuhalten, wo es auch gewisse Mitwirkungspflichten der Asylwerber gibt. Es kann nicht so sein, dass durch gezieltes Untertauchen Verfahren verschleppt werden. Es kann auch nicht so sein, dass straffällig gewordene Fremde in Österreich am Ende ihrer Strafe oft einen Asylantrag stellen und dann unter dem Deckmäntelchen des Asylantrags weitere strafbare Handlungen begehen. Ich glaube, es ist richtig, dass es jetzt Möglichkeiten gibt, in solchen Fällen die Schubhaft zu verhängen, dass man solche Fälle prioritär behandelt und dass grundsätzlich auch eine längere Schubhaft als sechs Monate verhängt werden kann, immer unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten, immer unter der nachprüfenden Kontrolle der Gerichte, immer unter der nachprüfenden Kontrolle des Unabhängigen Verwaltungssenats. Nach sechs Monaten muss es jedenfalls eine solche obligatorische Haftprüfung geben. Es wird Personal in der ersten Instanz und auch in der zweiten Instanz geben. Wir werden zu einer Verkürzung des Verfahrens kommen. Das ist nicht nur im Sinne der Österreicher, sondern auch ganz stark im Interesse der Asylwerber.

Jetzt komme ich zur FPÖ, die bei ihrem Befund des Problems weitgehend richtig liegt. Tatsächlich ist es so, dass wir mit einer Zunahme der Drogenkriminalität und auch des Drogenkonsums konfrontiert sind. Da braucht man sich jetzt nicht nur die Anzeigen nach dem Suchtmittelgesetz herzunehmen. Da teile ich Ihre Meinung, dass man aus den Anzeigen allein noch nicht unbedingt schließen kann, dass es tatsächlich auch zu einem vermehrten Drogenkonsum kommt. Aber es gibt eine Statistik, die uns das sehr schön nachweist. Auf die ist heute noch nicht eingegangen worden. Und zwar geht es dabei um die Einsatzfahrten der Wiener Rettung auf Grund von Drogenunfällen. Das ist, glaube ich, eine Statistik, die sehr seriös herangezogen werden kann, um den Drogenmissbrauch und den Drogenkonsum einzuschätzen. Da muss man halt sagen, dass die Wiener Rettung von 1999 bis dato ihre Rettungseinsätze in Drogenunfällen verdoppelt hat. Es waren im Jahr 1999 319, sind dann angestiegen im Jahr 2000 auf 406, dann auf 465, 525, 618 und im Jahr 2004 waren es 575 Einsätze der Wiener Rettung. 

Wenn also jetzt dieser Befund vom Antragsteller dieses Dringlichen Antrags im Prinzip auch richtig ist, so ist mir doch die Lösung viel zu dünn ausgefallen. Da hätte ich mir schon mehr vorgestellt. Denn es lediglich an einer einzigen Aussage des Drogenkoordinators aufzuhängen, ist nicht richtig, ist unseriös und ist auch nicht die politische Auseinandersetzung, die ich mir vorstelle. Ich glaube, der politische Gegner hat es verdient, dass man sich intensiv mit ihm auseinander setzt. Dem Drogenkoordinator menschenverachtende Aussagen zu unterstellen, finde ich einfach nicht richtig. Das ist nicht seriös. Das hat er sich auch nicht verdient. Denn zu sagen, dass die Anzeigen nach dem Suchtmittelgesetz eine Erfolgsstatistik der Polizei sind und allein für sich noch nichts über den Drogenkonsum aussagen, das ist richtig, das ist nicht menschenverachtend. Daher werden wir diesem Antrag auch nicht zustimmen. 

Aber es ist tatsächlich so, dass es sich um eine Erfolgsstatistik der Polizei handelt. Die Wiener Polizisten sind besonders motiviert, leisten Besonderes in diesem Bereich und ihnen ist an dieser Stelle auch ganz besonders zu danken.

Was wir tatsächlich noch verbessern können, das ist auch an den Drogenkoordinator gerichtet, ist, dass wir bei der Primärprävention noch mehr machen könnten, denn bei der Sekundärprävention und der Tertiärprävention, dabei handelt es sich um die Schadensbegrenzung und um die Schadensminimierung, wird in Wien einiges getan. Zu wenig macht man noch in Sachen Aufklärung. Mir fehlt es an Enqueten und Symposien. Mir fehlt es an der Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit. Ich denke, dass man da noch einiges mehr machen könnte. 

Ein gutes Beispiel ist die Antiraucherkampagne des Gesundheitsministeriums, wo bereits mit Volksschülern gearbeitet wird, um sie gegenüber dem Drogenkonsum zu immunisieren. Selbstverständlich ist auch die Elterngeneration gefragt, müssen die Erzieher mit gutem Beispiel vorangehen. Anders wird es nicht gehen. 

Selbst an der Schnittstelle von der Volksschule zur weiterführenden Schule, zum Gymnasium oder zur Hauptschule, bedürfen die Kinder bereits einer Unterstützung. Es gibt bereits Suchtvorbeugungsprogramme in Volksschulen, das ist gut, allerdings erst in 11 Prozent der Volksschulen. Wir regen dringend an, dieses Programm zu verbreitern. 

Was natürlich nicht angeht, ist, dass ein Gemeinderatsbeschluss nicht vollzogen wird. Das kann man sich auf die Dauer nicht gefallen lassen. Angeblich soll der Drogenbericht jetzt endlich kommen. Er wird kommen, aber wenn im Gemeinderat am 2. Juni 1999 beschlossen worden ist, dass er zweijährig vorzulegen ist, dann ist er auch zweijährig vorzulegen. Wenn es nicht passiert, ist es natürlich nicht unmittelbar der Drogenkoordinator, der es hätte machen müssen, sondern ist es der politisch Verantwortliche, der dafür wirklich die Verantwortung trägt. 

Wenn ich mich auch sehr über den Paradigmenwechsel bei der Verwaltung in dieser Stadt, bei der Mehrheitsfraktion, beim Bürgermeister freue, dass man Sicherheitsfragen zu eigener Sache macht, dass man tatsächlich der Meinung ist, in einer so riesigen Stadt wie Wien muss auch kommunale Kriminalprävention geleistet werden, so erfreulich das ist, wollen wir natürlich in diesem Bereich, dass noch mehr passiert. Wir haben das mehrfach am Beispiel der U-Bahn dargestellt. Da ist uns die U-Bahn-Aufsicht einfach noch zu wenig. Es sind 0,3 Prozent der Mitarbeiter der WIENER LINIEN, die hier für die Sicherheit zur Verfügung gestellt werden. Da könnte man noch viel mehr machen. 

Zur kommunalen Kriminalprävention gehört auch das Stadtbild, gehört auch die Sauberkeit in dieser Stadt. Wir sehen es jetzt wieder nach der Schneeschmelze. Diese Stadt ist nicht überall so lebenswert, wie wir das gerne hätten. Da liegt Müll herum, entstehen Räume, wo man sich nicht ganz so wohl fühlt. Der Bezirksvorsteher des 18. Bezirks hat eine Aktion gestartet: "Weg mit dem Dreck". Wir hätten die Voraussetzungen, durch die der Dreck beseitigt wird. Wir haben eine Grünanlagenverordnung, wo all diese Verschmutzungen unter Strafe gestellt werden. Seinerzeit waren es 10 000 ATS, jetzt muss das irgendwo bei 700 EUR liegen. Das ist nicht so wenig. Vollzogen wird die Grünanlagenverordnung nicht, weil es einfach keine Stadtpolizei gibt, die das ahnden könnte. 

Man muss sich etwas beim Alkoholkonsum im öf-
fentlichen Raum überlegen. Auch hier handelt es sich um 
die Möglichkeit, dass Jugendliche mit Drogen in Kontakt kommen. 

Man muss sich etwas bei Beschmierungen von Hauswänden überlegen. Erfreulicherweise ist jetzt im 5. Bezirk endlich das Amtshaus von Schmierereien gesäubert worden. 

Wir haben heute schon über “ZARA“ debattiert. “ZARA“ hat diese rassistischen Schmierereien kritisiert. In diesem Punkt muss man “ZARA“ auch Recht geben. Immer dort, wo der Eindruck von Verwahrlosung entsteht, hat man den Eindruck, dass soziale Kontrolle verloren geht und steigt das subjektive Unsicherheitsgefühl der Bevölkerung. Das haben wir als Stadtpolitiker ernst zu nehmen und dagegen haben wir vorzugehen.

Wo man noch mehr machen könnte, ist vorgestern vom Bürgermeister und der Innenministerin auch angesprochen worden. Das ist das Thema Bettelei und neben der Einrichtung einer Stadtpolizei natürlich ein Stadtrat für Ordnung und Sicherheit. Es ist so, dass der Bürger auch ein Symbol, einen Ansprechpartner, ein Zeichen der Politik braucht, um in Fragen der Sicherheit einen Partner zu haben.

Ich darf Ihnen zum Schluss noch ein paar Beispiele dafür geben, wo die Bundespolizei einschreiten muss, weil es noch keine Stadtpolizei gibt. Es gibt 10 Landesgesetze, die von der Bundespolizei vollzogen werden müssen. An sich sind das keine Bereiche, die wirklich zum Kernbereich der Polizei gehören, wie Fiaker- und Pferdemietwagengesetz, Naturschutzgesetz, Fischereigesetz, Jagdgesetz, Tierschutz- und Tierhaltegesetz, Kinogesetz, Jugendschutzgesetz, Landessicherheitsgesetz, Prostitutionsgesetz und Veranstaltungsgesetz. Dann gibt es so eine Art polizeilicher Verordnungen, die man auch der Polizei umgehängt hat. Darin geht es beispielsweise um den Reitsport auf der Donauinsel oder im Prater oder um die Campierverordnung. 

Und dann gibt es auch Vorschriften, die ihren Sinn haben, die von niemandem kontrolliert werden, die von niemandem überwacht werden. Da darf man sich auch nicht wundern, wenn es zu Regelverstößen kommt. Diese sind anzuhalten. Um Wien lebenswerter und liebenswerter zu machen, noch lebenswerter und noch liebenswerter, denn Wien ist eine wunderschöne Stadt, müssen wir die Regeln, die wir hier beschließen, auch vollziehen, nicht mit irgendeinem Augenzwinkern, sondern ernsthaft im Sinne der Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kurt Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat! Meine Damen und Herren! 

Speziell lieber Michi Dressel! Bei dir darf man heute nur eines sagen: Willkommen im Klub. Wie ich es meine, werde ich jetzt noch genau ausführen.

Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderats, eigentlich hätten wir uns im Großen und Ganzen die heutige Debatte ersparen können. Wir hätten nur in den Annalen, in den Aufzeichnungen des Wiener Gemeinderats aus der Vorperiode, nachschauen müssen, nämlich am 24. April 1997. Da haben wir hier im Wiener Gemeinderat eine ähnliche Diskussion geführt. Allerdings war sie in einem Bereich für mich gesehen sogar ein bisschen dramatischer. Es hat damals eine Vertreterin, sie weiß es eh selber, die Kollegin Landauer, in der Plenardebatte gemeint, sie verlangt nicht eine Abberufung und Neubesetzung, sondern sie möchte die Funktion des Drogenkoordinators überhaupt auflösen. Aber sonst sind die inhaltlichen Diskussionen analog in die gleiche Richtung gelaufen. 

Ich kann mich noch sehr gut erinnern, das ist jetzt ein bisschen mehr als zwei Jahre her, am 26. Juni 2002 haben wir in einer Sachfrage über den Drogenbeauftragten der Gemeinde Wien eine ähnliche Diskussion, wieder mit den gleichen Vorzeichen, abgehalten.

Meine Damen und Herren, auch heute gilt die gleiche Argumentation wie bei den vorherigen Debatten. Wir gehen in Wien einen gangbaren Weg im Bereich der Drogenprävention und der Drogenarbeit und wir gehen einen vorbildlichen Weg. Ich darf das noch einmal wiederholen. Es wäre sonst nicht zu verstehen, dass das Wiener Modell zum Beispiel vom Bundesland Tirol eins zu eins im Bereich der Drogenprävention übernommen wurde. Jetzt könnte man sagen, ein Bundesland, ist nicht allzu viel. Es sind ihm zwei andere, nicht unbedeutende Bundesländer gefolgt, nämlich Salzburg und Niederösterreich, die das Wiener Modell ebenfalls eins zu eins kopiert haben. Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, damit sind wir im Bereich unserer Präventions- und Drogenpolitik in Österreich nicht nur Nummer eins, sondern auch Vorbild im Gesamtbereich der Europäischen Union und von Europa. 

Was mich heute etwas verwundert hat, ist nicht die noch folgende Wortmeldung der Frau StRin Landauer. Das ist ganz klar. Das ist auch einer ihrer Fachbereiche, wo sie sich zum Wort meldet. Der Herr Mag Kowarik ist heute nicht da, sonst hätte er sicher auch geredet. Ich war ein bisschen verwundert, wieso heute der Herr Landesvorsitzende Strache überhaupt zu diesem Thema redet. Ich bin dann für mich zu der Meinung gekommen, er hat in den letzten Tagen einige gute Ratschläge bekommen, nämlich, sich aus der Bundespolitik herauszuhalten. Jetzt redet er halt bei uns beim Drogenkoordinator mit. Das wird auch nicht viel bringen. Ich gebe ihm den Ratschlag, den er auch schon auf Bundesebene gehört hat. Wir werden sicherlich nicht auf seine Ratschläge diesbezüglich hören. Signale bekommt er von uns auch keine gesendet, weil die Signale, die man hier oft von der Oppositionspartei, von den Freiheitlichen, hört, hört sonst keiner und es wird immer bestritten, dass es solche Signale gibt.

Meine Damen und Herren, was ich aber grundsätzlich noch anmerken möchte, ist, dass wir uns gerade im Bereich der Drogenprävention und der Drogenarbeit gemeinsam bemühen müssen, den Drogenstraßenhandel zu unterbinden. Da gibt es eigentlich keine trennenden Grenzen bei den politischen Parteien. Hier gibt es 
in der Realität ständig Kontakte, die Michi Dressel und Alexander David mit der Polizei gemeinsam vornehmen, wo vorbildliche Arbeit und Anstrengungen geleistet werden. Es gibt, meine Damen und Herren der Freiheitlichen, auch wenn Ihnen das nicht passt, ein sehr gutes Gesprächsklima und eine gute Gesprächsbasis zur Polizeidirektion, zur Kriminaldirektion und vor allem zum Kollegen Horngacher. 

Schwerpunkt bei diesen Besprechungen ist es nach meinen Informationen, die ich mir eingeholt habe, auch, süchtige Händler kriminalpolizeilich zu behandeln. Das ist eigentlich auch eine Ihrer Forderungen, damit man diesen Missstand tatsächlich bekämpfen kann. 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns generell unsere Situation in Wien anschauen, dann soll man nichts verharmlosen und auch nichts bagatellisieren. Was man aber auch nicht tun sollte, ist, dass wir uns im Prinzip von dieser Seite hier hinstellen und sagen, die Situation ist bei uns so katastrophal und so schlecht. Das ist sie, wenn man sich die Zahlen ansieht, bei weitem nicht. 

Die Kollegin Jerusalem hat im Prinzip heute bereits erklärt, wie Statistiken zu lesen sind. Wenn, Gott sei Dank, eine Razzia stattfindet, wo im Prinzip 113 Kilo Suchtgift beschlagnahmt werden, dann ist das eine Größenordnung, die sich in der Statistik mit 300 bis 400 Pro-zent Zuwachs niederschlägt. Das ist gut so, dass man das beschlagnahmt hat, aber man soll die Kirche im Dorf lassen. Man muss das wieder zurückführen. Das war, bitte, ein Anlassfall mit 113 Kilo. Ein toller Erfolg der Wiener Exekutive und der Polizei, ein wirklich gelungenes Vorgehen, aber deswegen ist in Wien die Situation nicht explodiert. 

Meine Damen und Herren, heute und hier wurde vom Kollegen Strache gesagt, die Situation Karlsplatz hat sich jetzt in die Geschäftszeilen hinein verlagert. Wenn Sie mit allen vernünftigen Leuten der Exekutive vorher geredet haben, dann haben Sie gewusst, dass das passieren wird, weil die Drogensüchtigen lösen sich ja nicht auf, nur weil es jetzt eine Bestimmung gibt, die man anwenden kann. 

Ich muss dazusagen, ich bin auch nicht der Anhänger Ihrer Experten, weil Sie haben einen tatsächlichen Drogenexperten in den Reihen der Freiheitlichen Partei, den Herrn Bundesrat John Gudenus, der bei jeder Gelegenheit, wo es nur die Möglichkeit gibt, über den Drogenbereich etwas zu sagen, mit seiner Meinung kommt, weil er halt im 4. Bezirk in der Nähe des Karlsplatzes wohnt, dass er meint, die sollte man alle auf die Donauinsel hinuntertransportieren. Ich gebe ihm Recht, damit wäre der Karlsplatz von den Drogensüchtigen wahrscheinlich befreit, aber wir hätten das Problem der Drogensucht für die Betroffenen in keinem einzigen Fall gelöst. Ich frage mich, was der Herr Gudenus in der zweiten Phase verlangt, nämlich, dass man sie dann wahrscheinlich von der Donauinsel ich weiß nicht wohin deportieren sollte. 

Unser Drogenkonzept in Wien geht von dem Motto "helfen statt strafen" aus. Wir sehen Drogensüchtige als kranke Menschen, denen wir helfen wollen. Nicht so den Dealern und den Kriminellen. Die gehören natürlich auf das Strengste bestraft.

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, heute emotionslos, aber doch inhaltlich zu Ihrem Dringlichen Antrag etwas zu sagen. Meine Damen und Herren der Freiheitlichen Partei, auch ich bin der Meinung, dass Sie sich im letzten Absatz ein bisschen im Ton vergriffen haben. Ich werde Ihnen das begründen. Man kann harte politische Diskussionen führen. Ich bin der Letzte, der das nicht gern persönlich mit Ihnen tut. Ich bin auch einer, der vielleicht manchmal bis an die Grenze des Vertretbaren geht. Aber einem Drogenkoordinator vorzuwerfen, nur weil er eine bestimmte Meinung von sich gibt, dass er menschenverachtende Aussagen tätigt, das ist nicht nur sehr weit herbeigeholt, sondern das ist aus der untersten Schublade, meine Damen und Herren. Sie sollten sich das nächste Mal wirklich überlegen, wenn Sie einen Dringlichen Antrag formulieren, egal in welche Richtung er geht, ob solche Absätze eine Berechtigung in diesem Schriftstück diesbezüglich haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie nicht nur langweilen. Weil wir heute auch aufgerufen sind, ein bisschen mehr über die Drogenarbeit, über unseren Michi Dressel im Aktiven zu erzählen, fällt es mir eigentlich leicht. 

Wenn die Kollegin Schmalenberg gesagt hat, sie kriegt keine Informationen, sie bekommt keine Statistiken und sie hat keine Vergleichzahlen, dann darf ich nur eines dazu sagen: Ich sitze jetzt seit nahezu 10 Jahren im Wiener Gemeinderat. So viele Unterlagen und Zahlen, wie wir in den letzten drei Jahren im Wiener Drogenbeirat bei allen Sitzungen bekommen haben, wenn man sie bekommen will, hat es überhaupt noch nie gegeben. Dafür Michi Dressel und seinen Mitarbeitern noch einen herzlichen Dank, weil das muss man auch einmal zusammenbringen, dass man dieses Zahlenmaterial vernünftig zusammenstellt, um es dann lesen und auswerten zu können. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren, wenn man sich dieses Zahlenmaterial dann hernimmt und durchschaut, dann ist ein Bereich ein ganz wichtiger. Jetzt möchte ich nicht eines machen, weil dann sagen Sie wieder, der Antrag der Kollegin kommt dann dran, und wenn ich jetzt über Nikotin oder Medikamente oder über Alkohol rede, ist das jetzt nicht Hauptbestandteil unserer Diskussion. Da haben Sie schon Recht, aber ein ganz wichtiger, wo wir gemeinsam etwas dagegen tun sollten, weil es hier Tendenzen gibt, die uns nicht ruhen lassen sollten, gerade bei Medikamenten, die im Bereich der Psychopharmakasubstanzen oft auch als Einstieg verwendet werden, auch bei Jugendlichen. Das sollte uns nicht beruhigen, sondern ein bisschen Alarm bei uns schlagen. Da leisten wir schon sehr vorbildliche Aufklärungsarbeit in unseren Schulen, überall dort, wo wir diesbezüglich Kontakte nützen können. 

Aber jetzt kommen wir zum Punkt der illegalen Drogen. Die Hanfprodukte haben nach eigenen Angaben 16 Prozent der Wienerinnen und Wiener schon einmal konsumiert. Noch haben sie nicht die Zahl, aber es ist die statistisch erhobene Tatsache. Im Vergleichszeitraum der letzten Jahre bilden sich in den Daten zum Beispiel in Bezug auf die Designerdroge Ecstasy und die Gruppe der Amphetamine keine Konsumzuwächse ab. Ich sage jetzt vorweg, wenn das keine Erfolg ist, wenn man uns mit anderen europäischen Metropolen vergleicht, dann weiß ich nicht, was ein Erfolg ist. 

Es gibt allerdings einen leichten Anstieg beim Konsum von Kokain, wo man aufpassen und noch eine bessere Aufklärungs- und Präventionsarbeit geleistet werden muss. Über die letzten 10 Jahre hinweg, das können Sie auch in allen ÖBIG-Statistiken nachlesen, bleibt hin-gegen eines stabil, der Anteil derjenigen, die schon einmal Opiate oder andere verbotene Drogen konsumiert haben. Das sind zwischen ein und zwei Prozent. Das bleibt, statistisch die letzten Jahre nachweisbar, bei diesen Prozentsätzen.

Meine Damen und Herren, wenn gesagt wird, man könnte noch mehr tun, dann darf ich nur ein paar Dinge hervorheben, was wir im Rahmen unseres Drogenkonzepts die letzten Jahre bereits tun und laufend getan haben: 

Wir haben Einrichtungen. Wir haben die niederschwelligen Beratungs- und Betreuungseinrichtungen wie Check It, wie den Spitalsverbindungsdienst Kontakt. 

Wir haben Drogenambulanzen, das BBZ Dialog, die Drogenambulanz im AKH, die Drogenambulanz im Otto-Wagner-Spital.

Wir haben ein ambulantes Betreuungszentrum in der Hermanngasse. 

Wir haben Beratungsstellen für Alkohol- und Medikamentenabhängige. 

Wir haben betreutes Wohnen.

Wir haben den Verein Dialog im Polizeianhaltezentrum.

Wir haben Fix und Fertig und vieles andere mehr.

Wir haben halbstationäre Einrichtungen, natürlich auch stationäre Einrichtungen, aber die möchte ich Ihnen jetzt nicht noch in der kompletten Breite aufzählen.

Meine Damen und Herren, wenn hier dann auch gesagt wird - da möchte ich Ihnen jetzt auch noch eine Zahl zum Besten geben -, in Wien ist es in den letzten Jahren explodiert, dann sage ich, Sie haben die letzte Kriminalstatistik nicht genau gelesen. Da gibt es nämlich bei 
der Suchtkriminalität einen interessanten Vergleich. Mit den nach dem Suchtmittelgesetz erstatteten Anzeigen liegt Wien im österreichischen Durchschnitt mit einer Steigerung von 13,35 Prozent vom Jahr 2003 auf das Jahr 2004. Jetzt hören Sie zu, wenn Sie sagen, wir sind da Spitzenreiter. In den Ländern Tirol und Niederösterreich fand sogar eine Steigerung von 28,59 Prozent statt beziehungsweise in Niederösterreich von 26,84 Prozent. In Wien ging auch die Anzahl der angezeigten Verbrechen im Zusammenhang mit dem Suchtmittelgesetz um 2,81 Prozent zurück, wobei die Anzahl der zur Anzeige gebrachten Vergehen allerdings um 13,38 Prozent angestiegen. Da gibt es aber auch eine österreichische Steigerungsrate von 14,61 Prozent. Wie gesagt, das muss man alles in Relation sehen. Je mehr Aufklärungsarbeit die Polizei betreibt, umso mehr Anzeigen werden natürlich diesbezüglich auch eingefahren. Das ist aber nicht das Schlechteste, wenn man so hier die Kirche tatsächlich im Dorf belässt. 

Was uns zu denken geben muss, und das ist auffallend, ist das deutliche Ansteigen der Zahl der Anzeigen bei Personen ohne Beschäftigung. Das hängt ursächlich mit der Arbeitsmarktlage in Gesamtösterreich, aber natürlich auch bei uns in Wien, zusammen, weil der Bund die Verantwortung trägt, um Arbeitsplätze neu zu schaffen. Da haben wir im Prinzip ein Ansteigen zu verzeichnen. Dazu muss man sagen, das muss im Prinzip verhindert werden.

Wenn Sie sich die Anzahl aller Anzeigen zum Suchtmittel Cannabiskraut im Jahr 2004 anschauen, wo gesagt wird, Wien hat da allein 50 Prozent, hat Wien 2 963 Anzeigen und wir sind eine Stadt, eine Metropole, wo sich alles kanalisiert, Oberösterreich hat 2 271 An-zeigen, das Land Niederösterreich hat 2 143 Anzeigen und in Gesamtösterreich haben wir 13 709 Anzeigen. 

Meine Damen und Herren der Freiheitlichen Partei, auch hier sollten Sie die Statistik etwas genauer lesen und dann auch so darstellen, wie sie darzustellen wäre.

Meine Damen und Herren, neue Erkenntnisse über unterschiedliche Bereiche und Handlungsmöglichkeiten im Bereich der Drogenarbeit sind für uns Verpflichtung und Herausforderung zugleich, ermöglichen uns, wirksamere Methoden der Früherkennung und eine bessere Behandlung für kranke Drogenabhängige in Wien zu erreichen. Die Situation am Arbeitsmarkt hat sich aber extrem verschärft und erfordert auch von uns neue Strategien zur beruflichen Stabilisierung und Integration von Drogenabhängigen. Die Schwerpunkte unseres Konzepts liegen somit konkret bei Maßnahmen gegen den Missbrauch von Designerdrogen, noch verstärktere Präventionsarbeit, vor allem im Bereich der Lehrlinge, sowie die große Qualitätssicherung bei den schon bisher erfolgreich durchgeführten Aktivitäten und Programmen, wie zum Beispiel das Check-It-Programm eines ist.

Dass die Menschen, meine Damen und Herren, das sei Ihnen auch ins Stammbuch geschrieben, die Wiener Drogenpolitik insgesamt positiv beurteilen, geht aus einer IFES-Umfrage hervor. Wenn hier die Bevölkerung gefragt wurde, ob sie mit der Drogensituation in Wien im Vergleich zu anderen europäischen Großstädten zufrieden ist, dann wird sie eher als unspektakulär eingeschätzt. Diese Auffassung hat sich zwischenzeitlich noch deutlich verstärkt. Knapp sechs von zehn Befragten sind davon überzeugt, dass die Situation in Wien eher besser als in anderen Ballungsräumen ist. Nur eine kleine Minderheit von drei Prozent vertritt die gegenteilige Meinung. Da dürfte es sich um Ihre Parteifreunde, meine Damen und Herren der Freiheitlichen Partei, handeln.

35 Prozent der Befragten sind der Auffassung, dass die Stadt Wien die Drogenpolitik gut macht und eine gute Arbeit leistet. Hier zeigt sich auch ein positiver Einstellungstrend ab. 1995, also vor 10 Jahren, waren die Stimmungswerte nur halb so hoch wie sie bei der letzten Befragung waren.

Meine Damen und Herren, Drogenkonsum und Drogenproblematik macht vor keiner Tür halt, egal von welcher politischen Partei man kommt und aus welchem gesellschaftlichen Umfeld man stammt. Ich weiß, dass es oft schwer ist, dass man die nötigen Maßnahmen setzt, aber ich glaube, dass wir in Wien in den letzten Jahren im Prinzip vorbildliche Arbeit geleistet haben. 

Meine Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei, das sei Ihnen auch ins Stammbuch geschrieben, Wegsperren von Drogensüchtigen hat allein keinen Sinn. Damit würde man das Problem nur verschärfen. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Mein Gott! Warum hören Sie nicht einmal zu!) Man darf davor auch nicht die Augen verschließen, wie man das vielfach im Prinzip oft macht. Jetzt sage ich nicht, dass Sie das machen, aber ich habe es von anderen Ihrer Fraktion schon gehört. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das hat keiner gesagt!) Man kann nicht sagen, es gibt keine Drogensüchtigen. Es gibt einfach Drogensüchtige. 

Meine Damen und Herren, was man noch wissen sollte und das sollten Sie sich auch genau überlegen, mit der Herabsetzung im Suchtmittelgesetz haben wir eines erreicht, es werden mehr Leute angezeigt und eingesperrt. Zum damaligen Zeitpunkt haben die Richter die Ermessensentscheidung gehabt, entweder zu strafen oder zu therapieren. Ich darf Ihnen sagen - und dafür sind auch einige, die heute hier sitzen, mitverantwortlich -, dass in den letzten Monaten und Jahren verstärkt zum Bereich der Strafe gegriffen wurde, was uns in der Therapie überhaupt nicht behilflich ist. Ich glaube, wir wären gut beraten, diesen Weg umzukehren und jenen, die unsere Hilfe brauchen, in der Therapie diese Hilfe auch zu geben und sie nicht zu strafen.

Meine Damen und Herren, auf diesem erfolgreichen Weg werden wir gemeinsam mit unserer Stadtregierung, mit unserer Fraktion und mit Michi Dressel gehen. Sie werden nicht erstaunt sein, dass wir Ihrem Begehr natürlich nicht beitreten können. Der Drogenkoordinator wird weiter unser Vertrauen besitzen und im Amt bleiben. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Landauer. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zur Kollegin Jerusalem will ich nicht wirklich sehr viel sagen, weil es mir eigentlich immer sehr schwer fällt, Ihnen gelassen zuzuhören. Wir wollen, dass es Repressionen gegen Dealer und Hilfe für Drogenkranke gibt. Mehr will ich zu Ihren Wortmeldungen gar nicht sagen, weil es sinnlos ist. Diese Debatte führen wir hier seit 1987.

Weil gesagt wurde, unser Antrag betreffend der menschenverachtenden Aussagen von Drogenkoordinator Michael Dressel ist überzogen: Ich gebe Ihnen Recht und sage von diesem Pult aus auch, dass das Wort "menschenverachtend" sicher überzogen ist. Ich entschuldige mich dafür. Es wäre "verharmlosend" das bessere Wort gewesen. Ihre Aussagen sind verharmlosend, weil zu "menschenverachtend" muss man sagen, dieses Wort wird einfach in vielen Belangen immer wieder verwendet, wenn man sehr betroffen ist. Das ist auch sicherlich dadurch entstanden, weil uns betroffene Eltern angerufen haben, die diesen Satz von Ihnen, dass es nicht auf den Drogenkonsum zurückzuführen ist, eben so betrachtet haben. Ich möchte es jetzt hier aber noch einmal sagen: Wir hätten das nicht so weitergeben brauchen, sondern es auf "Verharmlosung" niederschreiben sollen. Wir glauben einfach, ich werde das jetzt herausarbeiten, dass sehr viele Versäumnisse Ihrerseits vorliegen.

Weil die Frau Kollegin Jerusalem gesagt hat, der Herr GR Strache ist feig, weil er sich hinter dem Drogenkoordinator verschanzt: Der Antrag ging an die Frau StRin Brauner, denn nur die Frau StRin Brauner kann abberufen. Dazu fällt mir immer der Altvizebürgermeister Mayr ein, der gesagt hat, die Politik liefert die Ideen, umsetzen tut dann derjenige, der zuständig ist, ob Beamter oder so wie der Drogenkoordinator, der eben für den Drogenbereich zuständig ist. 

Das Wort "Drogenkoordinator", muss ich überhaupt dazusagen, ist für mich absurd. Aber das ist schon absurd, seit es das Wort gibt. Dieses Wort gibt es nur leider europaweit. Vielleicht könnte man hier einfach einmal eine Initiative starten, dass man das "Antidrogenkoordinator" benennt. 

Der Herr GR Wagner hat gemeint, wir müssen noch viel im Bereich Alkohol, Nikotin und Medikamente tun. Ich kann das nur unterstreichen. Hier muss einfach noch viel mehr gemacht werden. Ich bedaure zutiefst, dass es der Bundesregierung bis jetzt noch nicht gelungen ist, den Steuersatz für die Alkopops so hinaufzusetzen, dass sich das die Kinder und Jugendlichen zum Beispiel nicht mehr so leicht leisten können, wie sie es jetzt tun. Beim Alkohol unter 16 haben wir schon sehr viele Initiativen gesetzt. Sie wurden leider in diesem Hause abgelehnt. Vielleicht gelingt es uns, dass wir auf Bundesregierungsebene gemeinsam mit den Landesjugendreferenten noch ein harmonisiertes Jugendschutzgesetz zu Stande bringen, damit hier vielleicht einmal ein Schritt gesetzt wird. 

Ich war sehr beruhigt, dass der Herr Abg Wagner gesagt hat, für die SPÖ wird es keine Fixerräume geben. Die Streetworker vom Karlsplatz sehen das anders. Sie haben auch in einem Leserbrief in der "Presse" am 14. März geschrieben: „Wir erachten es als notwendig, dass Räumlichkeiten für die Betreuung von drogenkranken Menschen zur Verfügung gestellt werden. Dies wird durch die Umgestaltung des Karlsplatzes auch erfolgen." Ich glaube, dass wir Räumlichkeiten für Drogenkranke brauchen. Aber wir brauchen sicherlich keine Fixerräume. In Deutschland geht man bereits dazu über, die Fixerräume zu schließen, weil man draufgekommen ist, das ist nicht der richtige Weg. (Beifall bei der FPÖ.) 

Am 25.2. hat der Drogenkoordinator darauf aufmerksam gemacht, dass ein neues Problem auf Wien zukommt, und zwar die Straßendroge Kokain. Derzeit kann man annehmen, dass zirka 100 WienerInnen jeweils fünfzehnmal pro Tag Kokain spritzen. Ein Gramm Kokain kostet derzeit ca 50 EUR. Ich denke mir, dass hier noch sehr viel zu tun ist, dass es einfach zu wenig ist, wenn Sie aufzeigen, dass dieses Problem vorhanden ist. 

Da möchte ich noch auf den Drogenbeirat eingehen: Die Frau Kollegin Schmalenberg ist nicht Vertreterin der Freiheitlichen im Drogenbeirat. Dort sind der GR Mag Kowarik und ich. Dort gibt es wirklich sehr informative Diskussionen. Ich finde, die Zeit ist immer zu knapp be-messen, weil man eigentlich sehr viel Information bekommt, aber die Diskussion zu kurz ist. 

Hätten wir hier schon einen Drogenbericht, hätten wir uns vielleicht diesen Dringlichen Antrag für heute ersparen können. Aber ich denke mir, gerade nach Bekanntgabe der Kriminalstatistik, nach Bekanntgabe der Drogenfälle und so weiter, dass es einfach ganz wichtig ist, dass wir über das Problem diskutieren. 

Wenn man sich jetzt das Arbeitsprogramm vom Fonds Soziales Wien anschaut, gibt es ein paar Seiten für den Fachbereich Sucht und Drogen. Ich denke mir, dass, jetzt nur von den Worten, die darin stehen, mir das einfach zu wenig informativ ist. Zum Beispiel: „Im Bereich der gesundheitsbezogenen Maßnahmen sollen die Angebote im Netzwerk der Wiener Drogenhilfe flexibler gestaltet und besser aufeinander abgestimmt werden." - Wunderbar, nur mir geht ab, man geht überhaupt nicht darauf ein, dass wir immer mehr Kinder und Jugendliche in der Drogenszene haben. Das sagen die Experten. Wir brauchen eigene Einrichtungen bezüglich Beratung, bezüglich Therapie. Hier ist noch ein sehr weiter Weg vor uns zu gehen. 

Ich denke auch, dass der Spitalverbindungsdienst Kontakt in diesem Jahresarbeitsprogramm aufzeigt, dass die Zahl der Klienten und Klientinnen steigend ist. Weil der Herr GR Wagner gesagt hat, dass mehr Strafe statt Hilfe einsetzt: Das wird auch in dem Jahresprogramm aufgezeigt, dass man vermutet, dass es zu einer Steigerung bis zu 6 000 kommen wird. Derzeit ist man bei 4 000. Ich denke, das wäre eine ganz wichtige Aufgabe für den Drogenbeirat, dass man hier Gegenmaßnahmen setzt, weil gerade Kontakt hat im März 1999, vor fast sechs Jahren, wir haben jetzt April, mit einer Akutstudie darauf aufmerksam gemacht, dass es zu Missbrauch von retardierten Morphinen kommt. Da steht hier: „Die häufige intravenöse Applikation von Morphintabletten und Kokain überrascht." - 1999 hat es überrascht. - "Diesbezügliche gesundheitliche Konsequenzen sind noch zu erfassen." Wir haben jetzt das Problem, dass es immer wieder zu Todesfällen durch initiierte retardierte Morphine kommt und vor fünf Jahren gab es eine Studie, nicht von den Freiheitlichen, sondern von denen, die mit den Betroffenen arbeiten. Die schreiben in dieser Studie etwas, wo ich sage: Was ist mittlerweile geschehen? Wie gesagt, es sind fast sechs Jahre vergangen. 

Zu bedenken ist, dass diese Taten betreffend die Morphintabletten nicht im forensisch pathologischen Kol-lektiv von Drogenopfern gewonnen werden können, weil Morphin und Heroin nach wenigen Minuten idente Befunde in der chemischen Untersuchung ergeben und beide Substanzen in der Gruppe "Überdosis durch Morphin" aufscheinen würden. Das wurde vor fünf Jahren bereits niedergeschrieben. Ich frage mich, wozu solche Studien gemacht werden, wenn die Zahl explodiert. Wir haben mittlerweile in Wien 5 200 Patientinnen und Patienten in der Substitution. Ich finde es gut, dass es die Ersatzdroge gibt. Ich finde es schlecht, dass der Großteil der Menschen unbetreut ist, dass sie keine sozialarbeiterische Betreuung haben, dass sie zu wenig Möglichkeiten haben, mit Hilfe von Expertinnen und Experten wieder reintegriert zu werden. 

Ich bin froh, dass es ab Sommer einen Erlass und eine Verordnung geben wird, wo die Substitution verstärkt massiver kontrolliert werden wird, wo es Auflagen geben wird, warum manche Patientinnen und Patienten kein retardiertes Morphin bekommen. Der Drogenkoordinator ist gemeinsam mit dem Drogenbeauftragten auch an die Bundesregierung herangetreten und hat diese Verordnung initiiert. Soweit ich informiert bin, gibt es demnächst dieses Papier. Ich bin sehr froh darüber, nur denke ich mir, dass Sie hier Ihre Stimme viel lauter erheben sollten. 

Der Drogenbeauftragte Dr David hat in einem Gespräch, das Sie ermöglicht haben, das ich gehabt habe, gesagt, er würde nie retardierte Morphine verschreiben. Das muss ja einen Sinn haben, warum er das tut. Und warum machen wir hier darauf aufmerksam? Weil es einfach, wie gesagt, seit 1999 in diesem Bericht steht, dass es hier zu Schäden kommt, zu Herzbeschwerden und so weiter. Das Schlimme, was ich finde, ist, dass retardierte Morphine jungen Menschen gegeben werden, die vielleicht erst ganz kurz in der Drogenszene sind. Das kann nicht der Sinn einer Substitution sein, dass wir Kinder und Jugendliche abhängig machen. 

Das ist ein Grund, warum ich sage, Sie als Drogenkoordinator haben hier ganz schwere Versäumnisse, weil Sie hätten es in Ihrer Hand, die Institutionen, die Ambulanzen, alle zu informieren, sich zusammenzusetzen, weil ich bin der Meinung, dass nicht nur die Meinung vom Herrn Dr Haltmayer die richtige ist, nicht nur die Meinung von Frau Prof Fischer die richtige ist, die diese retardierten Morphine so propagiert. 

Wir haben ein sehr interessantes Gespräch mit der Firma MUndipharm gehabt, wo man jetzt erst mit einer Studie herauskommen wird, wo das Für und Wider der retardierten Morphine herausgearbeitet wird. Für mich wäre wirklich das Wichtigste, dass die Substitution nicht mit retardierten Morphinen durchgeführt wird, vor allem nicht bei Kindern und Jugendlichen. Das erscheint mir als ein ganz wesentlicher Bestandteil. Da bitte ich darum - ich habe es schriftlich gemacht und ich mache es jetzt auch von hier -, dass wir im Drogenbeirat wirklich einmal eine Diskussion mit den verschiedensten Expertinnen und Experten führen, weil es zu einem Schutzprogramm für die Kinder und Jugendlichen kommen muss. 

Ich bin 1987 in die aktive Politik gekommen und habe damals gemeinsam mit unserem Klubobmann Mag Hilmar Kabas, darauf aufmerksam gemacht, dass Cannabis, Marihuana gefährlich ist. Wir sind hier von der SPÖ, von den GRÜNEN sowieso, verhöhnt worden, lächerlich gemacht worden. Wir machen uns Gott sei Dank nicht selbst lächerlich, weil es mir wirklich ein Anliegen ist, hier für die Kinder und Jugendlichen eine Veränderung in der Drogenpolitik zu erreichen.

Jetzt kann man am 29. März 2005 von der Frau Prof Fischer lesen: „Das große Problem der Jugend ist Nikotin. 30 Prozent der Jugendlichen rauchen." - Das kann ich nur unterstreichen. Und jetzt steht da: „Und Marihuana ist in den Oberstufenschulen immer stärker vertreten. Man merkt auch, dass Marihuana höher konzentriert ist als vor 20 Jahren." - Jetzt hören Sie bitte ganz genau zu. Das ist keine freiheitliche Erfindung, das ist gar nichts, sondern das ist die Expertin Frau Prof Fischer: „Bei einem Großteil führt es langfristig nicht zu Problemen," - Gott sei Dank. – „bei einer kleinen Gruppe von Patienten allerdings sehr wohl." - Wir sind als Politiker verpflichtet und verantwortlich, diese kleine Gruppe zu schützen. 

Deswegen, meine Damen und Herren der Sozialdemokratie und der GRÜNEN, haben wir die Frau StRin Brauner aufgefordert, den Drogenkoordinator Michael Dressel abzuberufen, weil er verharmlost, obwohl er, sage ich jetzt einfach, von vielen Dingen ganz genau weiß, wie gefährlich sie sind. Aber er setzt eigentlich seine Kompetenz absolut nicht ein. Daher wäre die Abberufung ein Gebot der Stunde. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Laschan. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In regelmäßigen Abständen kommt von den Freiheitlichen ein Vorstoß in Sachen Drogenpolitik, ich würde fast meinen, wie ein Pausenkasperl. Ich sage das deswegen, weil Sie sich nicht einmal mehr die Mühe machen, eine schlüssige Argumentation für Ihre Forderungen zu finden. (GR Mag Hilmar Kabas: Das war aber schlüssig!) Dieser Dringliche Antrag ist so inhaltsleer, als wäre er in einer Sitzungspause schnell hingeschmiert worden. Und ich werde das begründen:

Aus polizeilichen Anzeigen und sichergestelltem Suchtgift auf die Wiener Drogensituation zu schließen, ist reichlich eindimensional. Wenn 2004 113 Kilogramm Heroin beschlagnahmt wurden, ist es logisch, dass das eine hohe prozentuale Steigerung gegenüber dem Jahr 2003 ergibt. Ich zitiere jetzt einen Polizisten. Das Zitat lautet so, ist aus dem "Kurier" aus der vergangenen Woche: „Suchtgiftdelikte sind Kontrolldelikte. Je mehr bei der Polizei gearbeitet wird, desto höher sind die Zahlen in der Statistik." - Das sagt Herr Erich Zwettler, seines Zeichens Leiter der Abteilung "Organisierte Kriminalität" im Bundeskriminalamt. Ich frage mich, warum Sie nicht die Absetzung dieses Herrn fordern, weil der sagt nichts anderes als unser Drogenkoordinator. Sie fordern in Ihrem Antrag die Absetzung des Drogenkoordinators, weil er der Meinung ist, dass Anzeigen und sichergestelltes Suchtgift nichts über den Drogenkonsum aussagen. 

Sie sagen in Ihrer Begründung, dass Parkanlagen, U-Bahn-Bereiche und Gebiete um den Gürtel von der Drogenszene betroffen sind. - Na, ganz etwas Neues! Das ist nämlich nicht neu. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Nein, eh nicht! Das haben wir auch nicht behauptet!) Das steht nur als neuer Aspekt in Ihrem Antrag. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es steht nicht "neu" dabei!) Also nicht sehr einfallsreich! Das wissen wir.

Sie fordern eine Kompetenzerweiterung, verbunden mit Durchgriffsrechten. Ich frage mich: Soll der Drogenkoordinator Verhaftungen vornehmen und Leute einsperren? Oder in welche Richtung soll das gehen?

Sie fordern eine Umbenennung des Drogenkoordinators in "Anti-Drogenkoordinator", damit laut Ihrer Meinung der Kampf gegen Suchtmittelmissbrauch ersichtlich sei. Das finde ich ja besonders abstrus. Glauben Sie, dass die Wienerinnen und Wiener der Meinung sind, dass der Drogenkoordinator Drogen verkauft? Glauben Sie, dass ein Krebsspezialist, nur weil er nicht "Anti-Krebsspezialist" heißt, für Krebs ist und nicht dagegen kämpft? Oder glauben Sie, dass eine Schmerztherapie eine Therapie für Schmerzen ist? Ich denke mir, das ist eine relativ einfache... (Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Ich könnte jetzt noch viele Beispiele nennen. (GR Dr Herbert Madejski: Was ist der Unterschied zwischen einem Spezialisten und einem Koordinator?) Ich weiß nicht, ob Sie es verstehen. Aber Sie halten offensichtlich die Menschen für dumm, und das ist menschenverachtend. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie fordern, dass Wien nicht Istanbul werden darf. Das reiht sich nahtlos ein in diesen Antrag und viele andere Anträge. Das ist die Politik der FPÖ, und die lehne ich aus tiefstem Herzen und mit Verstand ab! (GR Dr Herbert Madejski: Fragen Sie die Frauen dort in der Türkei, ob sie Istanbul...!) Und ich wundere mich, dass Menschen, die in der FPÖ etwas differenzierter denken - und ich spreche Sie, Frau StRin Landauer, damit an -, sich von dieser Politik nicht distanzieren. (GR Dr Herbert Madejski: Fragen Sie die Frauen! Fragen Sie die Journalistin, ob sie das will!)
Drogenpolitik ist ein bisschen vielschichtiger. Das Wiener Drogenkonzept besteht aus den Eckpfeilern Prävention, Früherkennung, Schadensbegrenzung, Therapie und Integration in den Arbeitsmarkt - zum wiederholten Male hier referiert. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ist alles ganz perfekt! Ist ja alles ganz toll!) Und das unter der Prämisse - und es ist wichtig, das immer wieder zu betonen, weil Sie es offensichtlich nicht begreifen (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es gibt ja gar kein Problem! Es ist alles wunderbar!) -, dass der Konsum jedweder Suchtmittel abzulehnen ist. 

Die Fülle von Einrichtungen, die im Sinne des Wiener Drogenkonzeptes arbeiten, hat der Kollege Wagner angerissen; sie alle aufzuzählen, würde den Rahmen sprengen, daher tue ich es auch nicht. Sie alle, die sich dafür interessieren, die sich wirklich für diesen Bereich interessieren, wissen es selber ganz genau. 

Im Süden Wiens wird eine neue Beratungs- und Betreuungseinrichtung eröffnet, mit dem Ziel der Beratung von Abhängigen, Gefährdeten, Angehörigen und Schlüsselpersonen, mit dem Ziel der Betreuung und Behandlung und der Prävention sowie des Wissenstransfers und der Kooperation. 

Ein zentraler Arbeitsschwerpunkt waren Maßnahmen im Bereich der offenen Drogen-Straßenszene. Es wurde eine Kooperation von Drogenkoordinator, Drogenbeauftragtem, WIENER LINIEN, Exekutive und Straßensozialarbeit eingerichtet, um konkrete Maßnahmen abzustimmen.

Nicht zuletzt möchte ich wieder einmal das Dokumentationsarchiv erwähnen. Es wird eine detaillierte, personenbezogene soziodemographische Dokumentation der Klientinnen und Klienten des Wiener Suchtgift-Netzwerkes durchgeführt. Diese Daten sind Grundlage für eine weitere Professionalisierung in der Drogenpolitik und in der Wiener Suchtgiftkrankenhilfe, und diese Daten dienen auch der Abschätzung des weiteren Bedarfs.

Das waren nur ein paar Schlaglichter, weil das Wiener Drogenkonzept die Basis der Arbeit des Wiener Dro-genkoordinators ist. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Warum gibt's dann immer mehr Drogen, wenn alles so gut ist?) Ich habe im Übrigen den Eindruck, dass der Re-

debeitrag der StRin Landauer so gestaltet war: Ich hatte nicht den Eindruck, dass Sie hinter diesem Antrag stehen, weil Sie hier in Wirklichkeit sehr konstruktiv versucht haben, mit dem Drogenkoordinator zu kommunizieren. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das ist ein Irrtum!)
Ich möchte unserem Drogenkoordinator Michael Dressel herzlichst für seine Arbeit danken und ihm alles Gute und viel Kraft für seine weitere Arbeit in der Wiener Drogenpolitik wünschen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Besprechung des Dringlichen Antrages ist somit beendet.

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung der amtsführenden Stadträtin für Gesundheit und Soziales zu. 

Es gibt hiezu keinen Beschluss- und Resolutionsantrag, es ist auch keiner eingebracht worden.

Somit ist auch die öffentliche Sitzung beendet, und ich darf bitten, die Galerie zu räumen.

(Schluss um 16.05 Uhr.)
